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Wirtschaft

Frankfurter Rundschau Deutschlandausgabe (Hauptausgabe) |
13.10.2022

Mehr E-Mobilität auf dem Flughafen

Kommentar von Ulrike P.

Elektromobilität nimmt auch in anderen Sektoren an Fahrt auf.

Landesregierung sagt Betreiberin Fraport finanzielle Unterstützung zu

Photovoltaik-Anlage am südwestlichen Ende der Startbahn
West am Flughafen Frankfurt. Fraport/dpa Fotograf: dpa

VON RAMONA WESSMANN

Rund 690 000 Euro stellt das Land Hessen dem Frank-
furter Flughafen zur Verfügung, um den Fuhrpark auf
dem Vorfeld weiter auf alternative Antriebe umzustel-
len. Entsprechende Förderbescheide erhielt der Kon-
zern Fraport jetzt aus Wiesbaden. Wie das Unterneh-
men amMittwoch mitteilte, will es davon 464 000 Euro
in den Aufbau einer Lade-Infrastruktur investieren, wäh-
rend die restlichen 225 000 Euro für zwei neue E-Passa-
gierbusse verwendet würden.

Für den Fraport-Vorstandsvorsitzenden Stefan Schul-
te ist der Umstieg auf E-Mobilität ein „maßgeblicher
Bestandteil“ der eigenen „Dekarbonisierungsstrategie“.
Schulte sagte weiter: „Wir haben uns das ambitionier-
te Ziel gesetzt, unseren Heimatstandort Frankfurt Air-
port sowie all unsere vollkonsolidierten Flughafen-Be-
teiligungen in der ganzen Welt spätestens bis zum Jahr

2045 CO2-frei zu betreiben.“ Aktuell betreibe der Kon-
zern mit 570 E-Fuhrwerken jedoch lediglich 16 Prozent
des Gesamtbestands elektrisch.

Dass Klimaschutz für den Flugverkehr eine große
Herausforderung darstellt, sieht auch der hessische
Wirtschafts- und Verkehrsminister Tarek Al-Wazir. Der
Grüne Minister betonte, dass deswegen neben dem
Flugverkehr auch der Betrieb am Flughafen selbst um-
weltfreundlicher werden müsse. „Jede Tonne einge-
spartes CO2 dient dem Klimaschutz und bringt uns nä-
her in Richtung Klimaneutralität. Mit der neuen Lade-
struktur für E-Mobility wird auch dafür die Grundlage
geschaffen“, versicherte Al-Wazir.

Der Ausbau der E-Ladestruktur soll bereits in die-
sem Monat beginnen. Insgesamt will Fraport 34 neue
Schnellladepunkte im Zuge der Erweiterung schaffen.
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Ermittlungen
gegen falschen
Notarzt
Mutmaßlicher

Betrüger angezeigt

E
in Mann soll sich zu Unrecht
in Hessen als Notarzt ausgege-

ben haben und im Rettungsdienst
tätig gewesen sein. Die Staatsan-
waltschaft Gießen ermittelt gegen
den 31-Jährigen aus Baden-Würt-
temberg, wie ein Sprecher am
Mittwoch sagte. Der Verdächtige
soll nach bisherigen Erkenntnissen
im Vogelsbergkreis und Main-Kin-
zig-Kreis im Einsatz gewesen sein.

DemMann sei es gelungen, sich
über eine Onlineplattform bun-
desweit als Notarzt anzubieten,
teilten die beiden Landkreise über-
einstimmend mit. Der 31-Jährige
sei „umgehend nach Bekanntwer-
den des Betrugs aus dem Dienst
genommen und angezeigt wor-
den“, heißt es in einer Stellung-
nahme des Main-Kinzig-Kreises.

Demnach ging die Anzeige bei
der Staatsanwaltschaft Hanau am
14. September ein. Diese wartete
nach eigener Darstellung unter-
dessen bereits auf eine Akte der
Ermittlungsbehörden in Stuttgart
über den Verdächtigen. Der Vo-
gelsbergkreis berichtete, dass der
Mann im Sommer in einem Zeit-
raum von vier Wochen 27 Einsät-
ze im Kreisgebiet gehabt habe. Er
sei bei der zuständigen Landes-
ärztekammer nicht registriert.

Ob Patient:innen zu Schaden
kamen, war ungeklärt. Dem Mann
wird Missbrauch von Berufsbe-
zeichnungen, Betrug und Urkun-
denfälschung vorgeworfen. dpa

17 Verdächtige
festgenommen
Kontrolltag der Polizei

B
ei einem länderübergreifen-
den Kontrolltag haben Zoll

und Polizei in Hessen mehr als
1600 Menschen überprüft. Dabei
deckten die Beamten gut
750 mutmaßliche Straftaten und
Ordnungswidrigkeiten auf und
nahmen 17 Verdächtige fest, wie
das Landeskriminalamt in Wies-
baden am Mittwoch mitteilte.

Überprüft wurden unter ande-
rem öffentliche Plätze, szenetypi-
sche Brennpunkte, Gaststätten
und Bars, Bahnhöfe und Auto-
bahnen. Dabei fanden die Beam-
ten in gut 50 Fällen Drogen und
hielten rund 20 Autofahrer:innen
ohne Führerschein an. Zudem
entdeckten sie auch verbotene
Waffen. Hessenweit waren rund
770 Polizeibeamte im Einsatz dpa

Schlappe für Frankfurt & Co.
Staatsgerichtshof weist Klagen gegen die Heimatumlage des Landes ab

VON J U T TA R I P P EG AT H E R

D
ie Stadt Frankfurt ist mit ih-
rer Klage gegen die soge-

nannte Heimatumlage des Lan-
des vor dem Hessischen Staatsge-
richtshof gescheitert. Die Rich-
ter:innen wiesen auch die kom-
munalen Grundrechtsklagen der
Gemeinde Biebergemünd sowie
der Städte Büdingen, Schwalbach
am Taunus und Stadtallendorf
zurück. Sie seien unbegründet,
heißt es in dem am Mittwoch
verkündeten Urteil.

Eine Entscheidung, die sich
schon bei der mündlichen Ver-
handlung im Juli angedeutet hat-
te. Trotzdem zeigte sich Frank-
furts Stadtkämmerer enttäuscht:
„Für die Stadt Frankfurt bedeu-
tet dies auch finanziell einen
großen Einschnitt“, sagte Bastian
Bergerhoff (Grüne) nach der Ur-
teilsverkündung in Wiesbaden.

Er akzeptiere das Urteil, blei-
be aber dabei: „Nach unserer
Auffassung wird die kommunale
Selbstverwaltung verletzt, und in
Hessen herrscht eine einge-
schränkte kommunale Finanz-
hoheit.“ Der Stadt gehe ein drei-
stelliger Millionenbetrag dadurch
verloren.

Hessens Finanzstaatssekretär
Martin Worms begrüßte die Be-
stätigung der Rechtsauffassung
des Landes. Ein „Gewinn für die
Kommunen im Land“ sei das Ur-
teil. Die Botschaft sei eindeutig:
„Von Bevormundung kann nicht
die Rede sein.“

Mit dem Programm „Starke
Heimat Hessen“, abgekürzt Hei-
matumlage, stellt die Landesre-

gierung seit 2020 über den Kom-
munalen Finanzausgleich den
Gemeinden mehr als 300 Millio-
nen Euro zusätzlich zur Verfü-
gung.

Das System sieht so aus: Ge-
werbesteuerstarke Kommunen
müssen Geld abgeben, um die
weniger finanzstarken zu unter-
stützen. Nach Darstellung des
Landes soll das Vorgehen einen
Beitrag für gleichwertige Lebens-
verhältnisse in Hessen leisten.

Nach Ansicht der Klägerin-
nen verletzt das Gesetz das kom-
munale Selbstverwaltungsrecht
sowie ihr Recht auf kommunale
Gleichbehandlung. Sie stoßen
sich auch daran, dass das Land
einen Teil des Geldes aus der Ge-
werbesteuerumlage zweckge-
bunden verteilt. Ein solches Vor-
gehen ist von der Verfassung ge-
deckt, urteilte jedoch der Staats-
gerichtshof.

Der Staatssekretär ist zufrie-
den: Schon in den vergangenen
drei Jahren habe das Land dafür
gesorgt, dass Hessens Kommu-
nen mehr als 700 Millionen Euro
gezielt in wichtige Projekte in-
vestieren konnten, teilte Worms
mit. Allen 443 Kommunen stün-
de dank des Programms mehr
Geld für Kinderbetreuung, Kran-
kenversorgung, klimafreundli-
che Mobilität und Digitalisierung
zur Verfügung.

Vor allem finanzschwächere
Gemeinden profitierten. Das Ur-
teil sei ein Erfolg für die weit
mehr als 400 Kommunen, die
nicht gegen die „Starke Heimat“
geklagt hätten. Einzig „eine
Handvoll“ überwiegend betuch-
ter Gemeinden seien vor den
Staatsgerichtshof gezogen. „Die
‚Starke Heimat Hessen‘ ist soli-
darisch, gerecht und verfas-
sungsgemäß.“

Klagende Kommunen

fühlten sich bevormundet

Mehr E-Mobilität auf dem Flughafen
Landesregierung sagt Betreiberin Fraport finanzielle Unterstützung zu

VO N R A M O N A W E S S M A N N

R
und 690000 Euro stellt
das Land Hessen dem

Frankfurter Flughafen zur Ver-
fügung, um den Fuhrpark auf
dem Vorfeld weiter auf alter-
native Antriebe umzustellen.
Entsprechende Förderbeschei-
de erhielt der Konzern Fraport
jetzt aus Wiesbaden. Wie das
Unternehmen am Mittwoch
mitteilte, will es davon
464 000 Euro in den Aufbau
einer Lade-Infrastruktur inves-
tieren, während die restlichen
225 000 Euro für zwei neue
E-Passagierbusse verwendet
würden.

Für den Fraport-Vorstands-
vorsitzenden Stefan Schulte ist
der Umstieg auf E-Mobilität ein
„maßgeblicher Bestandteil“ der
eigenen „Dekarbonisierungs-
strategie“. Schulte sagte weiter:
„Wir haben uns das ambitio-
nierte Ziel gesetzt, unseren Hei-
matstandort Frankfurt Airport
sowie all unsere vollkonsoli-
dierten Flughafen-Beteiligun-
gen in der ganzen Welt spätes-
tens bis zum Jahr 2045 CO2-frei
zu betreiben.“ Aktuell betreibe
der Konzern mit 570 E-Fuhr-
werken jedoch lediglich 16 Pro-
zent des Gesamtbestands elek-
trisch.

Dass Klimaschutz für den
Flugverkehr eine große Heraus-
forderung darstellt, sieht auch
der hessische Wirtschafts- und
Verkehrsminister Tarek Al-Wa-

zir. Der Grüne Minister betonte,
dass deswegen neben dem Flug-
verkehr auch der Betrieb am
Flughafen selbst umweltfreund-
licher werden müsse. „Jede Ton-
ne eingespartes CO2 dient dem

Klimaschutz und bringt uns nä-
her in Richtung Klimaneutrali-
tät. Mit der neuen Ladestruktur
für E-Mobility wird auch dafür
die Grundlage geschaffen“, ver-
sicherte Al-Wazir.

Der Ausbau der E-Lade-
struktur soll bereits in diesem
Monat beginnen. Insgesamt will
Fraport 34 neue Schnelllade-
punkte im Zuge der Erweiterung
schaffen.

Photovoltaik-Anlage am südwestlichen Ende der Startbahn West am Flughafen Frankfurt. FRAPORT/DPA

Frankfurt - meine Stadt In der FR-Serie geht’s umWohnen und Mobilität junger Menschen
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Alles auf Strom

Der Antriebshersteller Vitesco entwickelt in Moabit und Spandau Elektromotoren

Den Fortschritt kann man bei Vitesco schon in der Ein-
gangshalle erleben. Ausgestellt sind dort die Elektro-
motoren, die der Hersteller – bis 2021 Teil des Conti-
nental-Konzerns – seit 2019 produziert hat. Die jüngs-
te, inzwischen vierte Generation nennt Vitesco EMR4.
Der elektrische Hochvolt-Achsantrieb wiegt nur 65 Kilo,
zehn weniger als sein Vorgänger, und ist deutlich kom-
pakter. Elektroautos, das lernt man in der Sickingenstra-
ße in Moabit schnell, entwickeln sich rasant, brauchen
weniger Bauteile und sind sauberer als Benziner und
Diesel. Nach Öl oder Sprit riecht hier nichts.

370 Beschäftigte hat Vitesco in Berlin, die sich auf zwei
Standorte in Moabit und in Spandau verteilen. Ein klei-
ner Teil der weltweit 37.000 Köpfe zählenden Beleg-
schaft, aber ein wichtiger für das börsennotierte Un-
ternehmen aus Regensburg. „Der Standort Berlin ist ei-
ne tragende Säule für die Vitesco-Technologies-Entwick-
lung”, sagt Thomas Stierle, der im Vorstand die Elektro-
mobilität verantwortet. „Gerade im Bereich Motoren-
und Batteriemanagementsysteme werden hier Grund-
lagen für unsere weltweiten Kunden entwickelt.” Für
die E-Achse sei Berlin der zentrale Entwicklungsstand-
ort.

Wenn Vitesco an diesem Montag seine Quartalsbilanz
vorstellt, wird die Elektromobilität das wichtigste The-
ma sein. Zwar macht die Technologie erst rund zehn
Prozent vom Gesamtumsatz (8,3 Milliarden Euro) aus.
Aber sie ist der Wachstumstreiber für das Geschäft des
Zulieferers, bis Ende des Jahrzehnts soll der Anteil auf
mehr als 70 Prozent steigen. Die Auftragsbücher sind
voll: Allein in den vergangenen zwölf Monaten kam ein
Volumen im E-Mobility-Bereich von zehn Milliarden Eu-
ro zusammen.

Vitesco ist mit seinen E-Antrieben, Batteriemanage-
mentsystemen und der Leistungselektronik bei fast al-
len Autoherstellern vertreten. Der EMR3-Antrieb läuft
bei Autobauern wie Stellantis (Opel, Peugeot), Renault
oder der chinesischen Dongfeng in insgesamt 20 Mo-
dellen. Gerade hat das Unternehmen eine engere Ko-
operationmit dem langjährigen Kunden Renault verein-
bart. Hyundai/Kia hat kürzlich den neuen EMR4-Motor
bestellt, Volumen: zwei Milliarden Euro. Die Liste der
Kunden ist lang. Und die Spezialisten in Berlin und an
79 anderen Standorten haben gut zu tun.

Insgesamt rund 5300 der etwa 7100 Ingenieure und In-
genieurinnen sind Elektronik-, Software- und System-
fachkräfte. „Wir sind multikulti”, sagt Standortleiter

Karsten Kalbitz, Menschen aus 27 Nationen arbeiten
in Berlin zusammen. Sie sind Teil des weltweiten Ent-
wicklungsnetzes des Unternehmens, das sich von China
über Europa nach Nordamerika spannt. „Bei Bedarf kön-
nen wir so ein Projekt rund um den Globus 24 Stunden
am Tag bearbeiten”, sagt Kalbitz.

Der in Berlin angesiedelte Testbetrieb und Musterbau
ist hingegen an die Hardware vor Ort gebunden. Zum
Beispiel an die schallisolierte Akustikkammer, in der auf
einem Teststand die Geräuschentwicklung der E-Moto-
ren optimiert wird. Zahlreiche Mikrofone gruppieren
sich um die Versuchsanordnung. Asiatische Hersteller
sind entspannter bei den Geräuschen, die deutschen
hingegen sehr anspruchsvoll, heißt es. Technisch not-
wendig ist die Lärmreduzierung eigentlich nicht. Es ist
alles eine Frage des Komforts, auch beim Elektroauto.

Nebenan geht es anders zur Sache. In einer Hand-
voll Prüfräumen werden E-Antriebe auf Leistung und
Ausdauer getestet. Eingespannt in massive Stahlträger,
mit Strom aus dicken, orangefarbenen Kabeln versorgt,
werden die Motoren bis auf 14.000 Umdrehungen ge-
trieben. 300.000 Kilometer müssen sie schaffen, aber
das gelingt meist reibungslos. Der Verschleiß ist vergli-
chen mit einem Verbrennungsmotor minimal.

Alle Produkte, die noch etwas mit dem Verbrennungs-
motor zu tun haben, sind Auslaufmodelle. Vitesco wird
in diesem Segment nicht mehr oder nur noch wenig in
die Entwicklung investieren. Viele Beschäftigte sehen
das mit Sorge. „Unser Anspruch ist, so viele Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mitzunehmen”, heißt es im Ma-
nagement. „Aber es werden nicht alle sein können.” Ob
der Standort Berlin davon betroffen sein wird, ist offen.
In seinem Nürnberger Werk baut Vitesco bis zu zwei
Drittel der Stellen ab – von 1160 Arbeitsplätzen fallen
gut 800 weg. Doch die Chancen für Berlin stehen gut.
„90 Prozent der Beschäftigten am Standort arbeiten an
unserem neuesten Achsantrieb EMR4“, sagt Karsten Kal-
bitz – und der füllt gerade die Auftragsbücher. Berlin ist
deshalb auch Schulungsstandort für das Unternehmen.
Aus aller Welt kommen Ingenieure hierher, um sich von
den Berlinern für das jüngste Produkt unter Strom set-
zen zu lassen. Henrik Mortsiefer

***

Foto: Matthias Fabian/Vitesco Kalbitz
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Den Fortschritt kann man bei Vitesco
schon in der Eingangshalle erleben. Aus-
gestellt sind dort die Elektromotoren, die
der Hersteller – bis 2021 Teil des Conti-
nental-Konzerns – seit 2019 produziert
hat. Die jüngste, inzwischen vierte Gene-
ration nennt Vitesco EMR4. Der elektri-
sche Hochvolt-Achsantrieb wiegt nur 65
Kilo, zehn weniger als sein Vorgänger,
und ist deutlich kompakter. Elektroautos,
das lernt man in der Sickingenstraße in
Moabit schnell, entwickeln sich rasant,
brauchen weniger Bauteile und sind sau-
berer als Benziner und Diesel. Nach Öl
oder Sprit riecht hier nichts.
370 Beschäftigte hat Vitesco in Berlin,

die sich auf zwei Standorte inMoabit und
in Spandau verteilen. Ein kleiner Teil der
weltweit 37.000 Köpfe zählenden Beleg-
schaft, aber ein wichtiger für das börsen-
notierte Unternehmen aus Regensburg.
„Der Standort Berlin ist eine tragende
Säule für die Vitesco-Technologies-Ent-
wicklung”, sagt Thomas Stierle, der im
VorstanddieElektromobilität verantwor-
tet.„GeradeimBereichMotoren-undBat-
teriemanagementsysteme werden hier
Grundlagen für unsere weltweiten Kun-
den entwickelt.” Für die E-Achse sei Ber-
lin der zentrale Entwicklungsstandort.
Wenn Vitesco an diesemMontag seine

Quartalsbilanz vorstellt, wirddie Elektro-
mobilität das wichtigste Thema sein.
Zwar macht die Technologie erst rund
zehn Prozent vom Gesamtumsatz (8,3
Milliarden Euro) aus. Aber sie ist der
Wachstumstreiber für das Geschäft des
Zulieferers, bis Ende des Jahrzehnts soll
der Anteil auf mehr als 70 Prozent stei-
gen. Die Auftragsbücher sind voll: Allein
in den vergangenen zwölf Monaten kam
ein Volumen im E-Mobility-Bereich von
zehnMilliarden Euro zusammen.
Vitesco istmit seinenE-Antrieben, Bat-

teriemanagementsystemen und der Leis-
tungselektronik bei fast allenAutoherstel-
lern vertreten. Der EMR3-Antrieb läuft
bei Autobauernwie Stellantis (Opel, Peu-
geot), Renault oder der chinesischen
Dongfeng in insgesamt 20Modellen. Ge-
rade hat das Unternehmen eine engere
Kooperation mit dem langjährigen Kun-
den Renault vereinbart. Hyundai/Kia hat
kürzlich den neuen EMR4-Motor be-
stellt, Volumen: zwei Milliarden Euro.
Die Liste der Kunden ist lang. Und die
Spezialisten in Berlin und an 79 anderen
Standorten haben gut zu tun.
Insgesamt rund 5300 der etwa 7100

Ingenieureund Ingenieurinnen sindElek-
tronik-, Software- und Systemfachkräfte.
„Wir sind multikulti”, sagt Standortleiter

Karsten Kalbitz, Menschen aus 27Natio-
nen arbeiten in Berlin zusammen. Sie
sind Teil des weltweiten Entwicklungs-
netzes des Unternehmens, das sich von
China über Europa nach Nordamerika
spannt. „Bei Bedarf können wir so ein
Projekt rund um den Globus 24 Stunden
am Tag bearbeiten”, sagt Kalbitz.
Der in Berlin angesiedelte Testbetrieb

undMusterbau ist hingegen an die Hard-
ware vor Ort gebunden. Zum Beispiel an
die schallisolierte Akustikkammer, in der
auf einem Teststand die Geräuschent-
wicklung der E-Motoren optimiert wird.
Zahlreiche Mikrofone gruppieren sich
um die Versuchsanordnung. Asiatische
Hersteller sind entspannter bei den Ge-
räuschen, die deutschen hingegen sehr
anspruchsvoll, heißt es. Technisch not-
wendig ist die Lärmreduzierung eigent-
lich nicht. Es ist alles eine Frage desKom-
forts, auch beim Elektroauto.
Nebenan geht es anders zur Sache. In

einerHandvoll PrüfräumenwerdenE-An-
triebe auf Leistung und Ausdauer getes-

tet. Eingespannt in mas-
sive Stahlträger, mit
Strom aus dicken, oran-
gefarbenen Kabeln ver-
sorgt, werden dieMoto-
ren bis auf 14.000 Um-
drehungen getrieben.
300.000Kilometermüs-
sen sie schaffen, aber
das gelingt meist rei-
bungslos. Der Ver-

schleiß ist verglichenmit einemVerbren-
nungsmotor minimal.
Alle Produkte, die noch etwas mit dem

Verbrennungsmotor zu tun haben, sind
Auslaufmodelle. Vitesco wird in diesem
Segment nichtmehr oder nur nochwenig
in die Entwicklung investieren. Viele Be-
schäftigte sehen das mit Sorge. „Unser
Anspruch ist, so viele Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mitzunehmen”, heißt es
im Management. „Aber es werden nicht
alle sein können.” Ob der Standort Berlin
davonbetroffen seinwird, ist offen. In sei-
nem Nürnberger Werk baut Vitesco bis
zu zwei Drittel der Stellen ab – von 1160
Arbeitsplätzen fallen gut 800 weg. Doch
die Chancen für Berlin stehen gut. „90
Prozent derBeschäftigten amStandort ar-
beiten an unserem neuesten Achsantrieb
EMR4“, sagt Karsten Kalbitz – und der
füllt gerade die Auftragsbücher. Berlin ist
deshalb auch Schulungsstandort für das
Unternehmen.Aus allerWelt kommen In-
genieure hierher, um sich von den Berli-
nern für das jüngste Produkt unter Strom
setzen zu lassen.  Henrik Mortsiefer

Der Tagesspiegel erfindet sich in diesen
Wochen und Monaten neu. Aus diesem
Anlass wird Chefredakteur Lorenz Ma-
roldt kommendeWoche
bei einer gemeinsamen
Veranstaltung mit dem
Verein Berliner Kauf-
leute und Industrieller
(VBKI) schildern, wel-
che Überlegungen es in
der Redaktion gab und
gibt, um künftig noch
zielgerichteter die Inte-
ressen und Bedürfnisse
der regionalen Unternehmen zu bedie-
nen.Maroldt diskutiert ab 18.30Uhrmit
Ute Weiland, der designierten VBKI-Ge-
schäftsführerin, und demMedienwissen-

schaftler Stephan Ruß-Mohl über Fragen
wie: Welche journalistischen Inhalte
wünscht sich die Wirtschaft? Wie kön-
nenwir auch in der Zukunft eine neutrale
Berichterstattung gewährleisten? Welche
journalistischen Trends zeichnen sich
ab?Wiemuss einMedium inZukunft aus-
sehen, um zu bestehen?
Anmeldung zur Gesprächsrundne am

22.November 18.30 bis 20.00Uhr unter
www.vbki.de/termine/veranstaltungen/
gesellschaft/die-zukunft-des-journalis-
mus. FürMitglieder ist dieTeilnahmevor
Ort kostenlos, Nicht-Mitglieder zahlen
25 Euro (inklusive Buffet). Die digitale
Teilnahme per Zoom ist gratis. Treff-
punkt: VBKI, Goldberger Saal, Fasanen-
straße 85, 10623 Berlin. (kph)

D as Wortspiel bot sich an: „App-
schleppen“ nennt die Firma ihren
Service. Richtig, es geht um das

Abschleppen, und zwar per App auf dem
Handy. Über Falschparker ärgern sich
nicht nur Berlins Radfahrer, sondern
auchHausverwaltungenundSupermarkt-
betreiber. Radfahrer können die Polizei
anrufen, doch auf Privatgrundstücken
darf die Polizei nicht tätig werden. Ein
Start-up aus Schleswig-Holstein hilft.
Seit September 2022 ist die Firma „Park-
notruf“ auch in Berlin aktiv.
Wer sich immerwieder überFalschpar-

ker auf seinenKundenparkplätzen ärgert,
kann nun den Parknotruf beauftragen per
Smartphone-App (für Apple und An-
droid). Man muss seine Parkplätze regis-
trieren lassen. Das reicht. Ein Vertrag
muss nicht abgeschlossen werden. Zur
Kennzeichnung stellt die FirmadannAuf-
kleber und bei größeren Flächen auch
Schilder kostenfrei zur Verfügung.
Steht ein Auto unberechtigt auf dem

Platz, genügt es, zwei FotosperApphoch-
zuladen. Den Rest organisiert das Unter-
nehmen mit Zentrale in Kiel. Wenig spä-
ter hängt der Falschparker amHaken und
ist weg. Den Auftraggeber spart Nerven
und Papierkram. Denn wer auf eigene
Faust einen Abschleppwagen ordert,
muss den erstmal selbst zahlen und dann
die Kosten beim Falschparker eintreiben.
Das alles übernimmt die Firma, auch

das Inkasso-Verfahren. Und wer zahlt
das? Der Falschparker, ganz alleine. Die
Kosten sind happig - so hoch, dass bei

manchem Parksünder ein Lerneffekt ein-
treten dürfte. Tagsüber kostet es 302
Euro, nachts sogar 330, amWochenende
360 Euro. Für den Auftraggeber ist die
Dienstleistung absolut kostenlos. Sollte
der Falschparker vor Eintreffen des Ab-
schleppers wegfahren, berechnet ihm die
Firmanach einerHalterabfrage eine Leer-
fahrt, also den halben Satz. Auch dies ist
für den Kunden gratis, er trägt keinerlei
Risiko, wirbt die Firma.
Parknotruf finanziert sich aus dem mit

denAbschleppfirmenausgehandeltenRa-
batt von 25 Prozent, sagt Firmengründer
Paul Struck. Auf öffentlichen Straßen-
land dürfen Private nicht tätig werden,
auchnichtwenndadurch eineprivateEin-
fahrt versperrt ist.

Die Polizei ist mit 188 Euro (unabhän-
gig von der Tageszeit) ein ganzes Stück
billiger, dieOrdnungsämtermit 225Euro
etwas.Dennochgeltendie Sätze vonPark-
notruf als „ortsüblich“. Gratis ist die
Hilfe der Berliner Polizei, das umgesetzte
Auto wiederzufinden. Eigentlich ist der
Service des Präsidiums „Auto wiederfin-
den“ unter Telefon 030 4664 – 709800
nur für amtlich umgesetzte Fahrzeuge.Al-
lerdings meldet die Firma Parknotruf alle
Fahrzeuge mit Kennzeichen und Örtlich-
keit der Polizei, perMail undTelefon, be-
richtet Paul Struck. So könne das Präsi-
dium Autosuchenden immer weiterhel-
fen. Letztlich müsse der Halter des Wa-
gen diesen auf der Internetseite der
Firma „freischalten“, um ihnwiederzube-
kommen.
Gegründet wurde sie vor drei Jahren in

Kiel, dann kam Lübeck und nach und
nach immermehr Städte in ganzDeutsch-
land, darunter Rostock, Hamburg, Han-
nover, Köln, Frankfurt amMain und Bre-
men. Voraussetzung für eine Expansion
in eine neue Stadt ist eine Kooperation
mit örtlichen Abschleppunternehmen.
Seit 2019 wurden bundesweit mehrere
tausend Parkplätze von illegal abgestell-
ten Autos befreit. In der größten deut-
schen Stadt Berlin läuft das Geschäft mit
erst 50 Fällen erst noch an, sagt Ge-
schäftsführer Struck.
„Geld ist damit erstmal nicht zu verdie-

nen“, sagt der Gründer offen. Dennoch
meldete sich bereits Anfang 2021 ein In-
vestor mit einem Beteiligungsangebot.
Parknotruf ließ sich von der Hamburger
Wirtschaftsberatung HWB beraten, die
empfahl, mit dem Verkauf der Firma
noch abzuwarten und eher in das Unter-
nehmen zu investieren. Im Juli 2022 ver-
mittelte die HWB eine Wachstumsfinan-
zierung von 350.000 Euro durch dieMit-
telständische Beteiligungsgesellschaft

Schleswig-Holstein – Startkapital auch
für den Sprung nach Berlin.
Juristisch ist das widerrechtliche Ab-

stellen eine „verbotene Eigenmacht“, der
Grundstücksbesitzer werde in seinem
„Besitz gestört“. Deshalb gilt das Recht
zumAbschleppen auch für denMieter ei-
nes privaten Parkplatzes oder eines Tief-
garagenstellplatzes, er ist laut Gesetz der

„Besitzer“. Dagegen
dürfe sich dieser
„wehren, indem er
das fremde Fahr-
zeug entfernen
lässt“, erklärt der
Rechtsanwalt der
Kieler Firma, Lutz
Schroeder.
Selbstjustiz ist

keine Lösung, das
Blockieren des Falschparkers mit dem ei-
genen Auto gilt strafrechtlich als Nöti-
gung, „und vor allem löst es das Problem
nicht“, heißt es in einer Selbstdarstellung
der Firma. Gab es Ärger? Eigentlich
nicht, erzählt Struck, und wenn, würde
man ihn aushalten. Allerdings habe es
schon Fälle gegeben, wo verfeindete

Nachbarn sich gegenseitig aus dem Hof
des gemeinsamenWohnhauses abschlep-
pen ließen - „die haben wir dann ge-
sperrt“, sagt Struck. Eskaliert sei nichts
in den vergangenen drei Jahren.
Wobei eigener Ärger am Anfang der

Geschäftsidee stand. Er komme aus der
Werbebranche, erzählt Struck, in der Lü-
becker Innenstadt hatte seine Agentur ei-
nen „kleinen netten Innenhof“, der stän-
dig vollgestelltwar. Sohabe er in der eige-
nen Not eine erste App programmiert -
„Deutschlands erste und größte Ab-
schlepp-App“, wie die Firma jetzt wirbt.
Dass Privatfirmen von Privatgrundstü-

cken abschleppen, ist natürlich nicht
neu. Seit Jahren bietet zum Beispiel die
Berliner Firma „Parkräume“ ihre Dienste
an, das Prinzip ist aber anders: Super-
märkte, Krankenhäuser oder Wohnungs-
baugesellschaften schließen mit der
Firma einen Vertrag, diese kontrolliert
dann regelmäßig die Flächen - eine Art
Parkraumbewirtschaftung. Rein recht-
lich kann auch beim Überschreiten der
Parkzeit abgeschleppt werden, Super-
märkte setzen oft ein Limit von einer
oder zwei Stunden.
Bekannt wurde Parkräume durch ei-

nen bizarren Streit mit der Polizei, über
den der Tagesspiegel berichtet hatte. Die
Firma hatte 2018 eine Zivilstreife abge-
schleppt, die imHof einerWohnungsbau-
gesellschaft stand. Das Präsidium for-
derte die sofortige Herausgabe der Strei-
fenwagens,wollte aber die 321 EuroUm-
setzkosten nicht zahlen. Parkräume
lehnte dies strikt ab. Die Polizei kam
dann durch einen Trick wieder in Besitz
des Wagens (in dem peinlicherweise si-
cher gestellte Drogen lagen), in dem kur-
zerhand das Funkgerät geortet wurde. Es
folgte ein wenig freundlicher Briefwech-
sel zwischen den Juristen der Firma und
des Präsidiums.

Abgefahren. Die Berliner Polizei entfernt Fahrzeuge aus dem Halteverbot für schlanke 188 Euro. Ordnungsämter stellen 225 Euro in Rech-
nung. Wenn aber Grundstücksbesitzer die Parknotruf-App nutzen, kostet es Fahrzeughalter bis zu 360 Euro.  Foto: Imago/Michael Gstettenbauer

Der Service
ist für die
Besteller frei,
für Parkende
sehr teuer

ANZEIGE

Welche journalistischen Inhalte
wünscht sich dieWirtschaft?
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Die Gründer. Paul Struck, Nicole Frömming
und Lutz Schroeder. Foto: Parknotruf

Appschleppen statt Abschleppen
Polizei und Ordnungsamt interessieren sich nicht für Falschparker auf Privatgrundstücken.

Ein Start-up bietet nun auch Berlins Hausverwaltungen und Supermärkten eine Lösung
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Alles auf Strom
Der Antriebshersteller Vitesco entwickelt
in Moabit und Spandau Elektromotoren

Kalbitz

Von Jörn Hasselmann

Maroldt
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Eine OPEC für Batterierohstoffe?

Kommentar von Ulrike P. 

Mehr Infos zur OPEC unter diesem Link.

DieWelt braucht Nickel für Stahl und Batterien. Das wichtigste Lieferland Indone-

sien will aus seiner Stärke nun Kapital schlagen. China hat sich schon in Position

gebracht.

Von Christoph Hein, Singapur

Ausgerechnet eine der großen Demokratien Asiens, auf
die Deutschland und Europa als Partnerland setzen,
prüft den Aufbau eines Kartells für die wichtigsten Be-
standteile für den Bau von Elektroautomobilen und die
Stahlherstellung: Indonesiens Regierung denkt an den
Aufbau eines Kartells der Lieferländer für Nickel und
weitere Batterierohstoffe. Es könnte ähnlich wie der Zu-
sammenschluss der Öllieferländer in der Organization
of the Petroleum Exporting Countries (OPEC) struktu-
riert sein. ”Indonesien wird ein führender Produzent
von Nickelprodukten werden, einschließlich der Batte-
rien für Elektrofahrzeuge”, gibt Präsident Joko Widodo
die Richtung vor. Mitte nächstenMonats wird sein Land
den Gipfel der G-20-Länder ausrichten, der wichtigsten
Industrienationen der Erde. Dort soll es auch um Liefer-
ketten, Diversifikation und den wachsenden Protektio-
nismus gehen.

”Ich sehe die Vorteile der Gründung der OPEC, um
den Ölhandel zu steuern und um Berechenbarkeit für
potentielle Investoren und Verbraucher zu gewährleis-
ten”, sagte Bahlil Lahadalia, der Investitionsminister der
größten Volkswirtschaft Südostasiens gerade. ”Indone-
sien prüft die Möglichkeit, eine ähnliche Struktur für
die Mineralien zu schaffen, die wir haben, einschließ-
lich Nickel, Kobalt und Mangan”, zitiert die ”Financi-

al Times” den Minister. Allerdings wird es Lahadalia
schwer haben: Zwar ist Indonesien der größte Nickel-
lieferant der Welt. Doch ist der zweitgrößte Russland,
dann folgen Australien und Kanada, die dem Kartellvor-
schlag kaum zustimmen werden. Seit 2020 hat Jakarta
schon einen Ausfuhrbann über Nickelerz verhängt. Ziel
ist es, mehr verarbeitende Industrie ins Land zu holen
und damit mehr Arbeitsstellen zu schaffen. Allerdings
ist über diese Abschottung ein Streit mit der Welthan-
delsorganisation (WTO) anhängig. Auch geriet Indone-
sien nicht nur aus Europa unter Druck, als es über Nacht
einen Bann über die Ausfuhr von Palmöl verhängte, um
die Preise auf seinem Heimatmarkt zu drücken. Lahada-
lia allerdings ballt die Faust: ”Wir werden nicht nachge-
ben, wir werden unsere Politik nicht ändern”, kündigte
er an.

Eine Absprache wie bei der OPEC wäre ein extrem har-
ter Schlag auch für die deutsche Automobilwirtschaft
auf dem Weg zur Elektromobilität. Das Land der mehr
als 280 Millionen Menschen produziert knapp 40 Pro-
zent des weltweiten Nickelverbrauchs. Der wird stark
steigen: Australische Bodenschatzkonzerne wie BHP,
die in die Nickelförderung zurückgekehrt sind, schät-
zen, dass sich der Nickelverbrauch der Welt bis 2030
verzwanzigfachen wird. Die Nickel-Reserven Indonesi-
ens werden auf rund ein Viertel der Weltvorkommen
geschätzt.
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Schon jetzt kommt es aber zu immer lauteren Klagen
über Umweltprobleme. Die Nachrichtenagentur Nikkei
berichtete gerade von Überhitzungen des Flusswassers
und Fischsterben vor einer Reihe neuer Nickelfabriken
im Indonesia Morowali Industrial Park (IMIP) auf Sula-
wesi, der für chinesische Konglomerate arbeitetet. Sie
wiederum lieferten Batterien an ”Tesla, Volkswagen
und BMW”. Aufgrund der Arbeitsplätze in der Industrie
hat sich die Zahl derMenschen rund um den IMIP in nur
acht Jahren auf nun mehr als hunderttausend verzehn-
facht. Insgesamt würden in Indonesien Projekte im Ge-
samtwert von 29 Milliarden Dollar im Zusammenhang
mit dem Bau von Automobilbatterien geplant, sagte In-
donesiens KoordinierenderMinister für maritime Ange-
legenheiten und Investitionen, Luhut Pandjaitan. Deren
ganz überwiegende Zahl liege in Händen von Chinesen.

Indonesien hat Erfahrung mit dem Ölkartell: Bis es
selbst ab 2004 Nettoimporteur wurde, war das Boden-
schatzland Teil der OPEC. Allerdings verfügt es, anders
als die meisten Ölförderländer, über keinen Staatskon-

zern, der die Bodenschätze abbauen könnte. Das tun
derzeit Ausländer vor allem für den Einsatz in der Stahl-
fertigung, wie die chinesische Tsingshan, der brasilia-
nische Erzkonzern Vale oder die koreanischen Elektro-
nikkonzerne LG und Hyundai. China hat seine Investi-
tionen in den Wachstumsmarkt im dritten Quartal ge-
genüber dem Vorjahreswert verdreifacht. Auch Tesla-
Gründer ElonMusk hatte sich lange bemüht, in großem
Maße Nickel aus Indonesien für seinen Fahrzeugbau
zu nutzen oder dort sogar eine Fertigung aufzusetzen.
Noch im Sommer 2020 tweetete Musk: ”Nickel ist die
größte Herausforderung für starke Batterie mit hoher
Reichweite. Australien und Kanada sind ganz gut aufge-
stellt. Die Nickelproduktion in den Vereinigten Staaten
lahmt. Indonesien ist großartig!” Am Ende aber kamen
die Regierung und der Firmenchef nicht überein. Um-
weltprobleme und die Ausbeutung von Arbeitskräften
sprachen gegen eine Ansiedlung. Allerdings kaufe Tesla
inzwischen Nickel imWert von rund 5 Milliarden Dollar
aus Sulawesi, erklärte Pandjaitan.
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| recht und steuern |

um die unternehmensattraktivität 
zu steigern, wird immer häufiger das 
„arbeiten von überall“ proklamiert. 
Das mag zwar modern und flexibel 
klingen. übersehen wird aber häufig, 
dass es sich bei „mobile Work“ oder 
„Homeoffice im ausland“ juristisch 
betrachtet in vielen fällen um eine 
entsendung handelt. Dafür gelten 
rechtliche Besonderheiten, vor allem 
des arbeits- und sozialversiche-
rungsrechts. 

Zunächst stellt sich die frage, wel-
ches arbeitsrecht überhaupt anwend-
bar ist. Haben die Parteien im arbeits-
vertrag eine Rechtswahl getroffen, ist 
diese grundsätzlich bindend – jeden-
falls solange keine zwingenden schutz-
rechte, etwa mutterschutzzeiten, 
umgangen werden. Wurde nichts 
explizites vereinbart, kommt es häufig 
zu streitigkeiten, welches Recht 
anwendbar ist. Dafür kommt es darauf 
an, ob engere anknüpfungspunkte zu 
Deutschland oder zu dem aktuellen 
tätigkeitsland bestehen. 

Die Zuordnung zu dem jeweiligen 
Rechtssystem ist vor allem auch für das 
thema kündigung von interesse. 
abhängig vom jeweiligen land müssen 
die dort geltenden Voraussetzungen 
erfüllt sein, damit eine kündigung 
wirksam ist. in Deutschland zählt dazu 
das Vorliegen eines kündigungs-
grunds, der verhaltens-, personen- oder 
betriebsbedingt sein kann. 

sozialversicherungsrechtlich kom-
men beim mobilen arbeiten im aus-
land zwei konstellationen in 
Betracht: Zum einen besteht die mög-
lichkeit, dass ein arbeitnehmer zeit-
weise ins ausland an den jeweiligen 
Ort entsandt wurde. Zum anderen, 
dass ein mitarbeiter als „mehrstaater“ 
ständig zwischen zwei oder mehr 
staaten pendelt. 

ein Beispiel für die entsendung 
wäre, dass ein mitarbeiter für vier 
Wochen nach italien reist, dort seinen 
zweiwöchigen urlaub verbringt und 
danach noch zwei Wochen von italien 
aus mobil arbeitet. soll für diese Zeit 

der „Workation“ die deutsche sozial-
versicherung aufrechterhalten werden, 
ist ein antrag auf ausstellung der soge-
nannten a1-Bescheinigung zu stellen. 
Wird die Bescheinigung bewilligt, fällt 
der mitarbeiter aus dem jeweiligen aus-
ländischen – im vorliegenden fall ita-
lienischen – system heraus. arbeitge-
bern sollte die Pflicht zur antragstel-
lung bekannt sein, da anderenfalls Ver-
sicherungslücken („Rentenlücken“) bei 
den arbeitnehmern sowie nachzahlun-
gen und sogar eine strafrechtliche Ver-
folgung drohen. 

Personen, die im eu-ausland tätig 
sind, können jedoch in abgrenzung 
zur entsendung auch unter die mehr-
staater-Regelungen fallen. Die wich-
tigste „einstiegsvoraussetzung“ für 
solche mehrstaater ist, dass in zwei 
oder mehr staaten mindestens fünf 
Prozent der tätigkeiten physisch 
erbracht werden. Dies wäre zum Bei-
spiel der fall, wenn 80 Prozent mobi-
le arbeit in frankreich und 20 Pro-
zent der tätigkeit in Deutschland 
erfolgen. eine a1-Bescheinigung, die 
für eine entsendung ausgestellt wur-
de, wäre fehlerhaft. Die Bescheini-
gung muss speziell für eine mehr-
staater-tätigkeit ausgestellt werden 
und ist gegebenenfalls entsprechend 
zu korrigieren. 

„einfach mal so“ aus dem ausland 
zu arbeiten, klingt zwar attraktiv. 
sowohl für arbeitnehmer als auch für 
arbeitgeber ergeben sich dabei aber 
Risiken. arbeitgeber sollten sich 
daher stets ein mitteilungs- und Veto-
recht vorbehalten. auch sollten sie 
darauf achten, dass der umfang der 
möglichen länderkombinationen 
nicht uferlos erweitert wird. und 
schließlich ist der a1-antragsprozess 
zu durchlaufen. in der Praxis emp-
fiehlt sich stets der abschluss einer 
speziellen Vereinbarung zum mobilen 
arbeiten im ausland mit dem arbeit-
nehmer. miCHael R. fausel

Der Autor ist Partner ist bei Bluedex Labour 
Law in Frankfurt. 

Mal eben aus dem Ausland 
arbeiten? Von wegen
arbeitsschutz und fragen zur sozialversicherung 
sollten vorher genau geprüft und besprochen werden

U mweltkriminalität ist ein ein-
trägliches Geschäft: Durch 
ausbeutung, Verschmutzung 
und Zerstörung der natur, 

etwa durch unrechtmäßigen Holzein-
schlag oder illegalen Bergbau, kriminelle 
abfallbeseitigungen und einleitungen 
oder verbotenen Handel mit wild leben-
den tieren und Pflanzen, werden jährlich 
dreistellige milliardensummen umgesetzt. 
nach angaben der internationalen Poli-
zeiorganisation interpol stehen umwelt-
delikte nach Drogenhandel, menschen-
handel und Geldfälschung mittlerweile 
weltweit an vierter stelle organisierter 
kriminalität. Häufig sind straftaten 
gegen die umwelt in ein ganzes netz wei-
terer Delikte eingebunden: urkundenfäl-
schungen, Geldwäsche, korruption bis 
hin zu Gewalttaten. nach schätzungen 
der ermittler wächst das kriminalitäts-
feld jährlich um 5 bis 7 Prozent. 

Die europäische kommission will 
das nicht länger hinnehmen. im Rah-
men ihres masterplans für ein nachhal-
tiges europa (Green Deal) will die 
Brüsseler Behörde den schutz der 
umwelt stärken. Dafür soll die Richtli-
nie über den strafrechtlichen schutz der 
umwelt gründlich überarbeitet, erwei-
tert und verschärft werden. Die derzei-
tigen Vorschriften und sanktionen 
schreckten nicht wirksam genug vor 
umweltstraftaten ab, wie eine 2019 und 
2020 vorgenommene Bewertung erge-
ben habe. auch sei die Zahl der 
umweltstraftaten, die erfolgreich 
untersucht, strafrechtlich verfolgt und 
bestraft werden, unter der derzeit gel-
tenden Richtlinie gering. sasa Braun, 
ermittler für umweltkriminalität bei 
interpol, macht genau diese erfahrun-

gen in der Praxis: Viele Vorschriften 
zum schutz der umwelt seien zu 
schwammig. Die verhängten Geldbu-
ßen seien oft „lächerlich“, vor allem 
wenn man bedenke, welche Gewinne 
sich mit umweltstraftaten erzielen lie-
ßen, berichtete der interpol-ermittler 
unlängst bei einem fachgespräch der 
Grünen-Bundestagsfraktion. 

Die kommission hatte ihren Vorschlag 
zur wirksameren Bekämpfung von 
umweltkriminalität schon im Dezember 
vergangenen Jahres vorgelegt. Der Bun-
desrat begrüßte in seiner stellungnahme 
vom frühjahr das Ziel einer wirksameren 
Verfolgung von umweltstraftaten. 
Zugleich äußerte er aber auch zahlreiche 
Vorbehalte und Bedenken, vor allem zu 
den geplanten umweltstraftatbeständen, 
der Höhe und art der sanktionen, der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit juris-
tischer Personen und der geplanten 
Beteiligung der Öffentlichkeit. Deutliche 
kritik kam auch aus der deutschen Wirt-
schaft: Die Vorschläge der kommission 

seien „weder erforderlich noch verhält-
nismäßig“, rügte der Bundesverband der 
Deutschen industrie (BDi). 

mittlerweile hat eine arbeitsgruppe 
des Rates der Justizminister intensiv über 
den Richtlinienentwurf beraten. Beim 
treffen der Justizminister im sommer 
gab es eine partielle einigung auf die vor-
gesehenen straftatbestände. Weiter bera-
ten wird vor allem über das heikle thema 
sanktionen. nach dem Plan der aktuellen 
tschechischen eu-Präsidentschaft soll 
darüber auf dem nächsten treffen der 
Justizminister im Dezember eine eini-
gung erzielt werden. 

konsens gibt es unter den Justizmi-
nistern darüber, die Zahl der strafbaren 
Handlungen zum schutz der umwelt 
deutlich zu erhöhen: von neun in der 
Richtlinie von 2008 auf zwanzig im ver-
einbarten text. Das spektrum der 
Bekämpfung von umweltkriminalität 
wird also erheblich ausgeweitet. neu 
erfasst werden etwa schwere Verstöße 
gegen das eu-Chemikalienrecht, illega-

le Wasserentnahme, illegaler Handel 
mit Holz sowie illegales Recycling 
umweltschädlicher schiffe. Dafür sei es 
höchste Zeit, sagen umweltschützer und 
ermittler. massive schäden richte zum 
Beispiel der illegale Holzeinschlag 
durch kartelle an, die etwa in südameri-
ka ganze Regionen kontrollierten. 
„Zehn bis 30 Prozent des global gehan-
delten Holzes sind illegal geschlagen“, 
berichtete katharina lang, Projektma-
nagerin im Wald-team von WWf 
Deutschland, während des fachge-
sprächs der Grünen. kunden könnten 
sich praktisch bei keinem Holzprodukt 
sicher sein, dass dafür nicht illegal 
gehandeltes Holz verwendet worden sei. 

um umweltkriminalität wirksamer zu 
bekämpfen, soll Justiz und Verwaltung in 
den mitgliedstaaten nach dem Willen der 
kommission ein breites Repertoire straf-
rechtlicher sanktionen und anderer 
maßnahmen zur Verfügung stehen. Bei 
straftaten, die zum tod oder zu einer 
schweren Verletzung einer Person führen 
oder führen können, müssen die mit-
gliedstaaten nach dem entwurf aus Brüs-
sel mindestens eine freiheitsstrafe von 
bis zu zehn Jahren vorsehen. flankierend 
zum strafrecht, werden sanktionen wie 
der entzug von Genehmigungen, tätig-
keitsverbote und der ausschluss von 
öffentlicher finanzierung vorgeschlagen. 

umweltschützer haben jedoch die sor-
ge, das geplante sanktionsregime könne 
am ende deutlich schwächer ausfallen als 
von der kommission geplant – gerade 
auch wegen Widerstands der Bundesre-
gierung. in einem offenen Brief haben 
mehrere umweltorganisationen Justiz-
minister Buschmann vor einer Positionie-
rung im Justizrat gewarnt, „die weit hin-
ter dem erforderlichen Regulierungsbe-
darf zurückbleibt“. Das Justizministe-
rium hält dagegen, einzelne Regelungen 
seien „verbesserungs- und klarstellungs-
bedürftig“. kritisch sieht man in Berlin 
zum Beispiel sanktionen wie die geplan-
te Veröffentlichung von Verurteilungen 
oder den Verlust des passiven Wahlrechts 
bis hin zur auflösung von unternehmen. 
Der minister habe, so eine sprecherin, 
für eine optionale ausgestaltung dieser 
sanktionen geworben, was von der Präsi-
dentschaft in ihren kompromissvorschlä-
gen aufgegriffen worden sei. aus Brüssel 
heißt es dazu: „Die frage der sanktionen 
wird weiter intensiv erörtert.“

Umweltkriminalität wirksamer bekämpfen
Die eu will das 
umweltstrafrecht 
verschärfen. Dem 
Bundesjustizminister 
gehen die Vorschläge 
jedoch  zu weit. 
Von Katja Gelinsky

Müllberg in der Roma-Siedlung Gutleutstraße. foto Wolfgang eilmes

A usgerechnet eine der großen 
Demokratien asiens, auf die 
Deutschland und europa als 
Partnerland setzen, prüft den 
aufbau eines kartells für die 

wichtigsten Bestandteile für den Bau von 
elektroautomobilen und die stahlherstel-
lung: indonesiens Regierung denkt an den 
aufbau eines kartells der lieferländer für 
nickel und weitere Batterierohstoffe. es 
könnte ähnlich wie der Zusammenschluss 
der Öllieferländer in der Organization of 
the Petroleum exporting Countries 
(OPeC) strukturiert sein. „indonesien wird 
ein führender Produzent von nickelpro-
dukten werden, einschließlich der Batte-
rien für elektrofahrzeuge“, gibt Präsident 
Joko Widodo die Richtung vor. mitte 
nächsten monats wird sein land den Gipfel 
der G-20-länder ausrichten, der wichtigs-
ten industrienationen der erde. Dort soll es 
auch  um lieferketten, Diversifikation und 
den wachsenden Protektionismus gehen. 

„ich sehe die Vorteile der Gründung der 
OPeC, um den Ölhandel zu steuern und 
um Berechenbarkeit für potentielle inves-
toren und Verbraucher zu gewährleisten“, 
sagte Bahlil lahadalia, der investitionsmi-
nister der größten Volkswirtschaft südost-
asiens gerade. „indonesien prüft die mög-
lichkeit, eine ähnliche struktur für die 
mineralien zu schaffen, die wir haben, ein-
schließlich nickel, kobalt und mangan“, 
zitiert die „financial times“ den minister. 
allerdings wird es lahadalia schwer 
haben: Zwar ist indonesien der größte 
nickellieferant der Welt. Doch ist der 
zweitgrößte Russland, dann folgen austra-
lien und kanada, die dem kartellvorschlag 
kaum zustimmen werden. seit 2020 hat 
Jakarta schon einen ausfuhrbann über 
nickelerz verhängt. Ziel ist es, mehr ver-
arbeitende industrie ins land zu holen und 
damit mehr arbeitsstellen zu schaffen. 
allerdings ist über diese abschottung ein 
streit mit der Welthandelsorganisation 
(WtO) anhängig. auch geriet indonesien 
nicht nur aus europa unter Druck, als es 
über nacht einen Bann über die ausfuhr 
von Palmöl verhängte, um die Preise auf 
seinem Heimatmarkt zu drücken. lahada-
lia allerdings ballt die faust: „Wir werden 
nicht nachgeben, wir werden unsere Politik 
nicht ändern“, kündigte er an. 

eine absprache wie bei der OPeC wäre 
ein extrem harter schlag auch für die deut-
sche automobilwirtschaft auf dem Weg 
zur elektromobilität. Das land der mehr 
als 280 millionen menschen produziert 
knapp 40 Prozent des weltweiten nickel-
verbrauchs. Der wird stark steigen: aust-
ralische Bodenschatzkonzerne wie BHP, 
die in die nickelförderung zurückgekehrt 
sind, schätzen, dass sich der nickelver-
brauch der Welt bis 2030  verzwanzigfa-
chen wird. Die nickel-Reserven indone-
siens werden auf rund ein Viertel der 
Weltvorkommen geschätzt. 

schon jetzt kommt es aber zu immer lau-
teren klagen über umweltprobleme. Die 
nachrichtenagentur nikkei berichtete 

wmu. BRüssel. Die niederländische 
Regierung dringt darauf, dass der poli-
tische spielraum der eu-kommission 
in der anwendung der eu-Haushalts-
regeln eingeschränkt wird. „es muss 
Vorkehrungen geben, die sicherstellen, 
dass die kommission und die mitglied-
staaten auch wirklich tätig werden, 
wenn einzelne länder gegen die 
Regeln verstoßen“, schreibt die nieder-
ländische finanzministerin sigrid 
kaag in einem Brief an den für Wirt-
schaft zuständigen Vizepräsidenten der 
kommission, Valdis Dombrovskis. Das  
müsse besonders in Defizitverfahren 
gelten, speziell bei staaten, deren 
schuldentragfähigkeit in Gefahr sei.  
Die eu-kommission hat in den ver-
gangenen Jahren (unter Billigung der 
mitgliedstaaten) vor allem in Defizit-
verfahren gegen italien, spanien und 
Portugal milde walten lassen. 

ministerin kaag setzte am Dienstag 
das niederländische Parlament vom 
inhalt des Briefs in kenntnis. sie kriti-
sierte darin, dass die kommission und 
die mitgliedstaaten unter dem derzeit 
gültigen Regelwerk einen großen dis-
kretionären spielraum hätten. Das füh-
re dazu, dass die Regeln in einer 
„intransparenten und manchmal 
inkonsistenten“ Weise angewandt wür-
den. Diese kritik zielt vor allem auf die 
zusätzlichen Regeln, mit denen sich die 
kommission 2015 zusätzliche flexibili-
tät in der anwendung der Regeln zuge-
billigt hatte. Die niederländische 
ministerin fordert, diese Bestimmung – 
ebenso wie die sonderregel, wonach 
der eu-stabilitätspakt in schweren 

Wirtschaftskrisen außer kraft gesetzt 
werden kann – an klar definierte 
Bedingungen zu knüpfen. ferner will 
kaag prüfen lassen, ob unabhängige 
institutionen wie etwa der europäische 
fiskalrat (european fiscal Board) über 
die einhaltung der schuldenregeln 
wachen könnten. Bisher ist dafür die 
eu-kommission zuständig. 

schließlich fordert die ministerin 
stärkere „marktanreize“ für die staatli-
che Haushaltspolitik. Damit meint sie 
zum einen, dass die analyse der schul-
dentragfähigkeit eines landes in der 
überprüfung von dessen finanzpolitik 
eine größere Rolle spielen solle. Zum 
anderen solle die eu in der Reform der 
Bankenunion eine stärkere Risikoge-
wichtung von staatsanleihen in Bank-
bilanzen einführen. Diese forderung 
wird auch von Deutschland unterstützt, 
von den hoch verschuldeten südlichen 
eu-staaten aber seit langem abge-
lehnt. 

Die eu-kommission will voraus-
sichtlich in der kommenden Woche 
erste ideen vorstellen, wie sie sich eine 
Reform der eu-fiskalregeln vorstellt. 
Diese sind ziemlich weit von den nie-
derländischen Vorstellungen entfernt. 
ein wichtiges Ziel der eu-Behörde 
besteht darin, mit einem staat weitge-
hend allein (und so mit noch mehr ent-
scheidungsspielraum als bisher) dessen 
Haushaltspolitik abzusprechen. mit  
hoch verschuldeten staaten will sie 
einen jeweils auf vier Jahre angelegten 
„schuldenabbaupfad“ verabreden.   
Gegen diesen „bilateralen ansatz“ 
wehrt sich auch die Bundesregierung. 

Niederlande pochen auf weniger 
Spielraum für EU-Kommission
Vorschlag für Reform des  stabilitätspakts rückt näher

brn. fRankfuRt. am montagabend 
verkündete das Bundesministerium für 
Wirtschaft und klimaschutz, dass die 
Computerspieleförderung des Bundes 
für die Jahre 2022 und 2023 aufge-
braucht ist. seit 2019 fördert der Bund 
deutsche Computer- und Videospiel-
projekte mit bis zu 50 millionen euro 
jährlich. Hohe nachfrage sei nun der 
Grund, warum für dieses und das kom-
mende Jahr keine weiteren anträge 
mehr angenommen werden.

Das ministerium betont, dies sei kein 
förderstopp, denn bewilligte mittel 
werden weiterhin ausgezahlt. ebenso 
werden schon eingereichte anträge 

unter dem Vorbehalt der mittelverfüg-
barkeit weiter bearbeitet.

Der lobbyverband Game sieht die 
stabile entwicklung der deutschen 
spielelandschaft ohne die förderung in 
Gefahr. mit ihrer Hilfe sei die anzahl 
der Games-unternehmen in den ver-
gangenen beiden Jahren um 26 Prozent 
gewachsen.

im Haushaltsentwurf des Bundes für 
das Jahr 2023 sind nur noch 46,8 mil-
lionen euro an fördergeldern für die 
Branche vorgesehen. Ob diese menge 
bestätigt wird, hängt von den Haus-
haltsberatungen des Bundestages im 
november ab.

Games-Förderung ausgeschöpft
Bund nimmt vorerst keine neuen anträge an

gerade von überhitzungen des flusswas-
sers und fischsterben vor einer Reihe neu-
er nickelfabriken im indonesia morowali 
industrial Park (imiP) auf sulawesi, der für 
chinesische konglomerate arbeitetet. sie 
wiederum lieferten Batterien an „tesla, 
Volkswagen und BmW“. aufgrund der 
arbeitsplätze in der industrie hat sich die 
Zahl der menschen rund um den imiP in 
nur acht Jahren auf nun mehr als hundert-
tausend verzehnfacht. insgesamt würden 
in indonesien Projekte im Gesamtwert von 
29 milliarden Dollar im Zusammenhang 
mit dem Bau von automobilbatterien 
geplant, sagte indonesiens koordinieren-
der minister für maritime angelegenheiten 
und investitionen, luhut Pandjaitan. 

Deren ganz überwiegende Zahl liege in 
Händen von Chinesen. 

indonesien hat erfahrung mit dem 
Ölkartell: Bis es selbst ab 2004 nettoim-
porteur wurde, war das Bodenschatzland 
teil der OPeC. allerdings verfügt es, 
anders als die meisten Ölförderländer, 
über keinen staatskonzern, der die Boden-
schätze abbauen könnte. Das tun derzeit 
ausländer vor allem für den einsatz in der 
stahlfertigung, wie die chinesische tsing -
shan, der brasilianische erzkonzern Vale 
oder die koreanischen elektronikkonzerne 
lG und Hyundai. China hat seine investi-
tionen in den Wachstumsmarkt im dritten 
Quartal gegenüber dem Vorjahreswert 
verdreifacht. auch tesla-Gründer elon 

musk hatte sich lange bemüht, in großem 
maße nickel aus indonesien für seinen 
fahrzeugbau zu nutzen oder dort sogar 
eine fertigung aufzusetzen. noch im som-
mer 2020 tweetete musk: „nickel ist die 
größte Herausforderung für starke Batterie 
mit hoher Reichweite. australien und 
kanada sind ganz gut aufgestellt. Die 
nickelproduktion in den Vereinigten staa-
ten lahmt. indonesien ist großartig!“ am 
ende aber kamen die Regierung und der 
firmenchef nicht überein.  umweltproble-
me und die ausbeutung von arbeitskräf-
ten sprachen gegen eine ansiedlung. 
allerdings kaufe tesla inzwischen nickel 
im Wert von rund 5 milliarden Dollar aus 
sulawesi, erklärte Pandjaitan.

Die Welt braucht nickel für stahl und Batterien. Das 
wichtigste lieferland indonesien will aus seiner stärke nun 
kapital schlagen. China hat sich schon in Position gebracht.
Von Christoph Hein, Singapur

Eine OPEC für 
Batterierohstoffe?

Begehrter rohstoff:  Nickel-Fabrik Sulawesi, Indonesien foto afP
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NEUE AKKU-WERKE

E-Autohersteller wollen Batterie-Produktion nach Europa ho-
len

Lange Zeit behandelten Europas E-Autohersteller die Batterie als simples Zulie-

fer-Teil. Nun wollen sie näher an die Produktion heran.

Weltweit knapp jedes dritte E-Auto kommt heute aus einem
Werk in Europa. Foto: Bosch

Erstveröffentlichung: 2022-09-12 11:56:04 letzte Aktua-
lisierung: 2022-09-12 11:56:05

Der allergrößte Teil der Batterien für Europas E-Autos
kommt bislang aus Asien. Das ändert sich nun. Nicht
zuletzt in Deutschland sollen in den kommenden Mo-
naten zahlreiche neue Akku-Werke entstehen, teils von
Autoherstellern, teils von Technikkonzernen. Die Fabri-
ken könnten eine ganze Reihe geostrategischer und
produktionspraktischer Probleme lösen.

Weltweit knapp jedes dritte E-Auto kommt heute aus ei-
nemWerk in Europa. Doch nun jede zehnte Batteriezel-
le wird hier gefertigt. Bei den sogenannten Aktivmate-
rialien – den Grundbestandteilen der Elektroden – liegt
Europas Marktanteil sogar nur bei einem Prozent, wie
zuletzt eine Studie der Unternehmensberatung PwC ge-
warnt hat. Und dabei ist das E-Auto gerade erst dabei,
aus der Nische zu fahren. Die Nachfrage nach Batteri-
en werde durch den Hochlauf der E-Mobilität in Europa
bis 2030 jedes Jahr um 35 Prozent steigen, so die Unter-
nehmensberater.

Die europäischen und deutschen Hersteller haben lan-
ge gezögert mit dem Aufbau einer eigenen Batterie-
oder Zellfertigung. Statt viel Geld in eigeneWerke zu in-
vestieren, wollte man die Stromspeicher lieber flexibel

zukaufen. Eine Strategie, die spätestens mit dem lang-
samen, aber absehbaren Hochlauf der E-Mobilität ge-
gen Ende des vergangenen Jahrzehnts offensichtlich an
Grenzen stieß. Batterien wurden zum knappen Gut, die
Konkurrenz unter den Autoherstellern um die verfügba-
ren Mengen wuchs und Versorgungssicherheit wurde
angesichts ehrgeiziger E-Auto-Produktionspläne zum
Problem. Die Lieferkettenprobleme im Zuge von Coro-
na und Ukraine-Krieg haben noch zusätzlich deutlich
gemacht, wie verletzlich die Teileversorgung ist.

Bis 2021 kam so gut wie jede Batterie eines europäi-
schen E-Autos aus dem asiatischen Ausland. Das ändert
sich nun langsam, soll aber bald Fahrt aufnehmen. Zahl-
reiche Unternehmen haben bereits große Akku-Werke
auf dem Kontinent angekündigt: Werden die Pläne rea-
lisiert, liegt die Jahresproduktion 2030 bei 1.309 Giga-
wattstunden, wie Wissenschaftler des Lehrstuhls „Pro-
duction Engineering of e-Mobility components“ an der
RWTH Aachen berechnet haben.

Vor allem Volkswagenwill in Europa in großem Stil eine
Batterie- und Zellenfertigung aufziehen. Bis 2030 sollen
gemeinsammit Partnern sechs Produktionsanlagenmit
einer jährlichen Kapazität von 240 Gigawattstunden in
Betrieb genommen werden. Das erste neue Werk will
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der Automobilhersteller bis 2023 gemeinsammit North-
volt in Schweden errichten und dort Zellen für Premi-
ummodelle bauen. Die von Volkswagen selbst betrie-
bene Gigafabrik in Salzgitter soll ab 2025 die Einheits-
zelle für das Volumensegment produzieren. Weitere Fa-
briken folgen.

Größter Batteriehersteller in Europa wird Deutschland

Größter Batteriehersteller in Europa wird Deutschland,
wo neben VW und Tesla auch Unternehmen wie CATL,
Varta, Svolt, CALB, ACC, Blackstone Resources und
Northvolt Werke planen. Wenn all die Ankündigungen
umgesetzt werden, entstehen hier in den kommenden
JahrenWerkemit einer Kapazität von 478 Gigawattstun-
den (GWh). Zum Vergleich: Die weltweite Batteriepro-
duktion für E-Autos betrug 2021 geschätzte 286 GWh.
Größter einzelner Hersteller war der chinesische Kon-
zern CATL mit 87,8 GWh vor LG und Panasonic.

Nicht nur Logistik und Geostrategie sprechen für die
Batterie- und Zellfertigung vorOrt. Auch viel konkretere
und praktischere Überlegungen. So leiden die Autoher-
steller aktuell darunter, ihre Batterie-Lieferanten nicht
wie fast alle anderen Zulieferbetriebe in örtlicher Nähe
zu haben. Gemeinsame Entwicklungen oder kurzfristi-
ge Anpassungen lassen sich so nur schwer realisieren.
Lange mussten die Autohersteller bei den Asiaten da-
her von der Stange kaufen, was diese in ihrem breiten,
auch von Unterhaltungselektronik geprägten, Angebot
hatten. „Eine Zelle für alle“, hieß dementsprechend das
Motto der Batteriehersteller. Künftig wollen die Auto-

bauer jedoch lieber Maßanfertigungen haben. Vor al-
lem die deutschen Premiumhersteller könnten sich bei-
spielsweise mit Sonderformaten von der Volumenkon-
kurrenz abheben. Luxusautos wie der Porsche Taycan
nutzen schon heute speziell zugeschnittene Batterie-
Packs, die weniger auftragen als die Standard-Module
und so eine besonders flache Karosserie erlauben.

Profitieren würde wohl auch die Recyclingfähigkeiten
in Europa. Bislang sind auch in dieser Hinsicht die Asia-
ten führend, da sie mit dem Ausschuss ihrer Zellwerke
ausreichend Übungsmaterial haben, um an derWieder-
verwertung zu tüfteln. Hierzulande fehlt dieses Know-
how weitgehend, zumindest in industriellem Maßstab.
Generell sind Grundlagenforschung und Entwicklung
hierzulande zwar stark, das Übertragen in den großen
Maßstab gilt aber vor allem in der Zellfertigung als sehr
schwierig.

Angst vor zu hohen Produktionskosten jenseits asiati-
scher Niedriglohnländer müssen die Autobauer nicht
haben. Rund 70 Prozent der Batteriekosten entfallen
auf das Material, Personal wird im Wesentlichen nur
für die Überwachung der Produktion benötigt, Löhne
spielen also nur eine Nebenrolle in der Bilanz. Schwie-
riger dürfte es werden, die Herstellungsverfahren so zu
verfeinern, dass der kostenintensive Materialausschuss
möglichst gering ist.

Lesen Sie auch: Brauchen E-Autos eine Umweltplakette?
/
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Wirtschaft
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ROHSTOFFE

Härtetest für die Lithium-Rally

Der Preis für den bei E-Auto-Batterien unverzichtbaren Rohstoff hat sich seit Jah-

resbeginn verdoppelt. Doch die schlimmste Knappheit könnte bald enden.

Der chilenische Bergbaukonzern SQM fördert in der Atacama-
Salzwüste im Norden des Landes Lithium. Foto: dpa

Erstveröffentlichung: 2022-11-12 10:00:00 letzte Aktua-
lisierung: 2022-11-12 10:01:00

Es ist als Bestandteil in E-Auto-Batterien derzeit einer
der gefragtesten Rohstoffe: Lithium. Einen Ersatz gibt
es zurzeit nicht, weiß Ulrich Stephan, Chefanlagestrate-
ge der Deutschen Bank: „Die meisten Experten gehen
davon aus, dass es auch in 20 Jahren noch gebraucht
wird.“

Dementsprechend fulminant ist auch die Preisentwick-
lung. Während der Preis im Coronajahr 2020 noch am
Boden lag, hat der Preis für Lithiumkarbonat dieses Jahr
eine rasante Klettertour hingelegt, unterbrochen nur
von einem kleinen Zwischentief im Frühjahr. Seitdem
geht es wieder bergauf.

Aktuell kostet eine Tonne Lithiumkarbonat am chinesi-
schen Spotmarkt fast 82.000 US-Dollar – das ist nicht
nur fast doppelt so viel wie zu Jahresbeginn, sondern
auch etwa 14-mal so viel wie amabsoluten Tiefpunkt im
Juli 2020, als lockdownbedingte Produktionsbeschrän-
kungen die Nachfrage drückten.

Dennoch wird der Lithiumpreis zumindest in den nächs-
ten Jahren seinen Höhenflug kaum fortsetzen, glaubt
Michael Hartnett, Investmentstratege bei der Bank of
America. Es gebe derzeit viele Lithium-Projekte, das las-
se trotz mancher Unwägbarkeit erwarten, dass zumin-

dest die schlimmste Knappheit in den kommenden Jah-
ren überwunden sein wird. Hartnett geht davon aus,
dass der Preis für eine Tonne Lithiumcarbonatäquiva-
lent bis 2026 wieder auf unter 15.000 Dollar fällt.

Getrieben wird die Lithiumnachfrage vomWillen vieler
westlicher Länder und nicht zuletzt Chinas zur Elektrifi-
zierung des Straßenverkehrs. Mit dem Green Deal der
EU hat E-Mobilität Fahrt aufgenommen, wie das Bei-
spiel Volkswagen zeigt: Sechs von zehn Pkw, die die
Wolfsburger im Jahr 2030 weltweit verkaufen wollen,
sollen E-Autos sein.

Ursprünglich hatte VW für diesen Zeitpunkt nur mit ei-
ner E-Auto-Vertriebsquote von 30 Prozent für Europa
kalkuliert. Im Zuge des im Dezember 2019 verkündeten
Green Deals verdoppelten die Niedersachsen die Ziel-
quote für Europa glatt.

Stefan Debruyne, Director of External Affairs beim chi-
lenischen Bergbaukonzern SQM, einem der größten Li-
thiumproduzenten derWelt, sagt: „Die hohe Nachfrage
nach E-Autos in diesem Jahr übersteigt die – wegen Co-
rona gedämpften – Erwartungen der meistenMarktteil-
nehmer. Die Entschlossenheit, mit der China Richtung
E-Mobilität unterwegs ist, hat nichts anMomentum ver-
loren. Die überraschend große Nachfrage ist der Grund
für den starken Preisanstieg bei Lithiumderivaten.“
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SQM will daher die Kapazitäten seiner Raffinerie in An-
tofagasta bis 2023 – verglichen mit dem Jahr 2018 –
von 48.000 auf 210.000 Tonnen LCE vervierfachen. Hin-
zukommen sollen 30.000 Tonnen LCE, die das Unterneh-
men aus chinesischem Lithiumsulfat gewinnen will.

Europäische Abhängigkeit

Aus australischen Minen und chilenischen Salzseen
kommt das mit Abstand meiste Lithium, das in den Ak-
kus von E-Autos, Handys oder Laptops landet. Zwar wer-
den auch in Deutschland oder Frankreich Lithiumpro-
jekte vorangetrieben, mit denen sich das ändern soll,
hierzulande etwa im Oberrheingraben. Doch zumin-
dest auf mittlere Sicht werden sich Europa und Deutsch-
land nicht aus der Abhängigkeit lösen können.

Nach einer Berechnung der Deutschen Rohstoffagentur
(Dera) in der Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe könnte Europa seinen Lithiumbedarf im Jahr
2030 nur zu maximal einem Drittel selbst decken. Die
Dera hat dieser Rechnung sämtliche bekannten euro-
päischen Projekte für die Fertigung von Batteriezellen
zugrunde gelegt.

Die Dera erwartet, dass das globale Angebot von 82.000
Tonnen Lithium im Jahr 2020 auf knapp 218.000 Tonnen
im Jahr 2030 steigen wird. Der Bedarf, für den die Dera
drei Szenarien durchgerechnet hat, wird in acht Jahren
aber deutlich höher liegen:mindestens bei 316.307 Ton-
nen, maximal sogar bei 558.780 Tonnen. Bestenfalls wä-
ren 2030 also 45 Prozent weniger Lithium verfügbar, als

gebraucht wird. Im ungünstigsten Fall würde die Nach-
frage das Angebot um das Zweieinhalbfache überstei-
gen.

Das E-Auto ist und bleibt dabei der große Treiber der
Nachfrage nach batteriefähigem Lithiumcarbonat und
-hydroxid. Bergbauunternehmen wie SQM stellen die
Chemikalien in ihren Raffinerien her und exportieren
sie an Kathoden- und Batteriehersteller in der ganzen
Welt. Aktuell gehen laut Dera zwei Drittel der Gesamt-
nachfrage nach Lithium auf das Konto der E-Autos. Im
Jahr 2030 sollen es schon 90 Prozent sein.

„Selbst wenn alle aktuell geplanten und im Bau be-
findlichen Projekte im Zeitplan umgesetzt werden und
wir von einem mittleren Nachfragewachstum ausge-
hen, werden wir nicht genug Lithium haben, um die er-
wartete weltweite Nachfrage im Jahr 2030 zu decken“,
sagte Michael Schmidt von der Deutschen Rohstoff-
agentur.

Deshalb könnte auch die Preisdelle bei Lithium, die
Bank-of-America-Experte Hartnett erwartet, nur vor-
übergehend sein. Auch er rechnet damit, dass 2030 die
Produktionssteigerung nicht mit dem wachsenden Be-
darf mithalten kann: 2,26 Millionen Tonnen produzier-
tes Lithiumcarbonatäquivalent sollen auf eine Nachfra-
ge nach 2,67 Millionen Tonnen stoßen. Sollte Hartnett
recht behalten, könnten sich Lithium-Anleger also bei
deutlich fallenden Lithiumkursen über Einstiegspreise
freuen.

Mehr: Tesla schwächelt an der Spitze, BMW fliegt aus
Top Ten – die zehn beliebtesten Elektroautos 2022
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Politik

Frankfurter Allgemeine Zeitung (Hauptausgabe) | 05.11.2022

Zu großzügig

Amerika lockt mit gigantischen Subventionen Investoren an und schottet die

Wirtschaft ab - auch auf Kosten westlicher Partner wie Deutschland. Was hat das

geschwächte Europa dem entgegenzusetzen?

Von Julia Löhr, Berlin, Werner Mussler, Brüssel, Winand
von Petersdorff, Washington, und Niklas Záboji, Paris

Die Tesla-Fabrik in Grünheide galt aus Sicht der deut-
schen Politik als Erfolgsprojekt. Nach nur etwas mehr
als zwei Jahren Bauzeit wurde die ”Gigafactory” im
März feierlich eröffnet. Dass der amerikanische Elektro-
autohersteller sich ausgerechnet diesen 9000-Einwoh-
ner-Ort in Brandenburg als Standort für seine erste Fa-
brik in Europa ausgesucht hat, war das eine. Dass das
Bauvorhaben nicht in den Mühlen der deutschen Büro-
kratie zermahlenwurde, war die noch größere Leistung.
Echsen umsiedeln, Wald roden, Rohbau, Endabnahme:
Es lief wie am Schnürchen.

Bis zum 14. September. Da kam eine Nachricht aus Ame-
rika, die man in Berlin und Potsdam gar nicht gerne
las. Tesla lege sein zweites Bauprojekt in Grünheide,
eine große Batteriefabrik, auf Eis, meldete das ”Wall
Street Journal”. Statt in Deutschland wolle Tesla-Chef
Elon Musk jetzt verstärkt in Amerika investieren. Der
Grund: die Steuervorteile, mit denen der amerikanische
Präsident Joe Biden lockt. Auch wenn Tesla gegenüber
seinen Partnern in Deutschland dem Vernehmen nach

betont hat, nur die zeitlichen Prioritäten hätten sich
geändert, die Batteriefabrik komme aber, ist man in
Deutschland ”not amused”.

Russlands Krieg in der Ukraine, Chinas Drohungen ge-
gen Taiwan, Energiekrise, Inflation - als wäre das wirt-
schaftspolitische Umfeld in den vergangenen Monaten
nicht schon rau genug geworden, setzt das Inflation
Reduction Act genannte Gesetzespaket der amerikani-
schen Regierung noch einen obendrauf. Biden will die
USA unabhängiger machen von Importen - womöglich
auf Kosten enger Partner wie Deutschland. Die Ambi-
tionen des Präsidenten sind selten so auf den Punkt ge-
bracht worden wie in seinem Tweet vom 14. August die-
ses Jahres: ”Stellen Sie sich eine Welt vor, in der Men-
schen die Haube ihres Autos öffnen und das Made-in-
America-Siegel eingeprägt in die Batterie sehen.” Ge-
nau das liefere der Inflation Reduction Act, frohlockte
Biden, nachdem das Gesetz den Kongress passiert hat-
te.

In der Elektroauto-Förderung kristallisieren sich die
drei strategischen Ziele der Biden-Regierung heraus:
Sie will Amerika reindustrialisieren, sie will sich Chi-
nas politischen und technologischenHegemoniebestre-
bungen entgegenstellen, und sie will die Wirtschaft kli-
maverträglich umbauen. Das Gesetzespaket, das über
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zehn Jahre hinweg Ausgaben von rund 430 Milliarden
Dollar vorsieht - also etwa einen doppelten Doppel-
wumms -, hat es in sich. ”Kein Kongress hat eine sol-
che Gewalttat gegen das multilaterale Handelssystem
beschlossenwie der 117. Kongressmit dem Inflation Re-
duction Act”, sagt Charles Benoit, Handelsexperte der
überparteilichen ”Coalition for a Prosperous America”.
Er meint das positiv. Benoit begrüßt den Vorstoß, weil
seine Organisation Handelsbarrieren als notwendiges
Mittel gegen das Ausbluten der amerikanischen Indus-
trie befürwortet.

7500 Dollar Steuergutschrift verspricht die Regierung
jedem Elektroautokäufer, der folgende Klauseln erfüllt:
Die Fahrzeuge müssen in Amerika zusammengesetzt
werden. Von 2026 an müssen 80 Prozent der seltenen
Mineralien für die Antriebsbatterien in Amerika oder
in Ländern geschürft werden, mit denen die USA ein
Freihandelsabkommen haben. Die EU gehört bislang
nicht dazu. Lieferungen von ”verdächtigen ausländi-
schen Einheiten” sind generell untersagt - das zielt auf
China, ist aber genügend vage, um auch andere aus-
schließen. Nach einer Übergangszeit müssen die Batte-
rien dann komplett aus Amerika kommen.

Die Produktion ist in Amerika um ein Drittel günstiger

Die deutsche Industrie investiert schon jetzt kräftig in
den USA. BMW hat gerade bekannt gegeben, in den
kommenden Jahren sein Werk in Spartanburg für 1,
7 Milliarden Dollar ausbauen zu wollen. Sechs neue
Elektroautomodelle will der Münchner Autohersteller
dort produzieren. Der Spezialchemiehersteller Evonik
eröffnete Anfang September ein Forschungszentrum in
Pennsylvania. Und Peter Carlsson, der Chef des schwe-
dischen Start-ups Northvolt, kündigte vergangene Wo-
che in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung
an, seine geplante milliardenteure Fabrik zur Herstel-
lung von Batteriezellen für Elektroautos in Schleswig-
Holstein nicht nur wegen der horrenden Energiekosten,
sondern auch wegen Amerikas Subventionstöpfen zu
überdenken. Die Förderung in den USA senke die Pro-
duktionskosten dort um 30 bis 40 Prozent. ”Wir sind
jetzt an einem Punkt, an dem wir möglicherweise der
Expansion in den USA zunächst den Vortritt gegenüber
Europa geben”, sagte Carlsson.

In Europa vernimmt man all das mit Befremden. Es sei
ja einerseits ein ”gutes Zeichen”, dass die Amerikaner
den Klimawandel nun mit einem ”starken Paket” be-
kämpfen wollten, sagte Bundeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck (Grüne) kürzlich. Dieses Paket dürfe aber
nicht die Wettbewerbsbedingungen, das sogenannte
level playing field, zwischen Europa und den USA ver-
zerren. Man sehe, so Habeck, wie Unternehmen wegen
der hohen Subventionen mit Abwanderungen liebäu-
gelten, deshalb brauche Bidens Inflation Act eine ”star-
ke Antwort”.

Die so oft zerstrittene Bundesregierung scheint in die-
sem Punkt einigermaßen geeint. Man müsse vor dem
Hintergrund der amerikanischen Standortpolitik umso
mehr auch die europäische Wettbewerbsfähigkeit stär-

ken, mahnte Christian Lindner (FDP). Auch Kanzler Olaf
Scholz (SPD) zeigte sich willens, der amerikanischen
Subventionsorgie nicht tatenlos zuzusehen. Unterstüt-
zung erhält er aus Frankreich, nachdem es zwischen
Berlin und Paris in den vergangenen Monaten nicht sel-
ten gehakt hatte. ”Wir müssen aufwachen”, sagte Ma-
cron zum Auftakt des Pariser Autosalons, auf dem die
starke Präsenz chinesischer Hersteller zeigte, welche Be-
deutung und welches Selbstbewusstsein diese erlangt
haben. Der französische Präsident attestierte aber nicht
nur China eine ”sehr offensive Strategie an Staatshilfen”
zur Unterstützung heimischer Hersteller, sondern auch
Washington. Macron dachte denn auch offen darüber
nach, hiesige Kaufprämien für Elektroautos wiederum
auf Fahrzeuge ”made in Europe” zu beschränken.

Zwar betonen sowohl Macrons Mann für Finanzen und
Wirtschaft, Bruno Le Maire, als auch der deutsche Wirt-
schaftsminister explizit, einen Handelskrieg vermeiden
zu wollen. Aber allein indem sie dieses Wort jetzt im-
mer wieder fallen lassen, zeigen sie, als wie gravierend
sie das amerikanische Vorgehen einschätzen. Das The-
ma dürfte die EU-Finanzminister bei ihrem Treffen kom-
mende Woche beschäftigen.

Bislang sucht man eine einheitliche Linie in der EU als
Reaktion auf den amerikanischen Inflation Reduction
Act vergeblich. Das gilt auch innerhalb der EU-Kommis-
sion: Während der zuständige Handelskommissar Val-
dis Dombrovskis auf Deeskalation und sachliche Ge-
sprächemitWashington setzt, weilman auf Amerika als
wichtigstem Handelspartner angewiesen sei und man
sie in Konflikten wie mit China und Russland an ihrer
Seite benötige, plädiert der streng genommen nicht zu-
ständige Binnenmarktkommissar Thierry Breton analog
zu Paris und Berlin für eine härtere Gangart. Er habe
bereits Arbeiten an einer industriepolitischen ”Made-in
Europe-Strategie” auf den Weg gebracht, sagte Breton
am Freitag der französischen Wirtschaftszeitung ”Les
Échos”. Die EU bleibe offen für Unternehmen aus an-
deren Wirtschaftsräumen - ”aber zu unseren Bedingun-
gen”.

Die EU und USA haben eine Arbeitsgruppe zur Konflikt-
bewältigung eingerichtet. Sie tagte am Freitag zum ers-
ten Mal. Handelskommissar Dombrovskis sagte, das an-
gemessene Forum für die Konfliktlösung sei der halb-
jährlich tagende Trade and Technology Council (TTC). In
der Kommission hieß es, vor der nächsten Sitzung An-
fang Dezember werde die EU sicher keine Maßnahmen
gegen Washington ergreifen. Nach Aussage des Han-
delskommissars bestünde die ideale Lösung des Kon-
flikts darin, dass die EU dieselben Ausnahmen von den
Gesetzesbestimmungen gewährt bekäme wie Kanada
und Mexiko.

Die EU könnte vor die Welthandelsorganisation ziehen

In der Kommission gilt das aber als wenig realistisch.
Derzeit will Dombrovskis wegen des amerikanischen
Gesetzes nicht vor die Welthandelsorganisation WTO
ziehen. Allerdings lasse sich dies angesichts des ”Ge-
samtbilds” mittelfristig auch nicht ausschließen, heißt
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es in der Kommission. Breton sagte, er unterstütze es
ausdrücklich, ”das Problem im Rahmen der WTO an-
zugehen”. Der SPD-Abgeordnete Bernd Lange sagte,
wenn bis zum 5. Dezember nichts geschehen sei, ”dann
wäre es völlig normal, dass die EU vor die WTO zieht”.

Man solle aus Bidens Politik nicht den Schluss ziehen,
dass die Amerikaner auf Konfrontationskurs mit der
EU gingen, sagt Christoph Schemionek, Chef der deut-
schen Auslandshandelskammer in Washington. Die
amerikanische Regierung folge ihren sicherheitspoliti-
schen Zielen und führe ohnehin ein nach innen gerich-
tetes Land. Und tatsächlich deutet allein die Einrich-
tung der Arbeitsgruppe darauf hin, dass die Amerika-
ner um Schadensbegrenzung bemüht sind. Daran und
an den ausgehandelten Waffenstillstand bei den Flug-
zeugzöllen sowie die Verständigung über den Stahl-
und Aluminiumsektor erinnerte die EU-Handelsbeauf-
tragte Katherine Tai jüngst.

Tai wies aber auch auf Projekte der EU hin, die den Ame-
rikanern nicht gefallen, etwa den Klimazoll, der Einfuh-
ren von Produkten mit großem CO2-Fußabdruck ver-
teuern soll. Und auch an weiteren Streitpunkten man-
gelt es nicht. Mit Argusaugen schaut Washington dar-
auf, wie viel chinesischer Einfluss in der deutschenWirt-
schaft steckt, vor allem in der Autoindustrie. Die beiden
größten Anteilseigner von Daimler sind chinesische In-
vestoren. Dass Scholz entgegen aller Warnung der chi-
nesischen Reederei Cosco eine Beteiligung am Hambur-
ger Hafen ermöglichte, kam in Amerika ebenfalls nicht
gut an.

Die Europäer wiederum treibt Amerikas Exportbann für
Hightechchips und Chiptechnologie um. Dieser trifft
den holländischen Spezialisten ASML, der Technologie-
führer für Maschinen zur Fertigung dieser Chips ist. Die

Maschinen der letzten Generation liefert ASML ohne-
hin schon nicht nach China. Nun wollen die Amerika-
ner aber die Exportbeschränkungen ausweiten. ASML
kooperiert eng mit zwei deutschen Unternehmen, mit
Trumpf und Zeiss. In Berlin fürchtet man, Sekundärsank-
tionen könnten auch sie treffen. Hinzu kommt der Un-
mut über die von Berlin beklagten ”Mondpreise”, die
Amerikas Exporteure aktuell für Flüssigerdgas verlang-
ten. Der Tenor: So gehtman nichtmit Freunden um, erst
recht nicht in einer Energiekrise, derenthalben Strom
und Gas seit Monaten ein Vielfaches der in den USA üb-
lichen Preise kosten. Die Amerikaner trifft der Ukraine-
krieg relativ gesehen deutlich weniger hart als Europa.

Aus Sicht von Wirtschaftsminister Habeck hat Europa
angesichts der Blockbildung auf derWelt nur eineWahl.
Nämlich die, ebenfalls verstärkt Industriepolitik zu be-
treiben. Das heißt: schnellere Genehmigungsverfahren,
vor allem aber mehr Geld. Die Franzosen weiß er da-
mit an seiner Seite. Diverse länderübergreifende För-
derprogramme, IPCEI genannt, gibt es schon. Laut ei-
ner Übersicht aus dem Bundeswirtschaftsministerium
haben die EU-Mitgliedstaaten für die Batteriezellenfer-
tigung in Europa insgesamt 5 Milliarden Euro an Sub-
ventionen bereitgestellt. Die damit ausgelösten priva-
ten Investitionen sollen ein Vielfaches dessen betragen.

In der Förderung von Chipfabriken geht es um noch
viel größere Summen. Allein die Bundesregierung hat
nach F.A.Z.-Informationen für die kommenden Jahre im
Haushalt rund 17Milliarden Euro für Halbleiterprojekte
vorgesehen. Einer der größten Profiteure dürfte dabei
allerdings ein amerikanisches Unternehmen sein: Intel
will in Magdeburg eine große Chipfabrik bauen und
kann dafür mit üppiger staatlicher Förderung rechnen.
Von einer Gesamtsumme von bis zu 6,8 Milliarden Euro
war zuletzt die Rede.
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U nd, wie halten sie es mit 
Qatar? Wir fragen uns, wie  
wir überhaupt noch mit halb-

wegs gutem gewissen diese Fußball-
weltmeisterschaft gucken sollen. mit 
den menschenrechten allein ist es ja 
gar nicht getan. Die ganze sache hat 
inzwischen eine noch viel größere 
Dimension angenommen.   allein das 
Fernsehgerät auch nur laufen zu las-
sen bedeutet ja stromverbrauch, den 
man sich doch sparen könnte, wenn 
nicht gar sollte, ach was, müsste. 
Lohnt es sich, für Korruptionsfußball 
die  strom- und gaspreisbremse an ihr 
Limit zu bringen? Wir haben uns ent-
schlossen, die Bewertung dazu an den 
turnierverlauf der Deutschen Natio-
nalmannschaft zu koppeln. moral 
muss man sich eben leisten können.  

◆ ◆ ◆ 

INSGESAMT     SEHEN wir diesen sportli-
chen großereignissen mit ausgespro-
chen gemischten gefühlen entgegen. 
sie bedeuten vor allem eines: es kos-
tet. egal, ob Welt-  oder europameis-
terschaft, stets steht der Kauf dieser  
teuren trikots für den Nachwuchs  an 
– mit zusätzlich zu berappender 
Beflockung versteht sich. Da ist man 
locker 90 euro los – für ein Kurz-
armshirt. alle Bemühungen, die  tra-
gezeit dieser schmuckstückchen 
möglichst über  Jahre zu strecken, 
indem man  für grundschüler die 
größe „männer Doppel-XXL“ 
bestellt, laufen  ins Leere. Ungünsti -
ger weise entscheiden sich die fuß-
ballbegeisterten sprösslinge stets für 
spieler, die beim nächsten groß-
ereignis nicht mehr dabei sind. Zuge-
geben, wer wollte heute  noch ein 
Özil-trikot tragen? Das mario-göt-
ze-shirt von 2014 könnte dagegen 
tatsächlich vor einem Comeback ste-
hen.   In welchem tristen Zustand die 
Wm 2022 schon zwei Wochen vor 
dem start ist, sieht man jedoch  am 
Fanshop des Deutschen Fußball-
Bundes. Da werden die trikots der-
zeit mit 20 Prozent rabatt ver-
ramscht. alles muss raus. 

◆ ◆ ◆ 

DIESEN SLOGAN WERDEN wir bald 
auch wieder in deutschen Innenstäd-
ten plakatiert sehen. galeria geht die 
Kohle aus – mal wieder. mindestens 
jede dritte der noch verbliebenen 
Filialen muss geschlossen werden, 
um dieses mal   wirklich eine goldene 
Zukunft zu haben.       Um Ihnen ein 
gefühl für die Dauer dieser  Krise zu 
geben: thomas middelhoff, einer die-
ser glorreichen Warenhaussanierer, 
unter dessen Ägide der Kunstname 
arcandor erfunden wurde, ist inzwi-
schen  nach der Verbüßung seiner 
mehrjährigen Haftstrafe sogar schon 
wieder aus dem Knast raus. Der 
Name arcandor sollte  übrigens  für 
Verlässlichkeit, treue und mut ste-
hen. augen auf beim slogan-Kauf! In 
den 80er-Jahren hatte Karstadt einst 
mit der reklame „aufgepasst und 
zugefasst“ geworben und dabei die 
Ladendiebstahlquote von minderjäh-
rigen in die Höhe getrieben. Die 
meisten Krisen kommen eben doch 
aus einer ecke, aus der man sie am 
wenigstens erwartet.

◆ ◆ ◆ 

DESWEGEN SIND WIR auch immens 
froh, dass Bahnchef Lutz so ein pro-
aktiver und vor allem progressiver 
typ ist. Die Bahn wird zwar erst mal 
nicht pünktlicher, dafür dürfen 
schaffner die Verspätungen jetzt aber 
in einer  ihnen genehmen Dienstklei-
dung verkünden. Der Fachmann 
staunt, der Laie wundert sich. Im gro-
ßen stil verkündete Lutz  auf der Kar-
riereplattform Linked-In, dass nun 
jeder mitarbeitende aus jeder Hosen, 
Blusen- oder seidenschal-auswahl 
der bahneigenen Kollektion auswäh-
len kann. Das finden wir gendertech-
nisch natürlich mega und fragen uns 
doch sorgenvoll, ob eigentlich irgend-
jemand noch die trennlinie zwischen  
woke und wirr erkennen kann. 

◆ ◆ ◆ 

GLEICHES GILT ÜBRIGENS auch für die 
jungen Klimaaktivisten, die  mit Kar-
toffelpüree um sich schmeißen. erin-
nert an die Zeit, als die Kinder klein 
waren und dieses Verfahren auch mit 
Karotte und Brokkoli  perfektioniert 
wurde.  Wir fanden das damals nied-
lich, werden uns aber erst jetzt dem 
ausmaß der Protestaktion bewusst. 
Doch  wir wollen nicht spotten.  Wir 
stehen jedem engagement der hof-
fentlich nicht „letzten generation“  
abseits von Online-Daddelei mehr als 
positiv gegenüber, hätten aber noch 
eine Fachfrage: War in dem geworfe-
nem Kartoffelbrei eigentlich klima-
neutrale Hafermilch?              

Auf einen Espresso

Woke
und wirr

Von Inken Schönauer

D ie tesla-Fabrik in grün-
heide galt aus sicht der 
deutschen Politik als 
erfolgsprojekt. Nach 
nur etwas mehr als zwei 
Jahren Bauzeit wurde 

die „gigafactory” im märz feierlich eröff-
net. Dass der amerikanische elektroauto-
hersteller sich ausgerechnet diesen 9000-
einwohner-Ort in Brandenburg als 
standort für seine erste Fabrik in europa 
ausgesucht hat, war das eine. Dass das 
Bauvorhaben nicht in den mühlen der 
deutschen Bürokratie zermahlen wurde, 
war die noch größere Leistung. echsen 
umsiedeln, Wald roden, rohbau, endab-
nahme: es lief wie am schnürchen.

Bis zum 14. september. Da kam eine 
Nachricht aus amerika, die man in Berlin 
und Potsdam gar nicht gerne las. tesla 
lege sein zweites Bauprojekt in grünhei-
de, eine große Batteriefabrik, auf eis, 
meldete das „Wall street Journal“. statt 
in Deutschland wolle tesla-Chef elon 
musk jetzt verstärkt in amerika investie-
ren. Der grund: die steuervorteile, mit 
denen der amerikanische Präsident Joe 
Biden lockt. auch wenn tesla gegenüber 
seinen Partnern in Deutschland dem Ver-
nehmen nach betont hat, nur die zeitli-
chen Prioritäten hätten sich geändert, die 
Batteriefabrik komme aber, ist man in 
Deutschland „not amused“. 

russlands Krieg in der Ukraine, Chi-
nas Drohungen gegen taiwan, energie-
krise, Inflation – als wäre das wirtschafts-
politische Umfeld in den vergangenen 
monaten nicht schon rau genug gewor-
den, setzt das Inflation reduction act 
genannte gesetzespaket der amerikani-
schen regierung noch einen obendrauf. 
Biden will die Usa unabhängiger 
machen von Importen – womöglich auf 
Kosten enger Partner wie Deutschland. 
Die ambitionen des Präsidenten sind sel-
ten so auf den Punkt gebracht worden 
wie in seinem tweet vom 14. august die-
ses Jahres: „stellen sie sich eine Welt vor, 
in der menschen die Haube ihres autos 
öffnen und das made-in-america-siegel 
eingeprägt in die Batterie sehen.“ genau 
das liefere der Inflation reduction act, 
frohlockte Biden, nachdem das gesetz 
den Kongress passiert hatte. 

In der elektroauto-Förderung kristalli-
sieren sich die drei strategischen Ziele 
der Biden-regierung heraus: sie will 
amerika reindustrialisieren, sie will sich 
Chinas politischen und technologischen 
Hegemoniebestrebungen entgegenstel-
len, und sie will die Wirtschaft klimaver-
träglich umbauen. Das gesetzespaket, 
das über zehn Jahre hinweg ausgaben 
von rund 430 milliarden Dollar vorsieht – 
also etwa einen doppelten Doppel-
wumms –, hat es in sich.  „Kein Kongress 
hat eine solche gewalttat gegen das mul-
tilaterale Handelssystem beschlossen wie 
der 117. Kongress mit dem Inflation 
reduction act“, sagt Charles Benoit, 
Handelsexperte der überparteilichen 
„Coalition for a Prosperous america“. er 
meint das positiv. Benoit begrüßt den 
Vorstoß, weil seine Organisation Han-
delsbarrieren als notwendiges mittel 
gegen das ausbluten der amerikanischen 
Industrie befürwortet. 

7500 Dollar steuergutschrift ver-
spricht die regierung jedem elektroauto-
käufer, der folgende Klauseln erfüllt: Die 

innen gerichtetes Land. Und tatsächlich 
deutet allein die einrichtung der 
arbeitsgruppe darauf hin, dass die ame-
rikaner um schadensbegrenzung be -
müht sind. Daran und an den ausgehan-
delten Waffenstillstand bei den Flug-
zeugzöllen sowie die Verständigung 
über den stahl- und aluminiumsektor 
erinnerte die eU-Handelsbeauftragte 
Katherine tai jüngst. 

tai wies aber auch auf Projekte der 
eU hin, die den amerikanern nicht 
gefallen, etwa den Klimazoll, der ein-
fuhren von Produkten mit großem CO2-
Fußabdruck verteuern soll. Und auch an 
weiteren streitpunkten mangelt es 
nicht. mit argusaugen schaut Washing-
ton  darauf, wie viel chinesischer ein-
fluss in der deutschen Wirtschaft steckt, 
vor allem in der autoindustrie. Die bei-
den größten anteilseigner von Daimler 
sind chinesische Investoren. Dass scholz 
entgegen aller Warnung der chinesi-
schen reederei Cosco eine Beteiligung 
am Hamburger Hafen ermöglichte, kam 
in amerika ebenfalls nicht gut an. 

Die europäer wiederum treibt ameri-
kas exportbann für Hightechchips und 
Chiptechnologie um. Dieser trifft den 
holländischen spezialisten asmL, der 
technologieführer für maschinen zur 
Fertigung dieser Chips ist. Die maschi-
nen der letzten generation liefert asmL 
ohnehin schon nicht nach China. Nun 
wollen die amerikaner aber die export-
beschränkungen ausweiten. asmL 
kooperiert eng mit zwei deutschen 
Unternehmen, mit trumpf und Zeiss. In 
Berlin fürchtet man, sekundärsanktionen 
könnten auch sie treffen. Hinzu kommt 
der Unmut über die von Berlin beklagten 
„mondpreise“, die amerikas exporteure 
aktuell für Flüssigerdgas verlangten. Der 
tenor: so geht man nicht mit Freunden 
um, erst recht nicht in einer energiekrise, 
derenthalben strom und gas seit mona-
ten  ein Vielfaches der in den Usa übli-
chen Preise kosten. Die amerikaner trifft 
der  Ukrainekrieg relativ gesehen deutlich 
weniger hart als europa.

aus sicht von Wirtschaftsminister 
Habeck hat europa angesichts der Block-
bildung auf der Welt nur eine Wahl. Näm-
lich die, ebenfalls verstärkt Industriepoli-
tik zu betreiben. Das heißt: schnellere 
genehmigungsverfahren, vor allem aber 
mehr geld. Die Franzosen weiß er damit 
an seiner seite. Diverse länderübergrei-
fende Förderprogramme, IPCeI genannt, 
gibt es schon. Laut einer Übersicht aus 
dem Bundeswirtschaftsministerium haben 
die eU-mitgliedstaaten für die Batteriezel-
lenfertigung in europa insgesamt 5 mil-
liarden euro an subventionen bereitge-
stellt. Die damit ausgelösten privaten 
Investitionen sollen ein Vielfaches dessen 
betragen. 

In der Förderung von Chipfabriken geht 
es um noch viel größere summen. allein 
die Bundesregierung hat nach F.a.Z.-In-
formationen für die kommenden Jahre im 
Haushalt rund 17 milliarden euro für 
Halbleiterprojekte vorgesehen. einer der 
größten Profiteure dürfte dabei allerdings 
ein amerikanisches Unternehmen sein: 
Intel will in magdeburg eine große Chip-
fabrik bauen und kann dafür mit üppiger 
staatlicher Förderung rechnen. Von einer 
gesamtsumme von bis zu 6,8 milliarden 
euro war zuletzt die rede.

Zentrum der Welt? Im Moment für viele Investoren Amerika. Foto Jörg modrow/Laif

Fahrzeuge müssen in amerika zusam-
mengesetzt werden. Von 2026 an müssen 
80 Prozent der seltenen mineralien für 
die antriebsbatterien in amerika oder in 
Ländern geschürft werden, mit denen die 
Usa ein Freihandelsabkommen haben. 
Die eU gehört bislang nicht dazu. Liefe-
rungen von „verdächtigen ausländischen 
einheiten“ sind generell untersagt – das 
zielt auf China, ist aber genügend vage, 
um auch andere ausschließen. Nach einer 
Übergangszeit müssen die Batterien 
dann komplett aus amerika kommen. 

Die Produktion ist in Amerika
 um ein Drittel günstiger
Die deutsche  Industrie investiert schon 
jetzt kräftig in den Usa. BmW hat gera-
de bekannt gegeben, in den kommenden 
Jahren sein Werk in spartanburg für 1,7 
milliarden Dollar ausbauen zu wollen. 
sechs neue elektroautomodelle will der 
münchner autohersteller dort produzie-
ren.  Der spezialchemiehersteller evo-
nik eröffnete anfang september ein 
Forschungszentrum in Pennsylvania. 
Und Peter Carlsson, der Chef des schwe-
dischen start-ups Northvolt, kündigte 
vergangene Woche in der Frankfurter 
allgemeinen sonntagszeitung an, seine 
geplante milliardenteure Fabrik zur 
Herstellung von Batteriezellen für 
elektroautos in schleswig-Holstein 
nicht nur wegen der horrenden energie-
kosten, sondern auch wegen amerikas 
subventionstöpfen zu überdenken. Die 
Förderung in den Usa senke die Pro-
duktionskosten dort um 30 bis 40 Pro-
zent. „Wir sind jetzt an einem Punkt, an 
dem wir möglicherweise der expansion 
in den Usa zunächst den Vortritt gegen-
über europa geben“, sagte Carlsson.

In europa vernimmt man all das mit 
Befremden. es sei ja einerseits ein 
„gutes Zeichen“, dass die amerikaner 
den Klimawandel nun mit einem „star-
ken Paket“ bekämpfen wollten, sagte 
Bundeswirtschaftsminister robert Ha -
beck (grüne) kürzlich. Dieses Paket 
dürfe aber nicht die Wettbewerbsbedin-
gungen, das sogenannte level playing 
field, zwischen europa und den Usa 
verzerren. man sehe, so Habeck, wie 

Unternehmen wegen der hohen sub-
ventionen mit abwanderungen liebäu-
gelten, deshalb brauche Bidens Infla-
tion act eine „starke antwort“. 

Die so oft zerstrittene Bundesregie-
rung scheint in diesem Punkt einigerma-
ßen geeint. man müsse vor dem Hinter-
grund der amerikanischen standortpoli-
tik umso mehr auch die europäische 
Wettbewerbsfähigkeit stärken, mahnte 
Christian Lindner (FDP). auch Kanzler 
Olaf scholz (sPD) zeigte sich willens, 
der amerikanischen subventionsorgie 
nicht tatenlos zuzusehen. Unterstützung 
erhält er aus Frankreich, nachdem es 
zwischen Berlin und Paris in den ver-
gangenen monaten nicht selten gehakt 
hatte. „Wir müssen aufwachen“, sagte 
macron zum auftakt des Pariser autosa-
lons, auf dem die starke Präsenz chinesi-
scher Hersteller zeigte, welche Bedeu-
tung und welches selbstbewusstsein die-
se erlangt haben. Der französische Prä-
sident attestierte aber nicht nur China 
eine „sehr offensive strategie an staats-
hilfen“ zur Unterstützung heimischer 
Hersteller,  sondern auch Washington.  
macron dachte denn auch offen darüber 
nach, hiesige Kaufprämien für elektro-
autos wiederum auf Fahrzeuge „made in 
europe“ zu beschränken. 

Zwar betonen sowohl macrons mann 
für Finanzen und Wirtschaft, Bruno Le 
maire, als auch der deutsche Wirt-
schaftsminister explizit, einen Handels-
krieg vermeiden zu wollen. aber allein 
indem sie dieses Wort jetzt immer wie-
der fallen lassen, zeigen  sie, als wie gra-
vierend sie das amerikanische Vorgehen 
einschätzen. Das thema dürfte die eU-
Finanzminister bei ihrem treffen kom-
mende Woche beschäftigen. 

Bislang sucht man eine einheitliche 
Linie in der eU als reaktion auf den 
amerikanischen Inflation reduction act 
vergeblich. Das gilt auch innerhalb der 
eU-Kommission: Während der zustän-
dige Handelskommissar Valdis Dom-
brovskis auf Deeskalation und sachliche 
gespräche mit Washington setzt, weil 
man auf amerika als wichtigstem Han-
delspartner angewiesen sei und man sie 
in Konflikten wie mit China und russ-
land an ihrer seite benötige, plädiert der 

streng genommen nicht zuständige Bin-
nenmarktkommissar thierry Breton 
analog zu Paris und Berlin für eine här-
tere gangart. er habe bereits arbeiten 
an einer industriepolitischen „made-in 
europe-strategie“ auf den Weg 
gebracht, sagte Breton am Freitag der 
französischen Wirtschaftszeitung „Les 
Échos“. Die eU bleibe offen für Unter-
nehmen aus anderen Wirtschaftsräu-
men – „aber zu unseren Bedingungen“.

Die eU und Usa haben eine arbeits-
gruppe zur Konfliktbewältigung einge-
richtet. sie tagte am Freitag zum ersten 
mal. Handelskommissar Dombrovskis 
sagte, das angemessene Forum für die 
Konfliktlösung sei der halbjährlich 
tagende trade and technology Council 
(ttC). In der Kommission hieß es, vor 
der nächsten sitzung anfang Dezember 
werde die eU sicher keine maßnahmen 
gegen Washington ergreifen. Nach aus-
sage des Handelskommissars bestünde 
die ideale Lösung des Konflikts darin, 
dass die eU dieselben ausnahmen von 
den gesetzesbestimmungen gewährt 
bekäme wie Kanada und mexiko. 

Die EU könnte vor die 
Welthandelsorganisation ziehen
In der Kommission gilt das aber als 
wenig realistisch. Derzeit will Dom-
brovskis wegen des amerikanischen 
gesetzes nicht vor die Welthandelsorga-
nisation WtO ziehen. allerdings lasse 
sich dies angesichts des „gesamtbilds“ 
mittelfristig auch nicht ausschließen, 
heißt es in der Kommission. Breton 
sagte, er unterstütze es ausdrücklich, 
„das Problem im rahmen der WtO 
anzugehen“. Der sPD-abgeordnete 
Bernd Lange sagte, wenn bis zum 5. 
Dezember nichts geschehen sei, „dann 
wäre es völlig normal, dass die eU vor 
die WtO zieht“.

man solle aus Bidens Politik nicht den 
schluss ziehen, dass die amerikaner auf 
Konfrontationskurs mit der eU gingen, 
sagt Christoph schemionek, Chef der 
deutschen auslandshandelskammer in 
Washington. Die amerikanische regie-
rung folge ihren sicherheitspolitischen 
Zielen und führe ohnehin ein nach 

Zu großzügig
amerika lockt mit gigantischen subventionen 

Investoren an  und  schottet die Wirtschaft ab – auch auf Kosten 
westlicher  Partner wie Deutschland. 

Was hat das geschwächte  europa  dem entgegenzusetzen?
Von Julia Löhr, Berlin, Werner Mussler, Brüssel, 

Winand von Petersdorff, Washington, 
und Niklas Záboji, Paris
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Politik
WELT AM SONNTAG Frühausgabe Samstag | 05.11.2022

Wir sind der Politik voraus

Energiekrise, China-Konflikt und das Aus für den Verbrenner setzen die Autoindustrie unter

Druck. Verbandschefin Hildegard Müller fordert von Berlin und Brüssel mehr strategische Un-

terstützung

Daniel Zwick

Die Präsidentin des Verbands der Automobilindustrie
hat eigentlich gerade ein paar Tage frei. Aber der Ur-
laub hält HildegardMüller nicht davon ab, sich politisch
einzumischen. Es stehen schließlich Entscheidungen an
wie die EU-Abgasrichtlinie Euro 7. Und auch die Ener-
giekrise setzt der Branche weiter zu.

WELT AM SONNTAG:

Frau Müller, die hohen Energiepreise machen vielen
Bürgern Sorgen. Diesel kostet etwa 2,10 Euro pro Liter,
Benzin 1,90 Euro, Stromwird teurer. Welche Tipps zum
Sparen haben Sie für Autofahrer?

Hildegard Müller:

Die Preise sind für viele Menschen äußerst belastend.
Alle versuchen, mit der Situation klarzukommen. Der
eine fährt langsamer, der andere legt mal einen auto-
freien Tag ein. Andere sind jeden Tag auf das Auto an-
gewiesen.

Audi-Chef Markus Duesmann hat konkrete Vorschläge
gemacht: Ein Tempolimit und autofreie Sonntage wür-
den das Bewusstsein fürs Sparen schärfen, sagte er der
”Süddeutschen Zeitung”. Stimmen Sie ihm zu?

Fakt ist: Die Leute sparen schon, wo sie können - ob
beim Heizen oder Autofahren. Wir sollten das nicht
überall gesetzlich vorgeben. Freiheit ist gerade in
schwierigen Lebenssituationen wichtig, um Menschen
eigene Entscheidungen zu ermöglichen. Übrigens: Zum
Tempolimit haben wir schon lange eine digitale Steue-
rung vorgeschlagen. Das kann bei schlechtem Wetter
Tempo 80 auf der Autobahn sein - oder eine Freigabe,
dort wo das Umfeld es hergibt.

Herr Duesmann hat in der Industrie also eine Einzel-
meinung?

Herr Duesmann ist ein großer Verfechter der Freiheit.
Und er hat jetzt noch mal betont, dass er strikt gegen
Verbote und für intelligente Lösungen ist.

Lehnt die Autoindustrie immer noch das Tempolimit
ab?

Ja, wir lehnen ein allgemeines Tempolimit ab. Auf 96
Prozent der Straßen in Deutschland haben wir bereits
ein reguliertes Tempo. Und auf der Autobahn wäre die
digitale Steuerung je nach Verkehrssituation - gerade
auch mit Blick auf den Klimaschutz - intelligenter und
zielführender.
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Beim Tempolimit sind Sie andererMeinung als die Grü-
nen. Bei Themenwie Klimaschutz fällt die Abgrenzung
schwerer. Wie grün ist die deutsche Autoindustrie ge-
worden?

Unsere Ziele sind eindeutig:Wir verpflichten uns zur Kli-
maneutralität bis spätestens 2050. Da reden wir nicht
nur über Antriebe, sondern über die gesamte Wert-
schöpfungskette. Dafür investieren wir etwa 220 Mil-
liarden Euro bis 2026 in Forschung und Entwicklung
und zusätzlich bis 2030 rund 100 Milliarden Euro in
den Umbau der Werke. Wir treiben die Transforma-
tion entschlossen voran und sind in der Umsetzung
der Politik inzwischen voraus. Ich bin davon überzeugt,
dass die Lösungen in Innovationen und nicht in Verbo-
ten oder Degrowth-Überlegungen liegen. Eine Abkehr
vom Wirtschaftswachstum ist nicht nur realitätsfern -
sie ist unsozial gegenüber wirtschaftlich schwächeren
Gruppen. Erfolgreiche Klimapolitik ist auch erfolgrei-
cheWirtschaftspolitik. Um die ambitionierten Klimazie-
le meistern zu können, erwarte ich von Brüssel und Ber-
lin jetzt vor allem eine Standortoffensive, die sich dem
neuen globalen Wettbewerb stellt.

Sie und die Chefs der Autokonzerne reden viel über
Klimaschutz, Elektromobilität, auf der IAA stellen sie
Fahrräder aus. Selten geht es um Benzinund Dieselau-
tos, die aber den größten Teil des Geschäfts ausma-
chen. Haben Sie sich von Ihren Kunden entfernt?

Die Mischung macht’s, das zeigt sich überall dort, wo
dieMobilitätswende bereits erfolgreich umgesetzt wur-
de - es ist ein Miteinander der unterschiedlichen Ver-
kehrsmittel. Und unser Job ist es auch, den Dialog zu
führen, die Menschen mitzunehmen: Elektromobilität
braucht einen Durchbruch in den Köpfen, vielen fehlt
noch das Vertrauen. Auch deshalb brauchen wir Tem-
po beim Aufbau einer besseren Ladeinfrastruktur. Und
was die Benzin- und Dieselautos, die Bestandsflotte, an-
geht - auch da sollten wir klimaneutrale Lösungen vor-
antreiben: Wir haben gut 250 Millionen Pkw in der EU,
davon über 48 Millionen in Deutschland. Wenn 15 Mil-
lionen bis 2030 mit Elektromotoren fahren - was ein ho-
hes Ambitionsniveau ist - , dann bleiben immer noch
über 33Millionenmit Verbrennungsmotoren. Für diese
Fahrzeuge müssen wir synthetische Kraftstoffe massen-
tauglich machen, sonst werden wir die Klimaziele nicht
erreichen.

Würden Sie den Dialog auch mit der neuen radikalen
Klimabewegung führen, die sich auf Straßen festklebt?

Wir sind offen für den gesellschaftlichen Dialog und
werden ihn zum Beispiel auch auf der IAA Mobility in
München wieder führen. Diese radikalen Aktivisten ha-
ben aber offensichtlich kein Interesse an Demokratie
und Dialog. Ich kann nicht erkennen, dass sie die Debat-
te suchen, beispielsweise mit den betroffenen Autofah-
rern diskutieren. Sie senden nur ihre Botschaften. Zuhö-
ren zu wollen und zuhören zu können ist aber notwen-
dig, um gesellschaftsfähige Lösungen zu finden. Die Be-
reitschaft, sich mit anderen Perspektiven auseinander-
zusetzen, fehlt hier. Es ist zudem absurd, Kunstwerke

zu beschmieren. Ich lehne diese Protestform ab; alle de-
mokratischen Kräfte sollten sich von dieser Bewegung
distanzieren. Diese Art des Protests und die Dialogver-
weigerung schaden am Ende übrigens der Klimabewe-
gung.

Vergangene Woche haben sich die EU-Gremien auf
den Verbrennerausstieg 2035 geeinigt. Wieso haben
Sie da keinen Widerstand mehr geleistet?

Wir haben doch sehr deutlich gemacht, welche Punkte
wir für schwierig halten: Die Automobilindustrie stellt
sich um auf die Elektromobilität, investiert Rekordsum-
men. Entscheidend ist jetzt aber auch ein Umfeld, das
diese Transformation möglich macht. Ich kann nicht er-
kennen, dass Europa eine ambitionierte Strategie für
den Hochlauf der Ladeinfrastruktur hat, ernsthaft über
Handelsund Energieabkommen spricht oder ein ech-
tes Monitoring-Verfahren vorgesehen hat, um bei Pro-
blemen gegebenenfalls nachzusteuern. Und für die Be-
standsflotte gibt es überhaupt keine Lösung - es scheint
weiter so, als würde Brüssel das Thema synthetische
Kraftstoffe generell ablehnen.

Immerhin sollen 2026 die Ziele überprüft werden.
Wird man dann sehen, dass der Verbrennerausstieg
nicht klappt?

Ich erwarte 2026 einen umfassenden und schonungs-
losen Blick auf die Hochlaufkriterien, der dann auch,
wenn nötig, zu Konsequenzen führt. Wir schaffen we-
sentliche Antriebe ab. Den Antrieb, der bleibt, muss
man strategisch absichern. Wo kommen die Rohstoffe
her? Woher kommt die Energie? Schon in Deutschland
muss der Ausbau der Ladeinfrastruktur fünfmal schnel-
ler werden als bisher, um die Ziele zu erreichen. In Euro-
pa ist der Ausbau bisher in weiten Teilen, um es offen
zu sagen, miserabel: Die Stadt Hamburg zum Beispiel
hat doppelt so viele öffentliche Ladepunkte wie ganz
Griechenland.

Die Frage nach der Energie treibt viele Menschen um.
Haben Sie eine Idee, wo der ganze Strom herkommen
soll?

Wir brauchen neben dem Ausbau in Deutschland Ener-
giepartnerschaften mit anderen Regionen in der Welt.
Dafür werden die globalen Flächen aktuell verteilt - zu
oft ohne uns! Berlin und Brüssel verspielen Zeit, die wir
nicht haben. Mittelfristig muss man alles tun, um Ver-
braucher und Unternehmen bei den Energiepreisen zu
entlasten. Dazu muss man die Energieproduktion mit
allen verfügbaren Technologien hochfahren. Dass der
Strom für Elektroautos sich nun weiter verteuert, ist
kontraproduktiv und gefährdet den Hochlauf.

Bei der Abgasrichtlinie Euro 7 ist Ihnen die EU-Kom-
mission entgegengekommen. Im Entwurf, der nächste
Woche vorgelegt werden soll, fallen die Regeln wohl
weniger streng aus als erwartet. Haben Sie einen Sieg
auf Kosten der Gesundheit errungen?

Nein. Die Gesundheit ist genauso in unserem Interes-
se. Die bisherigen Normen sind bereits ein wirksames
Element zur Luftverbesserung in den Städten, da hat
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sich viel verbessert. Für uns ist bei Euro 7 entscheidend,
dass keine Fahrsituationen einbezogen werden sollten,
in denen die Norm technisch und wirtschaftlich unmög-
lich zu erfüllen ist.

Sie meinen den Kaltstart des Motors …

… oder Anfahren am Berg und bestimmte Schlechtwet-
tersituationen. Wichtig war uns, dass die neuen Regeln
nicht eine Verunmöglichung des Verbrenners durch die
Hintertür werden. Hier hat übrigens auch die Bundesre-
gierung klargemacht, dass Brüssel ansonsten über das
Ziel hinausschießt.

Diese Bundesregierung arbeitet an einem neuen Kli-
magesetz. Finden Sie neue Regulierungen richtig, oder
braucht die Industrie eine Pause?

Natürlich sind Inflation und Krieg massive Herausforde-
rungen, die uns treffen. Aber: Das Klima wartet in sei-
ner Veränderung nicht auf uns. Es ist richtig, wenn wir
weiter ambitioniert unterwegs sind. Gleichzeitig dürfen
aber nicht immer neue Belastungen für die Wirtschaft
dazukommen. Unternehmen brauchen auch Luft zum
Atmen, um all diese Erwartungen umzusetzen. Was wir
uns vornehmen, als Ziel setzen - das muss auch leist-
bar sein. Beispielsweise unterminiert die starre Logik,
die Klimaziele auf Sektoren zu verteilen, eine schnelle-
re Zielerreichung. Besser wäre es zu sehen, in welchen
Sektoren man jeweils schneller vorgehen kann.

Kein Wunder, dass Sie das fordern. Der Verkehrssektor
verfehlt seine Klimaziele seit Jahren.

Wir arbeiten entschlossen daran, die Ziele zu erreichen.
Hier geht es übrigens um mehr als den Straßenverkehr.
Ein Beispiel: Wir würden gerne mehr Güterverkehr an
die Schieneweitergeben - beim derzeitigen Zustand der
Bahn geht das aber nicht, oft müssen wir sogar wieder
mehr auf die Straße holen. Oder haben wir wirklich ei-
nen ausreichendenÖPNV? Einesmüssenwir uns zudem
immer wieder klarmachen: Diese Jahrhundertaufgabe
der Transformation meistern wir nur gemeinsam mit
denMenschen, die Verbrauchermüssenmitgenommen
werden - und Mobilität bedeutet Teilhabe und muss be-
zahlbar bleiben.

Die USA haben jetzt so hohe Subventionen für Batterie-
fabriken angekündigt, dass Projekte aus Europa dort-
hin verlagert werden. Soll die EU in den Subventions-
wettlauf einsteigen?

Die USA hängen Europa bei den Standortbedingungen
immer weiter ab: Die Energiepreise sind günstiger, die
Arbeitskosten auch. Und es gibt dort eine nationale
Rohstoffstrategie. Wir müssen schauen, dass wir unse-
re Wettbewerbsfähigkeit nicht verlieren. Industriepoli-
tik muss in Brüssel und Berlin zur Priorität werden. Eu-

ropa hat das größte Interesse an fairen Handelsabkom-
men - bemüht sich aber viel zu wenig darum. Gleichzei-
tig müssen wir in bestimmten Bereichen strategische
Resilienzen herstellen, beispielsweise bei Batterien und
Halbleitern. Es ist richtig, hier entsprechend zu fördern.

Dafür gibt es schon europäische Subventionstöpfe.

Die gibt es, aber sie stehen in keinem Verhältnis zu
dem, was die Vereinigten Staaten aufgelegt haben. An-
dere Regionen unternehmen gerade alles, um die Über-
lebensfähigkeit ihrer Industrie zu sichern und die Wett-
bewerbsfähigkeit zu stärken. Das muss Brüssel und Ber-
lin ein Warnsignal sein.

Haben die Europäer zu spät erkannt, dass siemit China
im Wettbewerb um Rohstoffe stehen?

Im Nachhinein muss man das so konstatieren. Umso
mehr muss es jetzt unser Leitmotiv sein, mit anderen
Regionen zu verhandeln, weltweit neue Abkommen zu
schließen. Wir reden zum Beispiel schon viel zu lange
über Partnerschaften mit Afrika, ohne dass es konkrete
Aktionen gibt.

Hat die Autoindustrie diese Lage mit verursacht? Die
Gefahren der eigenen Abhängigkeit von China werden
immer noch verharmlost.

Die Frage der Abhängigkeit muss man unter unter-
schiedlichen Perspektiven betrachten, analysieren und
dann differenzierte strategische Entscheidungen tref-
fen. Grundsätzlich gilt: Internationaler Handel ist wich-
tig für uns, über 70 Prozent der Arbeitsplätze in der
deutschen Autoindustrie hängen am Export. Jedes drit-
te Auto weltweit wird derzeit in China verkauft, und
die Gelder, mit denen wir die gewaltige Transformation
stemmen, kommen aus solchen starken Absatzmärkten.
Eine Abkoppelung von China wäre sicherlich wirtschaft-
lich und geostrategisch falsch. Trotzdem gilt es jetzt, in
bestimmten Bereichen Abhängigkeiten zu reduzieren.
Daran arbeiten wir. Und eines gilt immer: Wir müssen
die Themen Demokratie, Menschenrechte und andere
Standards klar ansprechen - und im Gespräch bleiben.

Wie passt das zur wertegeleiteten Außenpolitik, die
Außenministerin Annalena Baerbock machen will?

Wertegeleitete Außenpolitik kann nicht heißen, dass
wir mit keinem reden, der nicht unser Grundgesetz voll-
kommen teilt. Zurzeit ist die Ampel beim Thema Ener-
gie gezwungen, mit Regierungen zu verhandeln, die
andere Wertmaßstäbe haben. Das ist die Realität. Tat-
sächlich gilt: Um in der Welt eine Stimme zu haben,
die gehört wird, die etwas bewegen kann - egal ob
beim Klimaschutz oder bei Menschenrechten - , müs-
sen wir auch wirtschaftlich erfolgreich sein. Das dürfen
wir nicht vergessen.
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Aufbau einer besseren Ladeinfrastruk-
tur. Und was die Benzin- und Dieselau-
tos, die Bestandsflotte, angeht – auch da
sollten wir klimaneutrale Lösungen vo-
rantreiben: Wir haben gut 250 Millionen
Pkw in der EU, davon über 48 Millionen
in Deutschland. Wenn 15 Millionen bis
2030 mit Elektromotoren fahren – was
ein hohes Ambitionsniveau ist –, dann
bleiben immer noch über 33 Millionen
mit Verbrennungsmotoren. Für diese
Fahrzeuge müssen wir synthetische
Kraftstoffe massentauglich machen,
sonst werden wir die Klimaziele nicht er-
reichen.

Würden Sie den Dialog auch mit der
neuen radikalen Klimabewegung füh-
ren, die sich auf Straßen festklebt? 
Wir sind offen für den gesellschaftli-
chen Dialog und werden ihn zum Bei-
spiel auch auf der IAA Mobility in Mün-

chen wieder führen. Diese radikalen Ak-
tivisten haben aber offensichtlich kein
Interesse an Demokratie und Dialog.
Ich kann nicht erkennen, dass sie die
Debatte suchen, beispielsweise mit den
betroffenen Autofahrern diskutieren.
Sie senden nur ihre Botschaften. Zuhö-
ren zu wollen und zuhören zu können
ist aber notwendig, um gesellschaftsfä-
hige Lösungen zu finden. Die Bereit-
schaft, sich mit anderen Perspektiven
auseinanderzusetzen, fehlt hier. Es ist
zudem absurd, Kunstwerke zu be-
schmieren. Ich lehne diese Protestform
ab; alle demokratischen Kräfte sollten
sich von dieser Bewegung distanzieren.
Diese Art des Protests und die Dialog-
verweigerung schaden am Ende übri-
gens der Klimabewegung.

Vergangene Woche haben sich die EU-
Gremien auf den Verbrennerausstieg
2035 geeinigt. Wieso haben Sie da kei-
nen Widerstand mehr geleistet?
Wir haben doch sehr deutlich gemacht,
welche Punkte wir für schwierig halten:
Die Automobilindustrie stellt sich um
auf die Elektromobilität, investiert Re-
kordsummen. Entscheidend ist jetzt
aber auch ein Umfeld, das diese Trans-
formation möglich macht. Ich kann nicht
erkennen, dass Europa eine ambitionier-
te Strategie für den Hochlauf der Ladein-
frastruktur hat, ernsthaft über Handels-
und Energieabkommen spricht oder ein
echtes Monitoring-Verfahren vorgese-
hen hat, um bei Problemen gegebenen-
falls nachzusteuern. Und für die Be-
standsflotte gibt es überhaupt keine Lö-
sung – es scheint weiter so, als würde
Brüssel das Thema synthetische Kraft-
stoffe generell ablehnen. 

Immerhin sollen 2026 die Ziele über-
prüft werden. Wird man dann sehen,
dass der Verbrennerausstieg nicht
klappt?
Ich erwarte 2026 einen umfassenden
und schonungslosen Blick auf die Hoch-
laufkriterien, der dann auch, wenn nötig,
zu Konsequenzen führt. Wir schaffen
wesentliche Antriebe ab. Den Antrieb,
der bleibt, muss man strategisch absi-

chern. Wo kommen die Rohstoffe her?
Woher kommt die Energie? Schon in
Deutschland muss der Ausbau der Lade-
infrastruktur fünfmal schneller werden
als bisher, um die Ziele zu erreichen. In
Europa ist der Ausbau bisher in weiten
Teilen, um es offen zu sagen, miserabel:
Die Stadt Hamburg zum Beispiel hat
doppelt so viele öffentliche Ladepunkte
wie ganz Griechenland. 

Die Frage nach der Energie treibt viele
Menschen um. Haben Sie eine Idee, wo
der ganze Strom herkommen soll? 
Wir brauchen neben dem Ausbau in
Deutschland Energiepartnerschaften mit
anderen Regionen in der Welt. Dafür
werden die globalen Flächen aktuell ver-
teilt – zu oft ohne uns! Berlin und Brüs-
sel verspielen Zeit, die wir nicht haben.
Mittelfristig muss man alles tun, um Ver-
braucher und Unternehmen bei den

Energiepreisen zu entlasten. Dazu muss
man die Energieproduktion mit allen
verfügbaren Technologien hochfahren.
Dass der Strom für Elektroautos sich
nun weiter verteuert, ist kontraproduk-
tiv und gefährdet den Hochlauf. 

Bei der Abgasrichtlinie Euro 7 ist Ih-
nen die EU-Kommission entgegenge-
kommen. Im Entwurf, der nächste Wo-
che vorgelegt werden soll, fallen die
Regeln wohl weniger streng aus als er-
wartet. Haben Sie einen Sieg auf Kos-
ten der Gesundheit errungen?
Nein. Die Gesundheit ist genauso in un-
serem Interesse. Die bisherigen Normen
sind bereits ein wirksames Element zur
Luftverbesserung in den Städten, da hat
sich viel verbessert. Für uns ist bei Euro
7 entscheidend, dass keine Fahrsituatio-
nen einbezogen werden sollten, in denen
die Norm technisch und wirtschaftlich
unmöglich zu erfüllen ist. 

Sie meinen den Kaltstart des Motors …
… oder Anfahren am Berg und bestimmte
Schlechtwettersituationen. Wichtig war
uns, dass die neuen Regeln nicht eine
Verunmöglichung des Verbrenners
durch die Hintertür werden. Hier hat üb-
rigens auch die Bundesregierung klarge-
macht, dass Brüssel ansonsten über das
Ziel hinausschießt.

Diese Bundesregierung arbeitet an ei-
nem neuen Klimagesetz. Finden Sie
neue Regulierungen richtig, oder
braucht die Industrie eine Pause?
Natürlich sind Inflation und Krieg
massive Herausforderungen, die uns
treffen. Aber: Das Klima wartet in sei-
ner Veränderung nicht auf uns. Es ist
richtig, wenn wir weiter ambitioniert
unterwegs sind. Gleichzeitig dürfen
aber nicht immer neue Belastungen für
die Wirtschaft dazukommen. Unter-
nehmen brauchen auch Luft zum At-
men, um all diese Erwartungen umzu-
setzen. Was wir uns vornehmen, als
Ziel setzen – das muss auch leistbar
sein. Beispielsweise unterminiert die
starre Logik, die Klimaziele auf Sekto-
ren zu verteilen, eine schnellere Ziel-
erreichung. Besser wäre es zu sehen, in
welchen Sektoren man jeweils schnel-
ler vorgehen kann.

Kein Wunder, dass Sie das fordern. Der
Verkehrssektor verfehlt seine Klima-
ziele seit Jahren.
Wir arbeiten entschlossen daran, die Zie-
le zu erreichen. Hier geht es übrigens um
mehr als den Straßenverkehr. Ein Bei-
spiel: Wir würden gerne mehr Güterver-
kehr an die Schiene weitergeben – beim
derzeitigen Zustand der Bahn geht das
aber nicht, oft müssen wir sogar wieder
mehr auf die Straße holen. Oder haben
wir wirklich einen ausreichenden
ÖPNV? Eines müssen wir uns zudem im-
mer wieder klarmachen: Diese Jahrhun-
dertaufgabe der Transformation meis-
tern wir nur gemeinsam mit den Men-
schen, die Verbraucher müssen mitge-
nommen werden – und Mobilität bedeu-
tet Teilhabe und muss bezahlbar bleiben.

Die USA haben jetzt so hohe Subven-
tionen für Batteriefabriken angekün-
digt, dass Projekte aus Europa dorthin
verlagert werden. Soll die EU in den
Subventionswettlauf einsteigen?
Die USA hängen Europa bei den Standort-
bedingungen immer weiter ab: Die Ener-
giepreise sind günstiger, die Arbeitskos-
ten auch. Und es gibt dort eine nationale
Rohstoffstrategie. Wir müssen schauen,
dass wir unsere Wettbewerbsfähigkeit
nicht verlieren. Industriepolitik muss in
Brüssel und Berlin zur Priorität werden.

Europa hat das größte Interesse an fairen
Handelsabkommen – bemüht sich aber
viel zu wenig darum. Gleichzeitig müssen
wir in bestimmten Bereichen strategische
Resilienzen herstellen, beispielsweise bei
Batterien und Halbleitern. Es ist richtig,
hier entsprechend zu fördern.

Dafür gibt es schon europäische Sub-
ventionstöpfe. 
Die gibt es, aber sie stehen in keinem
Verhältnis zu dem, was die Vereinigten
Staaten aufgelegt haben. Andere Regio-
nen unternehmen gerade alles, um die
Überlebensfähigkeit ihrer Industrie zu
sichern und die Wettbewerbsfähigkeit zu
stärken. Das muss Brüssel und Berlin ein
Warnsignal sein.

Haben die Europäer zu spät erkannt,
dass sie mit China im Wettbewerb um
Rohstoffe stehen?

Im Nachhinein muss man das so kon-
statieren. Umso mehr muss es jetzt un-
ser Leitmotiv sein, mit anderen Regio-
nen zu verhandeln, weltweit neue Ab-
kommen zu schließen. Wir reden zum
Beispiel schon viel zu lange über Part-
nerschaften mit Afrika, ohne dass es
konkrete Aktionen gibt. 

Hat die Autoindustrie diese Lage mit
verursacht? Die Gefahren der eigenen
Abhängigkeit von China werden im-
mer noch verharmlost.
Die Frage der Abhängigkeit muss man
unter unterschiedlichen Perspektiven
betrachten, analysieren und dann diffe-
renzierte strategische Entscheidungen
treffen. Grundsätzlich gilt: Internationa-
ler Handel ist wichtig für uns, über 70
Prozent der Arbeitsplätze in der deut-
schen Autoindustrie hängen am Export.
Jedes dritte Auto weltweit wird derzeit
in China verkauft, und die Gelder, mit
denen wir die gewaltige Transformation
stemmen, kommen aus solchen starken
Absatzmärkten. Eine Abkoppelung von
China wäre sicherlich wirtschaftlich und
geostrategisch falsch. Trotzdem gilt es
jetzt, in bestimmten Bereichen Abhän-
gigkeiten zu reduzieren. Daran arbeiten
wir. Und eines gilt immer: Wir müssen
die Themen Demokratie, Menschenrech-
te und andere Standards klar ansprechen
– und im Gespräch bleiben.

Wie passt das zur wertegeleiteten Au-
ßenpolitik, die Außenministerin Anna-
lena Baerbock machen will? 
Wertegeleitete Außenpolitik kann nicht
heißen, dass wir mit keinem reden, der
nicht unser Grundgesetz vollkommen
teilt. Zurzeit ist die Ampel beim Thema
Energie gezwungen, mit Regierungen zu
verhandeln, die andere Wertmaßstäbe
haben. Das ist die Realität. Tatsächlich
gilt: Um in der Welt eine Stimme zu ha-
ben, die gehört wird, die etwas bewegen
kann – egal ob beim Klimaschutz oder
bei Menschenrechten –, müssen wir auch
wirtschaftlich erfolgreich sein. Das dür-
fen wir nicht vergessen.
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MONTAG: Zahlreiche Instagram-
Nutzer werden durch einen tech-
nischen Fehler des sozialen Netz-
werks ausgesperrt. Manche können
sich nicht einloggen. Bei anderen
erscheint der Hinweis „Wir haben
dein Konto am 31. Oktober 2022
gesperrt“. Die Plattform, die zum
Facebook-Konzern Meta gehört,
bestätigt das Problem auf Twitter.

DIENSTAG: Ohne Streik einigen
sich Lufthansa und die Flugbeglei-
tergewerkschaft Ufo auf einen
neuen Tarifvertrag. Die rund
19.000 Beschäftigten bei der Kern-
gesellschaft Lufthansa erhalten im
kommenden Jahr eine Kombination
aus Sockelerhöhung und prozen-
tualen Steigerungen, teilen die
Tarifpartner mit. Für Berufsein-
steiger steigen die Gehälter um
mehr als 17 Prozent, in der End-
stufe um knapp neun Prozent. 

MITTWOCH: Die deutsche Taxi-

branche fordert finanzielle Unter-
stützung und mahnt, bei einem
bundesweiten Nahverkehrsticket
nicht die Menschen auf dem Land
zu vergessen. Auch dort lebten
Steuerzahler – in den Genuss eines
49-Euro-Tickets kämen aber nur
die, „bei denen auch Busse und
Bahnen fahren“, erklärt der Bun-
desverband Taxi und Mietwagen.

DONNERSTAG: Die dänische Ree-
derei Maersk unterzeichnet mit
Spaniens Regierung eine Verein-
barung über die Massenproduktion
von grünem Methanol als umwelt-
freundlichem Treibstoff für 
Frachtschiffe. Die Höhe der ge-
planten Gesamtinvestitionen, an
denen sich auch spanische Ener-
gieunternehmen und internationa-
le Partner beteiligten, gibt die
Regierung mit zehn Milliarden
Euro an. 

FREITAG: Per E-Mail
sollen die Mitarbei-
ter von Twitter

erfahren, ob sie
nach der Über-
nahme durch Elon
Musk weiter dort
arbeiten können.
Medienberichten
zufolge könnten 3700
Jobs wegfallen, rund jeder
zweite Arbeitsplatz. Die Büros
sollen am Freitag geschlossen blei-
ben, alle Zugangskarten deaktiviert
sein. Das dürfte eine Vorsichts-
maßnahme gegen Protestaktionen
Entlassener sein.

WOCHENBILANZ

Der Weg zu seinem neuen Ar-
beitgeber ist für ihn nur eine
kurze Joggingstrecke: Bjørn Gul-
den, 57, erfolgsverwöhnter Chef
des Sportartikelherstellers Puma
im fränkischen Herzogenaurach,
soll zum neuen Jahr an die Spit-
ze des Stadtrivalen Adidas wech-
seln, bei dem es unter dem schei-
denden Vorstandsvorsitzenden
Kasper Rorsted zuletzt nicht so
gut lief. Nachfolger Guldens wird
sein bisheriger Vertriebsvorstand
Arne Freundt.

TOP & FLOP

Bjørn
Gulden 

GEWINNER

Verena 
Bahlsen

Nach ihrem Rückzug aus dem
Management hat die Erbin des
Keks-Imperiums Bahlsen offen
die eigene Überforderung zu-
gegeben. In einem LinkedIn-
Beitrag schrieb die 29-Jährige
über Panikattacken und darüber,
in Meetings geweint zu haben.
Nun führt Alexander Kühnen das
Unternehmen, und die Urenkelin
des Gründers Hermann Bahlsen
sucht nach einer neuen Aufgabe.
Erst einmal erholt sich Verena
Bahlsen aber beim Surfen.

VERLIERER
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Die ehemalige CDU-Politikerin Hildegard Müller ist seit

2020 Präsidentin des mächtigen Verbands der Auto-
mobilindustrie (VDA). Zuvor war die 55-Jährige Mitglied

im Vorstand des Energiekonzerns Innogy und davor acht

Jahre lang Hauptgeschäftsführerin des Bundesverbands

der Energie- und Wasserwirtschaft. Von 2005 bis 2008

war die gebürtige Rheinländerin Staatsministerin im

Bundeskanzleramt unter der damaligen Regierungs-

chefin Angela Merkel. Zu den Mitgliedern des VDA zählen

einige der größten Unternehmen des Landes wie Volks-

wagen, Bosch und Mercedes-Benz, aber auch Mittel-

ständler aus der Autozulieferindustrie. 

Hildegard Müller
VDA-Präsidentin 

D

,,

Wir sind
der Politik

voraus

Energiekrise, China-Konflikt und 

das Aus für den Verbrenner setzen 

die Autoindustrie unter Druck.

Verbandschefin Hildegard Müller

fordert von Berlin und Brüssel 

mehr strategische Unterstützung 

Die Präsidentin des Verbands der Auto-
mobilindustrie hat eigentlich gerade ein
paar Tage frei. Aber der Urlaub hält Hil-
degard Müller nicht davon ab, sich poli-
tisch einzumischen. Es stehen schließ-
lich Entscheidungen an wie die EU-Ab-
gasrichtlinie Euro 7. Und auch die Ener-
giekrise setzt der Branche weiter zu.

VON DANIEL ZWICK

WELT AM SONNTAG: Frau Müller, die
hohen Energiepreise machen vielen
Bürgern Sorgen. Diesel kostet etwa
2,10 Euro pro Liter, Benzin 1,90 Euro,
Strom wird teurer. Welche Tipps zum
Sparen haben Sie für Autofahrer?
HILDEGARD MÜLLER: Die Preise sind
für viele Menschen äußerst belastend.
Alle versuchen, mit der Situation klarzu-
kommen. Der eine fährt langsamer, der
andere legt mal einen autofreien Tag ein.
Andere sind jeden Tag auf das Auto ange-
wiesen. 

Audi-Chef Markus Duesmann hat kon-
krete Vorschläge gemacht: Ein Tempo-
limit und autofreie Sonntage würden
das Bewusstsein fürs Sparen schärfen,
sagte er der „Süddeutschen Zeitung“.
Stimmen Sie ihm zu?
Fakt ist: Die Leute sparen schon, wo sie
können – ob beim Heizen oder Autofah-
ren. Wir sollten das nicht überall gesetz-
lich vorgeben. Freiheit ist gerade in
schwierigen Lebenssituationen wichtig,
um Menschen eigene Entscheidungen zu
ermöglichen. Übrigens: Zum Tempolimit
haben wir schon lange eine digitale
Steuerung vorgeschlagen. Das kann bei
schlechtem Wetter Tempo 80 auf der Au-
tobahn sein – oder eine Freigabe, dort wo
das Umfeld es hergibt.

Herr Duesmann hat in der Industrie
also eine Einzelmeinung?
Herr Duesmann ist ein großer Verfechter
der Freiheit. Und er hat jetzt noch mal
betont, dass er strikt gegen Verbote und
für intelligente Lösungen ist. 

Lehnt die Autoindustrie immer noch
das Tempolimit ab?
Ja, wir lehnen ein allgemeines Tempoli-
mit ab. Auf 96 Prozent der Straßen in
Deutschland haben wir bereits ein regu-
liertes Tempo. Und auf der Autobahn
wäre die digitale Steuerung je nach Ver-
kehrssituation – gerade auch mit Blick
auf den Klimaschutz – intelligenter und
zielführender. 

Beim Tempolimit sind Sie anderer
Meinung als die Grünen. Bei Themen
wie Klimaschutz fällt die Abgrenzung
schwerer. Wie grün ist die deutsche
Autoindustrie geworden?
Unsere Ziele sind eindeutig: Wir ver-
pflichten uns zur Klimaneutralität bis
spätestens 2050. Da reden wir nicht nur
über Antriebe, sondern über die gesam-
te Wertschöpfungskette. Dafür inves-
tieren wir etwa 220 Milliarden Euro bis
2026 in Forschung und Entwicklung
und zusätzlich bis 2030 rund 100 Milli-
arden Euro in den Umbau der Werke.
Wir treiben die Transformation ent-
schlossen voran und sind in der Umset-
zung der Politik inzwischen voraus. Ich
bin davon überzeugt, dass die Lösungen
in Innovationen und nicht in Verboten
oder Degrowth-Überlegungen liegen.
Eine Abkehr vom Wirtschaftswachstum
ist nicht nur realitätsfern – sie ist unso-
zial gegenüber wirtschaftlich schwäche-
ren Gruppen. Erfolgreiche Klimapolitik
ist auch erfolgreiche Wirtschaftspolitik.
Um die ambitionierten Klimaziele meis-
tern zu können, erwarte ich von Brüssel
und Berlin jetzt vor allem eine Stand-
ortoffensive, die sich dem neuen globa-
len Wettbewerb stellt.

Sie und die Chefs der Autokonzerne
reden viel über Klimaschutz, Elektro-
mobilität, auf der IAA stellen sie Fahr-
räder aus. Selten geht es um Benzin-
und Dieselautos, die aber den größten
Teil des Geschäfts ausmachen. Haben
Sie sich von Ihren Kunden entfernt? 
Die Mischung macht’s, das zeigt sich
überall dort, wo die Mobilitätswende be-
reits erfolgreich umgesetzt wurde – es ist
ein Miteinander der unterschiedlichen
Verkehrsmittel. Und unser Job ist es
auch, den Dialog zu führen, die Men-
schen mitzunehmen: Elektromobilität
braucht einen Durchbruch in den Köp-
fen, vielen fehlt noch das Vertrauen.
Auch deshalb brauchen wir Tempo beim
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Unsere Wettbewerber
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Der Verbrenner kommt aufs Altenteil

Renault verschiebt die klassischen Motoren in eine Allianz mit Partner aus China. Schaeffler

streicht Jobs in dem auslaufenden Geschäftsfeld

Daniel Zwick

Der französische Automobilkonzern Renault trennt sich
von seinem Geschäft mit Verbrennungsmotoren. Die
Entwicklung, Produktion und Vermarktung der Antrie-
be soll nach Angaben der Unternehmen im Laufe des
kommenden Jahres in eine Gemeinschaftsfirma mit
dem chinesischen Geely-Konzern ausgegliedert wer-
den. Beide Autohersteller werden daran jeweils die
Hälfte der Anteile halten. DieManager umRenault-Chef
Luca deMeo nennen das künftige Tochterunternehmen
”Horse” (Pferd), das im Konzern verbleibende Geschäft
mit Verbrenner-Fahrzeugen trägt den Namen ”Power”
(Kraft).

Mit dem neuen Unternehmen entsteht der erste ge-
meinschaftliche Motoren-Zulieferer mehrerer Autokon-
zerne. Es wird über 17 Werke und fünf Entwicklungs-
zentren auf drei Kontinenten verfügen. Die 19.000 Mit-
arbeiter erwirtschaften aktuell rund 15 Milliarden Euro
Umsatz pro Jahr und werden vom Start weg acht Auto-
markenmitMotoren beliefern, darunter Renault, Dacia,
Nissan, Volvo und Geely. Die Kapazitäten seien auf fünf
Millionen Motoren pro Jahr ausgelegt, heißt es bei Re-
nault.

Hintergrund der Ausgliederung ist die Transformation
der Automobilindustrie hin zur Elektromobilität. In der
Europäischen Union ist nahezu ausgemacht, dass ab
2035 keine Neufahrzeuge mehr mit Verbrennungsmo-
tor verkauft werden dürfen. Andere Wirtschaftsräume
folgen mit ähnlichen Ambitionen. ”Wenn man in Eu-
ropa bleiben will, muss man Elektroautos produzieren.
Das ist sehr einfach”, sagte de Meo in einer Konferenz
mit Analysten.

Das neue Motorenunternehmen soll Dividenden an die
beiden Eigentümer-Konzerne ausschütten - und mög-
lichst noch weitere Automarken als Kunden gewinnen.

Das halten Experten für denkbar. Der geplante Deal zei-
ge ”einen Weg zur Konsolidierung der Verbrennersei-
te der Branche auf”, kommentierte Daniel Röska von
der Investmentbank Bernstein die Nachricht. Viele an-
dere Hersteller haben im Bereich der Verbrennungsmo-
toren ihre Entwicklungsausgaben bereits drastisch ver-
mindert oder planen Umstrukturierungen. Der US-Kon-
zern Ford beispielsweise organisiert seine Geschäfte in-
tern in den beiden Sparten ”Blue” (Verbrenner) und
”Model e” (Elektroautos). Beide Bereiche werden außer-
halb Europas wohl noch lange eine Geschäftsgrundla-
ge haben, denn die klassischen Motoren werden dort
noch jahrzehntelang gebraucht. De Meo geht davon
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aus, dass weltweit im Jahr 2040 noch die Hälfte aller
Neuwagen mit Verbrennern angetrieben werden. Für
Renault-Modelle in Südamerika, Afrika und Indien sol-
len die Antriebe dann aus der Horse-Beteiligung kom-
men. Bei Renault ist die Horse-Abspaltung ein Teil ei-
nes großen Konzernumbaus, den de Meo unbeschei-
den als ”Revolution” bezeichnet. Nach dem Willen des
Italieners, der im Lauf seiner Karriere unter anderem
Chef von Seat und Alfa Romeo war, soll das französi-
sche Unternehmen in fünf Sparten aufgeteilt werden.
Die strategisch wichtigste darunter ist ”Ampere”, eine
Einheit mit 10.000 Mitarbeitern, davon 3500 Ingenieu-
re. Sie umfasst Entwicklung und Produktion von Elektro-
autos und Software. Ab der zweiten Jahreshälfte 2023
peilt Renault einen teilweisen Börsengang dieser Spar-
te an, wobei der Hersteller selbst dieMehrheit behalten
will und auch der Allianzpartner Nissan sich wohl betei-
ligen wird.

An Ampere wird sich der US-Chiphersteller Qualcomm
als Ankerinvestor beteiligen. Das ist bemerkenswert,
denn Qualcomm festigt damit seine Position in der Au-
toindustrie noch weiter. Fast alle großen Hersteller bau-
en inzwischen die Chips des Unternehmens in ihre Fahr-
zeuge ein. Renault arbeitet außerdem eng mit Google
zusammen: Die Software für das Unterhaltungssystem
an Bord entsteht auf Basis des Android-Auto-Systems.

Bis 2030 peilt Renault die Produktion von einer Million
E-Autos pro Jahr an - im Vergleich zu Tesla, Volkswagen
und Stellantis (Peugeot, Fiat, Opel) wird die Marke al-
so weiterhin ein kleinerer Hersteller bleiben. Dafür soll
sie nach Willen von de Meo besonders innovativ wer-
den; der Vorstandschef spricht von einer ”Metamorpho-
se der Organisation”. Gemeint sind damit Sparten wie
Mobilize, in der Mobilitätsdienste entstehen, und die
neue Tochterfirma mit dem Namen ”The future is neu-
tral” (die Zukunft ist neutral), die geschlossene Rohstoff-
kreisläufe aufbauen soll. Kern dieser Gesellschaft ist ei-
ne umgebaute Renault-Fabrik in Nordfrankreich, die al-
te Fahrzeuge wieder aufarbeitet oder für das Recycling
demontiert. Mit solchen neuen Geschäftsfeldern versu-
chen auch andere Autohersteller, den Umstieg auf die
Elektromobilität möglichst ohne Entlassungen zu schaf-
fen.

Dass die Transformation auch anders laufen kann, zeigt
der deutsche Zulieferer Schaeffler. Er kündigte am
Dienstag an, weitere 1300 Stellen abzubauen, 1000 da-
von an seinen deutschen Standorten Herzogenaurach,
Bühl und Homburg. Die ”beschleunigte Transformation
der Fahrzeugantriebe hin zur Elektromobilität” führe zu
Überkapazitäten, begründete Schaeffler den bis 2026
geplanten Abbau. Er kommt zusätzlich zu den bereits
im Jahr 2020 angekündigten Streichungen von 4400
Stellen. Derzeit hat Schaeffler rund 83.000 Mitarbeiter.

Wörter: 683
Autor: Daniel Zwick
Seite: 9 bis 9
Ressort: Wirtschaft
Rubrik: Wirtschaft
Medienkanal: Print
Mediengattung: Tageszeitung
Medientyp: Print

Jahrgang: 2022
Nummer: 218
Auflage: 69.078 (gedruckt) 1

68.996 (verkauft) 1

101.363 (verbreitet) 1

Reichweite: 0,711 (in Mio.) 2

1 von PMG gewichtet 10/2022

2 von PMG gewichtet 7/2022

Urheberinformation: (c) Axel Springer SE

Abbildung:
Auslaufmodell Ottomotor: Eine
Vierzylinder-Maschine im ”Kangoo”
Fotograf: Getty Images/Heritage
Images

Abbildung:
Fotograf: Heritage Images

© 2022 PMG Presse-Monitor GmbH & Co. KG 24 / 40 Zum Inhaltsverzeichnis

M
uste

r



Ganzseiten-PDF
seite-1.pdf*

DIE WELT MITTWOCH, 9. NOVEMBER 2022 SEITE 9 *

WIRTSCHAFT UND GELD

D
er Flughafenbetreiber Fraport
sieht sich nach kräftigem Ge-
winnwachstum im Sommer

„auf dem Weg zu alter Stärke“. Unter
dem Strich schaffte der Frankfurter
Flughafen im dritten Quartal die Rück-
kehr in schwarze Zahlen. Im ersten
Halbjahr war infolge von gut 160 Millio-
nen Euro Abschreibung auf das Russ-
landgeschäft ein Verlust angefallen. Das
Konzernergebnis im dritten Quartal er-
reichte 98,1 Millionen Euro.

Wesentlicher Treiber sei das interna-
tionale, vom Tourismus getriebene Ge-
schäft vor allem mit den Regionalflug-
häfen in Griechenland gewesen, so Fra-
port. Die noch verhaltene Erholung am
Flughafen Frankfurt soll im Winter
Fahrt aufnehmen, erklärte Fraport-Chef
Stefan Schulte. Das Flugangebot der
Airlines werde 90 Prozent des Vorkri-
senniveaus von 2019 erreichen, nach 74
Prozent im Sommerquartal. „Das wird
ein starker Winter, wenn die Nachfrage
auf diesem Niveau bleibt.“ Im Großen
und Ganzen teile er den Optimismus
der Airline-Chefs über eine anhaltende
Erholung im kommenden Jahr.

Der Tourismus mit Europaflügen er-
holt sich schneller vom Einbruch der
Pandemie als Geschäftsreisen und die
internationale Luftfahrt mit Langstre-
ckenflügen. Fast zwei Drittel des Be-
triebsergebnisses im dritten Quartal er-
zielte Fraport im internationalen Ge-
schäft. Während das Verkehrsaufkom-
men an den 14 griechischen Airports bis
Ende September schon drei Prozent
über dem Vorkrisenniveau von 2019 lag,
erreichte der größte deutsche Flugha-
fen im Jahresverlauf erst 66 Prozent des
Vergleichswerts. Der Frankfurter Air-
port hatte mit betrieblichen Störungen
durch Personalmangel zu kämpfen, die
zu vielen Flugstreichungen führten. Der
Betrieb sei dank Gegenmaßnahmen im
Sommer weitgehend stabil gelaufen, er-
klärte der Fraport-Chef. „Wir haben
heute genug Personal an Bord.“

Im Gesamtjahr erwartet das Unter-
nehmen bis zu 50 Millionen Fluggäste
in Frankfurt nach gut 70 Millionen vor
der Krise. Dass die Erholung am Stand-
ort Frankfurt/Main langsamer geht,
liegt Schulte zufolge auch an Engpässen
durch den Ukraine-Krieg. Durch diesen
sei der Luftraum in Osteuropa so einge-
schränkt, dass es mehr Überflüge von
Passagiermaschinen über Deutschland
gebe. Zudem seien mehr Militärflüge
der Nato unterwegs. Die im Sommer
eingeführte Begrenzung auf maximal 90
Flüge pro Stunde in Frankfurt werde
schrittweise bis zur alten Obergrenze
von 104 erhöht.

Keine guten Nachrichten für Aktionä-
re: Eine Dividende zahlt der MDax-Kon-
zern, der gut zur Hälfte dem Land Hes-
sen und der Stadt Frankfurt gehört, für
2022 trotz Rückkehr in die Gewinnzone
nicht. Erst mittelfristig könnten die Ak-
tionäre wieder partizipieren, denn zu-
nächst müsse die mit der Corona-Krise
gestiegene Verschuldung von sieben
Milliarden Euro gesenkt werden. Reuters

Fraport zurück 
in den schwarzen
Zahlen
Konzernergebnis erreicht

fast 100 Millionen Euro

D
er französische Automo-
bilkonzern Renault
trennt sich von seinem
Geschäft mit Verbren-
nungsmotoren. Die Ent-

wicklung, Produktion und Vermarktung
der Antriebe soll nach Angaben der Un-
ternehmen im Laufe des kommenden
Jahres in eine Gemeinschaftsfirma mit
dem chinesischen Geely-Konzern aus-
gegliedert werden. Beide Autohersteller
werden daran jeweils die Hälfte der An-
teile halten. Die Manager um Renault-
Chef Luca de Meo nennen das künftige
Tochterunternehmen „Horse“ (Pferd),
das im Konzern verbleibende Geschäft
mit Verbrenner-Fahrzeugen trägt den
Namen „Power“ (Kraft).

VON DANIEL ZWICK

Mit dem neuen Unternehmen ent-
steht der erste gemeinschaftliche Moto-
ren-Zulieferer mehrerer Autokonzerne.
Es wird über 17 Werke und fünf Ent-
wicklungszentren auf drei Kontinenten
verfügen. Die 19.000 Mitarbeiter erwirt-
schaften aktuell rund 15 Milliarden Euro
Umsatz pro Jahr und werden vom Start
weg acht Automarken mit Motoren be-
liefern, darunter Renault, Dacia, Nissan,
Volvo und Geely. Die Kapazitäten seien
auf fünf Millionen Motoren pro Jahr
ausgelegt, heißt es bei Renault.

Hintergrund der Ausgliederung ist
die Transformation der Automobilin-
dustrie hin zur Elektromobilität. In der
Europäischen Union ist nahezu ausge-
macht, dass ab 2035 keine Neufahrzeuge
mehr mit Verbrennungsmotor verkauft
werden dürfen. Andere Wirtschaftsräu-
me folgen mit ähnlichen Ambitionen.
„Wenn man in Europa bleiben will,
muss man Elektroautos produzieren.
Das ist sehr einfach“, sagte de Meo in ei-
ner Konferenz mit Analysten. 

Das neue Motorenunternehmen soll
Dividenden an die beiden Eigentümer-
Konzerne ausschütten – und möglichst
noch weitere Automarken als Kunden
gewinnen.

Das halten Experten für denkbar. Der
geplante Deal zeige „einen Weg zur
Konsolidierung der Verbrennerseite der
Branche auf“, kommentierte Daniel
Röska von der Investmentbank Bern-
stein die Nachricht. Viele andere Her-

steller haben im Bereich der Verbren-
nungsmotoren ihre Entwicklungsausga-
ben bereits drastisch vermindert oder
planen Umstrukturierungen. Der US-
Konzern Ford beispielsweise organi-
siert seine Geschäfte intern in den bei-
den Sparten „Blue“ (Verbrenner) und
„Model e“ (Elektroautos). Beide Berei-
che werden außerhalb Europas wohl
noch lange eine Geschäftsgrundlage ha-

ben, denn die klassischen Motoren wer-
den dort noch jahrzehntelang ge-
braucht. De Meo geht davon aus, dass
weltweit im Jahr 2040 noch die Hälfte
aller Neuwagen mit Verbrennern ange-
trieben werden. Für Renault-Modelle in
Südamerika, Afrika und Indien sollen
die Antriebe dann aus der Horse-Betei-
ligung kommen. Bei Renault ist die Hor-
se-Abspaltung ein Teil eines großen

Konzernumbaus, den de Meo unbe-
scheiden als „Revolution“ bezeichnet.
Nach dem Willen des Italieners, der im
Lauf seiner Karriere unter anderem
Chef von Seat und Alfa Romeo war, soll
das französische Unternehmen in fünf
Sparten aufgeteilt werden. Die strate-
gisch wichtigste darunter ist „Ampere“,
eine Einheit mit 10.000 Mitarbeitern,
davon 3500 Ingenieure. Sie umfasst

Entwicklung und Produktion von Elek-
troautos und Software. Ab der zweiten
Jahreshälfte 2023 peilt Renault einen
teilweisen Börsengang dieser Sparte an,
wobei der Hersteller selbst die Mehr-
heit behalten will und auch der Allianz-
partner Nissan sich wohl beteiligen
wird.

An Ampere wird sich der US-Chip-
hersteller Qualcomm als Ankerinvestor
beteiligen. Das ist bemerkenswert, denn
Qualcomm festigt damit seine Position
in der Autoindustrie noch weiter. Fast
alle großen Hersteller bauen inzwi-
schen die Chips des Unternehmens in
ihre Fahrzeuge ein. Renault arbeitet au-
ßerdem eng mit Google zusammen: Die
Software für das Unterhaltungssystem
an Bord entsteht auf Basis des Android-
Auto-Systems. 

Bis 2030 peilt Renault die Produktion
von einer Million E-Autos pro Jahr an –
im Vergleich zu Tesla, Volkswagen und
Stellantis (Peugeot, Fiat, Opel) wird die
Marke also weiterhin ein kleinerer Her-
steller bleiben. Dafür soll sie nach Wil-
len von de Meo besonders innovativ
werden; der Vorstandschef spricht von
einer „Metamorphose der Organisati-
on“. Gemeint sind damit Sparten wie
Mobilize, in der Mobilitätsdienste ent-
stehen, und die neue Tochterfirma mit
dem Namen „The future is neutral“ (die
Zukunft ist neutral), die geschlossene
Rohstoffkreisläufe aufbauen soll. Kern
dieser Gesellschaft ist eine umgebaute
Renault-Fabrik in Nordfrankreich, die
alte Fahrzeuge wieder aufarbeitet oder
für das Recycling demontiert. Mit sol-
chen neuen Geschäftsfeldern versuchen
auch andere Autohersteller, den Um-
stieg auf die Elektromobilität möglichst
ohne Entlassungen zu schaffen. 

Dass die Transformation auch anders
laufen kann, zeigt der deutsche Zuliefe-
rer Schaeffler. Er kündigte am Dienstag
an, weitere 1300 Stellen abzubauen,
1000 davon an seinen deutschen Stand-
orten Herzogenaurach, Bühl und Hom-
burg. Die „beschleunigte Transformati-
on der Fahrzeugantriebe hin zur Elek-
tromobilität“ führe zu Überkapazitäten,
begründete Schaeffler den bis 2026 ge-
planten Abbau. Er kommt zusätzlich zu
den bereits im Jahr 2020 angekündigten
Streichungen von 4400 Stellen. Derzeit
hat Schaeffler rund 83.000 Mitarbeiter.

Auslaufmodell
Ottomotor: 

Eine Vierzylinder-
Maschine im „Kangoo“
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Der Verbrenner 
kommt aufs Altenteil
Renault verschiebt die klassischen Motoren in eine Allianz mit Partner 

aus China. Schaeffler streicht Jobs in dem auslaufenden Geschäftsfeld

E
s soll eine kleine automobile Re-
volution sein: ein Oberklasse-
Fahrzeug, natürlich elektrisch,

das es mit Produkten von Konkurrenten
wie BMW oder Mercedes-Benz aufneh-
men soll. Zugleich soll der Wagen ein
paar grundsätzliche Probleme lösen, die
kein anderer Hersteller bisher gelöst
hat, auch Start-ups aus Kalifornien oder
China nicht. 

VON DANIEL ZWICK

Aehra heißt das Unternehmen, das
hinter dem neuen Auto steht. Es hat
sich bewusst Mailand als Standort aus-
gesucht, wegen der Nähe zum italieni-
schen „Motor Valley“, der Gegend um
Moderna. Dort gibt es eine Menge auto-
mobiles Know-how; vor allem die legen-
dären Autodesigner und viele Zulieferer
sind dort zu Hause. Start-ups wie Lucid,
Rivian oder Nio gibt es in der italieni-
schen Autoregion aber noch nicht. Die-
se Lücke will Aehra füllen.

Mit dem Wandel zur Elektromobili-
tät ist in der Automobilindustrie eine
neue Gründerzeit angebrochen, das ist

spätestens seit dem Aufstieg von Tesla
ist klar. Die neue Technologie ist weni-
ger komplex als der Verbrennungsmo-
tor, elektrisch angetriebene Achsen
kann man von Zulieferern wie Bosch
oder Schaeffler als fertige Komponen-
ten kaufen, die Integration ins Fahrzeug
erledigen Auftragsfertiger. So geht auch
Aehra die Sache an. 

Gründer des Unternehmens sind der
39-jährige Physiker Hazim Nada und
der ehemalige Fallschirmsprung-Ausbil-
der Sandro Andreotti (45). Beide haben
keine nennenswerte Erfahrung in der
Automobilindustrie, entsprechend liegt
ihr eigener Beitrag zum neuen Fahrzeug
nicht im Antrieb oder der Elektrotech-
nik, sondern vor allem im Design.

Einer ihrer wesentlichen Ansatz-
punkte für ein besseres Auto ist der
Luftwiderstand. Und da in der Elektro-
mobilität der Stromverbrauch entschei-
dend ist für die Reichweite des Fahr-
zeugs, liefern sich etablierte Autoher-
steller und Start-ups inzwischen einen
Wettbewerb darum, wer das wind-
schlüpfrigste Auto auf den Markt
bringt. 

Die Form des neu vorgestellten SUV
hat Filippo Perini (57) gestaltet. Perini
war bereits Designer bei Alfa Romeo,
Audi und viele Jahre bei Lamborghini.
Dem Aehra SUV hat er den sogenannten
Vorderwagen fast komplett genommen.
Das ist der Teil des Autos, in dem nor-
malerweise der Verbrennungsmotor
und der Kühler unter eine Motorhaube
untergebracht sind. Nada ist davon
überzeugt, dass dieser Vorderwagen
komplett überflüssig ist und vor allem
zu viel Energie kostet. Also lässt er ihn
weg, die Silhouette des SUV fällt in ei-
ner Linie von der Windschutzscheibe
zur Stoßstange ab.

Wichtiger noch ist ein zweites grund-
legendes Problem der Elektroautos, das
Nada und seine Kollegen lösen wollen:
das Gewicht. SUVs in der Größe des
neuen Aehra, etwa der Audi e-tron,
bringen extrem viele Kilos auf die Waa-
ge. Diese Last führt natürlich auch zu
mehr Verbrauch. Aehra will das Pro-
blem durch den Einsatz eines neuen
Materials lösen: Carbonfaser. Insge-
samt soll der Wagen trotz einer riesigen
Batterie mit 120 Kilowattstunden Spei-

chervolumen unter zwei Tonnen Ge-
wicht bleiben. Carbonfasern in Elektro-
autos einzusetzen, um das Gewicht zu
verringern, ist natürlich keine neue
Idee. Schon BMW hatte das mit dem i3
vor gut zehn Jahren versucht. Dieses
Fahrzeug wird seit dem vergangenen
Sommer nicht mehr gebaut, unter ande-
rem, weil es wegen des Materials im
Vergleich zu ähnlich großen Autos sehr
teuer war.

Dieses Problem lösen sie bei Aehra
dadurch, dass sie den Wagen in der
Oberklasse ansiedeln und 160.000 bis
180.000 Dollar dafür verlangen werden.
Außerdem nutzt das Start-up ein neuar-
tiges Carbonmaterial, das anders als
früher nicht aus langen Fasern, sondern
aus klein geschnittenen Carbonelemen-
ten besteht. Das macht das Material
günstiger und es lässt sich laut Nada
mindestens fünfmal recyceln. 

Nada geht davon aus, dass er auf eine
große Lackiererei verzichten kann, weil
die Carbon-Bauteile fertig zur Montage
geliefert werden und ihre Farbe dann
bereits tragen. „Durch den Verzicht auf
eine Lackiererei sparen wir etwa 300

Millionen Euro Investitionen“, sagt der
Gründer. Und noch einen weiteren,
sehr teuren Bereich in der Fabrik spart
sich Aehra durch den weitgehenden
Verzicht auf Metall: das Presswerk. Da
nur wenige Teile des Fahrzeugs aus Alu-
minium bestehen, fallen dem Gründer
zufolge nochmal Investitionen von et-
wa einer halben Milliarde Euro weg.

Nada rechnet damit, dass die Ent-
wicklung und Produktion seiner zwei
Modelle nur 750 Millionen Euro kosten
wird. Das wäre sensationell günstig. 

Ob dem Prototypen in drei Jahren
wirklich eine Serienproduktion folgt,
steht noch in den Sternen. Nada peilt
Stückzahlen von 25.000 bis 30.000 Wa-
gen pro Jahr an, am Anfang deutlich we-
niger. Um das zu schaffen, wird er in
den kommenden Jahren zusätzliches
Kapital brauchen. Zunächst aber sollen
zwei etablierte Fonds als Investoren an
Bord kommen. Bisher finanziert sich
Aehra rein aus den Mitteln der Gründer
und einiger Freunde, die investiert ha-
ben. Das Geld für die Gründung hat Na-
da mit einer seiner früheren Firmen
verdient – als Rohöl-Trader.

Italienische Firma Aehra will das Elektroauto neu erfinden 
Der Prototyp ist ungewöhnlich leicht für einen SUV und bricht mit alten Design-Regeln. Der Wagen soll 2025 soll auf den Markt kommen
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D
er französische Automo-
bilkonzern Renault
trennt sich von seinem
Geschäft mit Verbren-
nungsmotoren. Die Ent-

wicklung, Produktion und Vermarktung
der Antriebe soll nach Angaben der Un-
ternehmen im Laufe des kommenden
Jahres in eine Gemeinschaftsfirma mit
dem chinesischen Geely-Konzern aus-
gegliedert werden. Beide Autohersteller
werden daran jeweils die Hälfte der An-
teile halten. Die Manager um Renault-
Chef Luca de Meo nennen das künftige
Tochterunternehmen „Horse“ (Pferd),
das im Konzern verbleibende Geschäft
mit Verbrenner-Fahrzeugen trägt den
Namen „Power“ (Kraft).

VON DANIEL ZWICK

Mit dem neuen Unternehmen ent-
steht der erste gemeinschaftliche Moto-
ren-Zulieferer mehrerer Autokonzerne.
Es wird über 17 Werke und fünf Ent-
wicklungszentren auf drei Kontinenten
verfügen. Die 19.000 Mitarbeiter erwirt-
schaften aktuell rund 15 Milliarden Euro
Umsatz pro Jahr und werden vom Start
weg acht Automarken mit Motoren be-
liefern, darunter Renault, Dacia, Nissan,
Volvo und Geely. Die Kapazitäten seien
auf fünf Millionen Motoren pro Jahr
ausgelegt, heißt es bei Renault.

Hintergrund der Ausgliederung ist
die Transformation der Automobilin-
dustrie hin zur Elektromobilität. In der
Europäischen Union ist nahezu ausge-
macht, dass ab 2035 keine Neufahrzeuge
mehr mit Verbrennungsmotor verkauft
werden dürfen. Andere Wirtschaftsräu-
me folgen mit ähnlichen Ambitionen.
„Wenn man in Europa bleiben will,
muss man Elektroautos produzieren.
Das ist sehr einfach“, sagte de Meo in ei-
ner Konferenz mit Analysten. 

Das neue Motorenunternehmen soll
Dividenden an die beiden Eigentümer-
Konzerne ausschütten – und möglichst
noch weitere Automarken als Kunden
gewinnen.

Das halten Experten für denkbar. Der
geplante Deal zeige „einen Weg zur
Konsolidierung der Verbrennerseite der
Branche auf“, kommentierte Daniel
Röska von der Investmentbank Bern-
stein die Nachricht. Viele andere Her-

steller haben im Bereich der Verbren-
nungsmotoren ihre Entwicklungsausga-
ben bereits drastisch vermindert oder
planen Umstrukturierungen. Der US-
Konzern Ford beispielsweise organi-
siert seine Geschäfte intern in den bei-
den Sparten „Blue“ (Verbrenner) und
„Model e“ (Elektroautos). Beide Berei-
che werden außerhalb Europas wohl
noch lange eine Geschäftsgrundlage ha-

ben, denn die klassischen Motoren wer-
den dort noch jahrzehntelang ge-
braucht. De Meo geht davon aus, dass
weltweit im Jahr 2040 noch die Hälfte
aller Neuwagen mit Verbrennern ange-
trieben werden. Für Renault-Modelle in
Südamerika, Afrika und Indien sollen
die Antriebe dann aus der Horse-Betei-
ligung kommen. Bei Renault ist die Hor-
se-Abspaltung ein Teil eines großen

Konzernumbaus, den de Meo unbe-
scheiden als „Revolution“ bezeichnet.
Nach dem Willen des Italieners, der im
Lauf seiner Karriere unter anderem
Chef von Seat und Alfa Romeo war, soll
das französische Unternehmen in fünf
Sparten aufgeteilt werden. Die strate-
gisch wichtigste darunter ist „Ampere“,
eine Einheit mit 10.000 Mitarbeitern,
davon 3500 Ingenieure. Sie umfasst

Entwicklung und Produktion von Elek-
troautos und Software. Ab der zweiten
Jahreshälfte 2023 peilt Renault einen
teilweisen Börsengang dieser Sparte an,
wobei der Hersteller selbst die Mehr-
heit behalten will und auch der Allianz-
partner Nissan sich wohl beteiligen
wird.

An Ampere wird sich der US-Chip-
hersteller Qualcomm als Ankerinvestor
beteiligen. Das ist bemerkenswert, denn
Qualcomm festigt damit seine Position
in der Autoindustrie noch weiter. Fast
alle großen Hersteller bauen inzwi-
schen die Chips des Unternehmens in
ihre Fahrzeuge ein. Renault arbeitet au-
ßerdem eng mit Google zusammen: Die
Software für das Unterhaltungssystem
an Bord entsteht auf Basis des Android-
Auto-Systems. 

Bis 2030 peilt Renault die Produktion
von einer Million E-Autos pro Jahr an –
im Vergleich zu Tesla, Volkswagen und
Stellantis (Peugeot, Fiat, Opel) wird die
Marke also weiterhin ein kleinerer Her-
steller bleiben. Dafür soll sie nach Wil-
len von de Meo besonders innovativ
werden; der Vorstandschef spricht von
einer „Metamorphose der Organisati-
on“. Gemeint sind damit Sparten wie
Mobilize, in der Mobilitätsdienste ent-
stehen, und die neue Tochterfirma mit
dem Namen „The future is neutral“ (die
Zukunft ist neutral), die geschlossene
Rohstoffkreisläufe aufbauen soll. Kern
dieser Gesellschaft ist eine umgebaute
Renault-Fabrik in Nordfrankreich, die
alte Fahrzeuge wieder aufarbeitet oder
für das Recycling demontiert. Mit sol-
chen neuen Geschäftsfeldern versuchen
auch andere Autohersteller, den Um-
stieg auf die Elektromobilität möglichst
ohne Entlassungen zu schaffen. 

Dass die Transformation auch anders
laufen kann, zeigt der deutsche Zuliefe-
rer Schaeffler. Er kündigte am Dienstag
an, weitere 1300 Stellen abzubauen,
1000 davon an seinen deutschen Stand-
orten Herzogenaurach, Bühl und Hom-
burg. Die „beschleunigte Transformati-
on der Fahrzeugantriebe hin zur Elek-
tromobilität“ führe zu Überkapazitäten,
begründete Schaeffler den bis 2026 ge-
planten Abbau. Er kommt zusätzlich zu
den bereits im Jahr 2020 angekündigten
Streichungen von 4400 Stellen. Derzeit
hat Schaeffler rund 83.000 Mitarbeiter.

Auslaufmodell
Ottomotor: 

Eine Vierzylinder-
Maschine im „Kangoo“
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Der Verbrenner 
kommt aufs Altenteil
Renault verschiebt die klassischen Motoren in eine Allianz mit Partner 

aus China. Schaeffler streicht Jobs in dem auslaufenden Geschäftsfeld

E
s soll eine kleine automobile Re-
volution sein: ein Oberklasse-

spätestens seit dem Aufstieg von Tesla
ist klar. Die neue Technologie ist weni-

Die Form des neu vorgestellten SUV
hat Filippo Perini (57) gestaltet. Perini

chervolumen unter zwei Tonnen Ge-
wicht bleiben. Carbonfasern in Elektro-

Millionen Euro Investitionen“, sagt der
Gründer. Und noch einen weiteren,

Italienische Firma Aehra will das Elektroauto neu erfinden 
Der Prototyp ist ungewöhnlich leicht für einen SUV und bricht mit alten Design-Regeln. Der Wagen soll 2025 soll auf den Markt kommen
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Unsere Wettbewerber
SPIEGEL+ | 14.11.2022

↗Weblink

AUTOGRAMM MG 4

Dieses E-Modell ist eine Kampfansage auf Rädern

Die chinesische Marke MG dreht in Europa auf: Nun kommt ein Konkurrent zum

VW ID3., der deutlich weniger kostet. Das Auto hat gewisse Schwächen – Euro-

pas Herstellern sollte es dennoch eine Warnung sein.

Fotonachweis: Für redaktionelle Nutzung honorarfrei. Der Bild-
nutzer ist gemäß § 13 UrhG zur Bildquellenangabe verpflichtet.
Bedingung für die honorarfreie Nutzung der Motive ist, dass bei
einer Veröffentlichung der Name des Urhebers (siehe „Copyright-
Vermerk“) vollständig abgedruckt wird.

Der erste Eindruck:Mutig! Das Heck ist zwar stark über-
zeichnet und würde mit den Spoilern und LED-Zacken
auch zum Lamborghini-SUV Urus passen. Aber: Der MG
4 fällt insgesamt positiv auf und bleibt in Erinnerung.

Das sagt der Hersteller: Jetzt wird es ernst, sagt Xinyu
Liu, der Europa-Chef der chinesischen Marke MG. Die
hat in den vergangenen zwei Jahren in Europa schon ei-
niges erreicht. Allein in Deutschland werden 2022 wohl
erstmalsmehr als 10.000MG-Modelle zugelassen. Doch
erst mit dem MG 4 beginne der Hersteller, die alte Au-
towelt zu erobern, so Liu.

Bisher angebotene E-Modelle vonMGwie ZS oderMG 5
waren sogenannte Conversions, also E-Autos im Gerüst
eines Verbrenners. Der MG 4 dagegen sei »das erste
Modell unserer technologisch ausgefeilten und äußerst
flexiblen MSP-Plattform« und damit der Erste einer Rei-
he dezidierter E-Modelle, die peu à peu die bisherigen
Umbauten ablösen – und die Aufmerksamkeit in Euro-
pa nochmals vergrößern sollen.

Wettbewerber benennt Liu nicht, auch wenn diese Be-
zeichnung etwa für den VW ID.3 exakt passen würden.
Zumal MG eine Marke des chinesischen SAIC-Konzerns
ist. SAIC baut in China als einer von zwei Joint-Venture-
Partner von VWModelle wie den Tiguan oder den ID.3.
Nach Ansicht von Liu fehlt in Europa noch immer ein
elektrisches Pendant zum VW Golf, der ID.3 jedenfalls
sei es aufgrund eines um knapp 9000 Euro höheren Prei-
ses nicht. »Vielleicht können wir diese Lücke künftig fül-
len«, bringt Liu den MG 4 ins Spiel und verweist auf ei-
nen Grundpreis, der nach Abzug der Förderung in die
Nähe von 20.000 Euro kommt, früher mal die Richtgrö-
ße für den Golf.

Das ist uns aufgefallen: Einsteigen, anschnallen, los-
fahren – der Elektroantrieb ist mittlerweile so selbst-
verständlich, dass MG sogar den Startknopf weglässt
und das Auto sich in Bewegung setzt, sobald der Fah-
rer bereit ist. Dabei geizen die Chinesen sonst nicht mit
Knöpfen. Dennoch erinnert das Cockpit auf den ersten
Blick an die Wolfsburger ID-Familie – mit einem klei-
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nen Bildschirm hinter dem Lenkrad und einem größe-
ren daneben. Auf den zweiten Blick erkennt man auf
Lenkrad und Mittelkonsole ein paar Tasten, mit denen
sich das Auto viel leichter bedienen lässt, als mit virtuel-
len Schaltflächen oder Sensorleisten. Störend ist einzig
der weit nach vorn gezogene Balkon unter den Bedien-
elementen. Ja, das ist der perfekte Platz für die kabello-
se Handyladeschale und das Drehrad für die Wahl der
Fahrtrichtung, aber dafür stößt man in jeder Kurve mit
dem Knie dagegen.

Dabei ist Kurvenfahrenmit demMG 4 eigentlich ein Ver-
gnügen. Während andere Elektroautos – zumal in die-
ser Klasse – oft beliebig wirken, ist der MG 4 gut ausba-
lanciert und stramm abgestimmt. Er lenkt freudig ein
und macht mit dem Heckantrieb Lust auf Landstraßen.
MG spendiert demWagen eine Fünflenker-Hinterachse
– in der Kompaktklasse ist die keine Selbstverständlich-
keit.

Wie alle für den E-Antrieb optimierten Modelle bietet
der MG 4 mehr Platz auf allen Sitzen als Verbrenner
vergleichbarer Größe. Er empfiehlt sich als Familienau-
to, auch in der zweiten Reihe sitzt man gut. Dazu gibt
es zahlreiche Ablagen, wobei das Handschuhfach sehr
knapp ausgefallen ist. Zudem fehlt ein Frunk, also der
für E-Autos typische zweite Kofferraum unter der Mo-
torhaube. Der Stauraum hinten wiederum ist mit 363
Liter Fassungsvermögen nicht der größte.

Das muss man wissen:MG hat zwar englische Wurzeln
– die Marke wurde vor 99 Jahren als »Morris Garages«
gegründet und betreibt bis heute ein Designstudio in
England. Sie ist aber nach einem Intermezzo unter dem
Dach von BMW seit 2007 in Händen der SAIC-Gruppe.
Die verkauft auch Autos denMarken Roewe,Maxus und

Rising. Seit 16 Jahren ist SAIC der größte Fahrzeugher-
steller in China und hat allein im vergangenen Jahr 5,4
Millionen Autos produziert.

Highlight der Plattform für den MG 4 ist eine Batterie,
die mit nur elf Zentimetern Dicke zu den flachsten am
Markt zählt. Das erlaubt eine elegante Silhouette der
Fahrzeuge. Beim MG 4 hat der Akku in der Basisversion
eine Kapazität von 51 kWh und in den beiden gehobe-
nen Varianten 64 kWh, was für 350 oder 450 Kilometer
reicht. Geladen wird im besten Fall mit 11 kW an der
Wallbox oder 135 kW an der Gleichstromsäule. Und da-
mit wirklich binnen 35 Minuten 80 Prozent Ladestand
erreicht sind, kann der Fahrer die Batterie auf Knopf-
druck vorkonditionieren, wie es sonst eher in der Ober-
klasse üblich ist. Außerdem beherrscht der MG das bidi-
rektionale Laden, gibt auf Wunsch also Strom etwa fürs
E-Bike oder das Wochenendhaus ab.

Den Antrieb übernimmt je nach Version ein Heckmo-
tor mit 125 oder 150 kW Leistung, der stets 250 Nm
Drehmoment entwickelt und der den MG 4 in weniger
als acht Sekunden auf Tempo 100 bringt. Die Höchstge-
schwindigkeit ist auf 160 km/h begrenzt.

Ja, viele Elektro-Kompaktautos haben größere Akkus
und können schneller laden, doch in Kombination mit
dem Preis und einer soliden Ausstattung wird der MG
4 zu einem attraktiven Angebot. Bei Tarifen zwischen
31.990 und 37.990 Euro hört der Herausforderer preis-
lich dort auf, wo es beim VW ID.3 erst anfängt. Selbst
der Opel Corsa-e ist teurer – und das ist ein Kleinwagen,
kein Familienauto.

Das werden wir nicht vergessen: Die vier Kameras im
Bug, am Heck und an den Flanken. Deren Bilder werden
bei Schrittgeschwindigkeit auf den Mittelmonitor über-
tragen. Dasmacht beim Abbiegen den Schulterblick fak-
tisch überflüssig.
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Unsere Wettbewerber
Frankfurter Allgemeine Zeitung (Hauptausgabe) | 08.11.2022

69 900 Euro für einen Nio ET7 - ohne Batterie

Der chinesische Elektroautohersteller bietet seine Limousine in Deutschland jetzt zum Kauf an

hpe. MÜNCHEN. Der chinesische Autohersteller Nio
will vieles anders machen: Seine stromlinienförmigen
Elektroautos tragen Kameras auf dem Dach, die Batte-
rien können an eigenen Servicestationen gewechselt
werden, und die Kunden sind keine Kunden, sondern
”User”. Seit vier Wochen ist Nio auf dem deutschen
Markt mit der Limousine ET7 vertreten. Bisher dürfen
”User” den ET7 nur in einem Monatsabonnement mie-
ten, das in einem Rundum-sorglos-Paket alle Kosten au-
ßer dem Strom abdeckt.

Doch nun will Nio wie jeder normale Autohersteller
auch den Verkauf anbieten, wie Deutschlandchef Ralph
Kranz am Montag anlässlich der Fahrzeugpräsentati-
on sagte: ”Die Nio-Community wollte die Kaufoption.”
Vom 21. November an ist das 5,10 Meter lange und gut
650 PS starke Nio-Flaggschiff von 69 900 Euro an erhält-
lich - ohne Akkus. Die 100-Kilowatt-Batterie verteuert
das Fahrzeug dann auf stolze 92 000 Euro. Kranz geht
jedoch davon aus, dass diemeisten ”User” die leistungs-
starke Batterie für 289 Euro im Monat mieten werden.
Eine etwas schwächere 75-Kilowatt-Version gibt es für
169 Euro im Monat. Zu weiteren Zahlen hüllte sich das
Nio-Management in Schweigen. Weder die Zahl der bis-
her verkauften Abonnements noch die Größe der soge-
nanntenNio-Communitywar zu erfahren. Dass Nio aber
”sehr gut ankommt” in Deutschland, leitete Geschäfts-
führer Kranz aus der hohen Zahl an Probefahrten ab.
Wie hoch die genau ist, sagte er nicht.

In München präsentierte das 2014 von dem chinesi-
schen Unternehmer William Li gegründete Start-up sei-
ne Modellpalette, die peu à peu in Europa ausgerollt
werden soll. Neben einer kleineren Limousine namens
ET5 kommt im Frühjahr ein großes SUV auf die Stra-
ße, das in China seit August als ES7 verkauft wird. Weil
die VW-Tochtergesellschaft Audi allerdings eine phone-
tische Verwechslungsgefahr mit ihrem Sportmodell S7
befürchtet und ein Gerichtsverfahren angestrengt hat,
mussten die Chinesen den Rückzug antreten. Sie wer-
den das SUV hierzulande nun als EL7 anbieten. ”Un-
ser Thema ist das Produkt und nicht die Modellbezeich-
nung”, sagte Deutschlandchef Kranz der F.A.Z.

Mit seinen hochpreisigen Produkten zielt Nio auf die
betuchte Klientel von Audi, BMW und Mercedes-Benz.
Die chinesischen Stromer unterscheiden sich von den
hiesigen Elektroautos durch ihreWechselbatterien: Lee-
re Feststoffakkus werden von Robotern in wenigen Mi-
nuten gegen geladene Akkus ausgetauscht. Somit ent-
fallen lange Ladezeiten für die Nio-Fahrer. Auf dem Hei-
matmarkt in China hat Nio bereits mehr als tausend sol-
cher Tauschstationen errichtet. Wer die Fahrt zum Bat-
teriewechsel scheut, kann seinen Nio aber auch selbst
laden.

Nio ist einer von mehreren chinesischen Autoherstel-
lern, die in wenigen Monaten auf den europäischen
Markt drängen. Ebenfalls weit gediehen sind die Pläne
von BYD und Great Wall Motor. (Kommentar Seite 22.)
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W enn markus roth von der
energiewende spricht,
redet er nicht über Windrä-
der und Solarzellen, son-

dern über die fusion kleinster teilchen.
Die sei sauber und sicher, gehe sie doch
nicht mit den risiken von kettenreaktio-
nen oder giftiger chemischer nebenpro-
dukte wie in heutigen atomkraftwerken
einher, und sie brauche auch keine
gefährlichen materialien, die gestohlen
und zu bedrohlichen Zwecken benutzt
werden könnten. Bei der fusion drehe
sich nichts um die Spaltung und alles um
die Verschmelzung von atomen. eine
neue art der kernenergie, sagt er. Sie sei
klimaneutral und quasi unerschöpflich.

er weiß, wovon er spricht. Der Start-
up-gründer ist im hauptberuf Professor
am institut für kernphysik an der tu
Darmstadt. er hat an renommierten ein-
richtungen in europa und amerika stu-
diert, geforscht und gelehrt, gründete vor
anderthalb Jahren ein eigenes unterneh-
men, und mit dieser kleinen firma hat er
nun großes vor: Will er doch die milliar-
denschweren energiemärkte der Welt auf
eine völlig neue Basis stellen. Dafür hat
er sich nicht weniger als die Sterne zum
Vorbild genommen. Die strahlen am
himmel in klaren nächten hell und schön
– und roth weiß auch warum.

Deep Tech im Blick der Investoren

ein Stern wie die Sonne sei eine giganti-
sche gaskugel mit ausgeklügelten che-
mischen Prozessen. kann sie doch dank
Schwerkraft und magnetfeld tief im
inneren jede Sekunde 600 tonnen Was-
serstoff zu 596 millionen tonnen
helium verschmelzen. Die übrigen 4
millionen tonnen setzt sie als energie
frei – und das lässt die Sonne seit nun-
mehr 4,5 milliarden Jahren scheinen.
eine solche fusion aber braucht extreme
Bedingungen mit einem gewaltigen
Druck und unvorstellbar hohen tempe-
raturen – und die zu erreichen ist leich-
ter gesagt als getan.

erläutert roth das damit verbundene
komplizierte Spiel der elemente, schlüpft
er in die rolle des Professors. er erklärt,
was Wasserstoff-isotope sind, was die
coulombbarriere und was der massende-
fekt ist; wie alles mit allem zusammen-
hängt und sich nutzbar machen lässt.
gelänge es, die arbeitsweise der Sonne
auf die erde zu bringen, würde das die
energieprobleme der menschheit fak-
tisch lösen. kann als ausgangsstoff für
die fusion doch ganz normales Wasser
dienen. ein kilogramm der speziell auf-
bereiteten fusionsbrennstoffe Deuterium
und tritium enthält das Zigmillionenfa-
che an energie im Vergleich zur gleichen
menge kohle, Öl oder erdgas.

Daher wird seit Jahrzehnten mit riesi-
gen aufwendungen und ersten testanla-
gen versucht, Wege zu finden, die kern-

forscher in aller Welt ähnliche Visio-
nen und Ziele.

es gibt Start-ups wie tae, common-
wealth fusion Systems oder die deutsche
marvel fusion, risikokapitalgeber wie
Prime movers Lab. es gibt staatliche Pro-
jekte wie eaSt in china und iter in
frankreich. es gibt forschungs- und test-
reaktoren, experimentier- und Versuchs-
anlagen in asien, amerika und europa.
Den Jet-reaktor in england, Wendel-
stein 7-X in greifswald, aSDeX in gar-
ching, hL-2m in china, den columbia
nnt in amerika oder den großreaktor
im französischen cadarache.

So sind viele der theoretischen grund-
lagen zwar geschaffen, doch die Schritte
zum praktischen erfolg sind noch immer
klein. nach Jahrzehnten der forschung
sagt roth: „Ja, die fortschritte sind ganz
klar da. Doch wir stehen nach wie vor am
anfang.“ es gibt verschiedene aussichts-
reiche möglichkeiten, ein kraftwerk mit
der arbeitsweise eines künstlichen
Sterns zu bauen. eine davon ist die soge-
nannte Laserfusion. Sie braucht hoch-
leistungslaser, spezielle Wasserstoff-iso-
tope in speziellen hüllen und eine
arbeitstemperatur von mindestens 50
millionen grad celsius.

Trümpfe in Deutschland

in amerika hat man mit dieser methode
gerade einen wichtigen fortschritt auf
demWeg zur künstlichen Verschmelzung
von atomkernen durch Laserstrahlen
geschafft. im englischen culham verfolgt
die Wissenschaft einen anderen ansatz.
Sie experimentiert mit ultraheißem Plas-
ma und riesigen magneten, in denen eine
fünf Sekunden währende fusionsreak-
tion gezündet wird. fünf Sekunden – ein
rekord für die Wissenschaft, aber noch
eine ewigkeit von dem entfernt, was man
für die Praxis braucht. roth verfolgt
jeden dieser Schritte mit argusaugen.

er vergleicht die anlagen zur kernfu-
sion abwechselnd mit Diesel- und Otto-
motoren, mit Lichtschwertern und Back-
öfen. Die fusion von atomkernen stelle
man sich am besten als ineinander ver-
schmelzende Billardkugeln vor. nur seien
die Prozesse und anlagen viel komplexer
und komplizierter. Die Prozesse sind so
knifflig, dass dafür spezielle techniken
und Werkzeuge entwickelt werden müs-
sen. Das geht nach denWorten roths nur
mit hilfe der Spitzenforschung und Spit-
zentechnik. mit hochleistungslasern
etwa, die so stark, fein und präzise sind,
dass sie auch auf ganz anderen feldern
bahnbrechende ergebnisse liefern könn-
ten. Deutschland habe faktisch vieles in
der hand, was es zum erfolg brauche: die
Laser von trumpf, die gläser von her-
aeus, Zeiss und Schott, teilchenwissen-
schaft in Darmstadt, Plasmaforschung in
greifswald. „Wir müssen es eigentlich
nur zusammenbringen.“

tp. frankfurt. Wenige tage vor der
detaillierten Vorlage der europäischen
kommission für die geplante abgas-
norm euro7 stellt der Verband der
europäischen autoindustrie (acea)
das gesamte Vorhaben infrage. aus der
Sicht der europäischen autohersteller
würde selbst eine extrem verschärfte
norm im Vergleich zum aktuellen Stan-
dard euro 6d wenig zusätzliche effekte
für die umwelt bringen, bevor 2035 die
Verbrennermotoren ohnehin verboten
werden sollen. Bei den abgasnormen
geht es nicht um den cO2-ausstoß der
autos, der über grenzwerte für die flot-
te an neu verkauften Wagen geregelt ist.
Vielmehr geht es um den ausstoß an
Schadstoffen wie kohlenmonoxid, fein-
staub und vor allem beim Dieselmotor
um Stickoxide. acea berichtet, dass

nach jüngsten Studien mit der erneue-
rung des fuhrparks durch fahrzeuge
nach aktuellen emissionsstandards und
parallel durch den umstieg auf e-autos
die emissionen an Stickoxiden von 2020
bis 2035 um 80 Prozent sinken würden.

Selbst extrem strenge grenzwerte für
Stickoxide mit einer euro-7-norm wür-
den im Vergleich zu den bisher geltenden
grenzwerten nach euro6d bei Personen-
wagen eine zusätzliche Verringerung von
5 Prozent bringen, für Lastwagen zusätz-
lich 2 Prozent. grund dafür ist aus der
Sicht von acea die zeitliche Verzöge-
rung bis zur einführung einer euro-7-
norm, die für die entwicklung der ent-
sprechenden motoren nötig sein würde.

mit Blick auf die euro-7-norm war in
der autobranche schon lange Zeit
befürchtet worden, dass zusätzliche auf-

lagen sehr teure reinigungstechnik
erforderten und je auto auch mehrere
tausend euro zusätzlich kosten könnten.
Die entsprechenden entwicklungskos-
ten würden sich aber kaum noch rentie-
ren, wenn bis spätestens 2035 keine Ver-
brennerautos mehr verkauft werden
könnten. erwartet wurde und angekün-
digt ist daher, dass eine reihe von der-
zeit angebotenen Verbrennermodellen
nicht mehr auf euro7 umgestellt würden
und ersatzlos aus dem angebot der her-
steller gestrichen würden. Vor allem das
angebot an kleinwagen wäre von dieser
Politik betroffen, weil in diesem markt-
segment weitere maßnahmen zur abgas-
reinigung dann einen größeren teil des
Verkaufspreises ausmachen würden.

Offen front zu machen gegen eine
neue euro-7-norm hat sich im Verband

acea bisher noch kein unternehmens-
chef getraut. nur der chef von europas
zweitgrößtem autokonzern Stellantis,
carlos tavares, hat bisher öffentlich
gegen jegliche euro-7-norm Stellung
bezogen. mit seinem konzern ist er aber
gerade dabei, aus dem Verband acea
auszuscheiden.

andere autobosse scheuen dagegen
das risiko, sich mit Äußerungen zu
euro 7 unbeliebt zu machen. aus Sicht
von umweltverbänden und umweltins-
tituten ist europas autoindustrie ohne-
hin dabei, die europäische kommission
weich zu bekommen für eine euro-7-
norm, die für Personenwagen nur noch
wenige Verschärfungen bringe, sondern
nur noch den Lastwagenherstellern
strengere Vorschriften mache. (Kom-
mentar Seite 22.)

Europas Autohersteller gegen Euro-7-Norm
aus der Sicht des Verbandes bringen neue normen kurz vor ende des Verbrennermotors nur wenige Vorteile

christian Liedtke, experte für new
Work bei der tochtergesellschaft der
BayernLB, nennt es Workation. „Wir
haben eine gesamtbetriebsvereinba-
rung, damit alle mitarbeitenden das
dann auch nutzen können“, sagte
Liedtke in einem Podcast der DkB.
flexible arbeitsangebote können für
Banken ein argument bei der gewin-
nung von mitarbeitern sein. Obwohl
die Branche Jobs abbaut, schrieb sie
allein im dritten Quartal in Deutsch-
land fast 30 000 Stellen aus, wie Daten
des Berliner Personalspezialisten
index gruppe zeigen. Bloomberg

Möbelmärkte bleiben offen
Die möbelhandelskette Leiner/kika
des österreichischen investors rené
Benko will sämtliche Standorte auf-
rechterhalten. ein manager wies einen
Bericht der Wiener tageszeitung
„Standard“ zurück, wonach sich der
Signa-konzern des unternehmers von
einigen Standorten der möbelkette
Leiner/kika trennen will. es werde in
it und Online investiert, heißt es. ela.

Arbeiter von Vestas streiken
Beim Windanlagenbauer Vestas wird
seit montag gestreikt. Bis zu fünf tage
soll der ausstand dauern, mit dem die
ig metall einen tarifvertrag für die
Belegschaft in Deutschland erzwingen
will. 88 Prozent der gewerkschafts-
mitglieder hatten in einer urabstim-
mung zuvor für den ausstand
gestimmt. „unser Ziel sind zukunfts-
fähige arbeitsbedingungen für die
fachkräfte der energiewende“, erklärt
der rendsburger ig-metall-chef mar-
tin Bitter, der sich seit dem frühjahr
um Verhandlungen mit Vestas
bemüht. Während viele Zulieferer sich
an den flächentarifvertrag halten,
gibt es für die Servicemitarbeiter der
hersteller keine verbindlichen tarifli-
chen regeln. sup.

Banker arbeiten im Ausland
Bei der Berliner DkB ist jetzt eine
regelung festgezurrt worden, die
Beschäftigten das arbeiten im ausland
an bis zu 30 tagen pro Jahr erlaubt.

KurzeMeldungen

tko. frankfurt. Der Billigflugan-
bieter ryanair rechnet damit, dass rei-
sende wegen der hohen inflation sparen
werden – allerdings nicht durch Verzicht
auf urlaub, sondern durch das Suchen
günstigerer tickets. Deshalb hob das iri-
sche unternehmen am montag seine
Prognose für das bis endemärz laufende
geschäftsjahr an. „Wir rechnen damit, in
der rezession stark zu wachsen, da kun-
den nicht aufhören zu fliegen, sondern
preisempfindlicher werden“, teilte das
unternehmen am montag mit. Wie bei
aldi, Lidl und ikea zeige sich auch bei
ryanair, dass sich über niedrige Preise
marktanteile gewinnen ließen.

Bis zum ende des geschäftsjahres
will ryanair nun auf 168 millionen Pas-
sagiere kommen. Das sind 1,5 millionen
mehr als bislang erwartet und sogar
rund 20 millionen mehr als drei Jahre
zuvor, als die corona-Pandemie kurz vor
dem Bilanzstichtag hereinbrach. Da-
mals war ryanair zur nach Passagieren
größten fluggesellschaft europas aufge-
stiegen, gemessen am umsatz hält die
Deutsche Lufthansa den Spitzenplatz.
für das nächste Jahr peilt ryanair
185 millionen Passagiere an, bis 2026
sollen es 226 millionen werden.

ryanair hat bis zur mitte des laufen-
den geschäftsjahres 6,6 milliarden euro
umgesetzt und einen gewinn von fast
1,4 milliarden euro eingeflogen, im Vor-
corona-Sommer betrug er rund eine
milliarde euro. abschließen will chef
michael O’Leary das laufende Jahr mit
einem Plus von 1,0 bis 1,2 milliarden
euro unterm Strich. auch Lufthansa
rechnetmit einemergebnis vonmehr als
einer milliarde euro – allerdings bezieht
sich der Wert dort auf das bereinigte
ergebnis vor Zinsen und Steuern. O’Lea-
ry zeigte sich nun sicher, dass die tradi-
tionell nachfrageschwachen Wintermo-
nate zwar defizitär verlaufen werden,
aber dennoch ein nennenswerter Jahres-
überschuss bleibe.

im Sommerhalbjahr schaffte ryanair
rekordwerte. Der Billigflieger musste
anders als viele airlines fast keine flüge
wegen engpässen angroßflughäfen und
im eigenen Betrieb streichen. ryanair
beförderte 95,1 millionen Passagiere,
11 Prozent mehr als vor der Pandemie
und mehr als je zuvor. Die auslastung
der flugzeuge lag mit 96 Prozent leicht
unter dem Vor-corona-Wert von 94 Pro-
zent. Steigende Durchschnittspreise für
tickets machten das wett.

Ryanair erreicht Passagierrekord
Billigflieger verdient mehr als vor corona

hpe. münchen. Der chinesische
autohersteller nio will vieles anders
machen: Seine stromlinienförmigen
elektroautos tragen kameras auf dem
Dach, die Batterien können an eigenen
Servicestationen gewechselt werden,
und die kunden sind keine kunden, son-
dern „user“. Seit vier Wochen ist nio
auf dem deutschen markt mit der
Limousine et7 vertreten. Bisher dürfen
„user“ den et7 nur in einem monats-
abonnement mieten, das in einem
rundum-sorglos-Paket alle kosten
außer dem Strom abdeckt.

Doch nun will nio wie jeder normale
autohersteller auch den Verkauf anbie-
ten, wie Deutschlandchef ralph kranz
am montag anlässlich der fahrzeugprä-
sentation sagte: „Die nio-community
wollte die kaufoption.“ Vom 21.
november an ist das 5,10 meter lange
und gut 650 PS starke nio-flaggschiff
von 69 900 euro an erhältlich – ohne
akkus. Die 100-kilowatt-Batterie ver-
teuert das fahrzeug dann auf stolze
92 000 euro. kranz geht jedoch davon
aus, dass die meisten „user“ die leis-
tungsstarke Batterie für 289 euro im
monat mieten werden. eine etwas
schwächere 75-kilowatt-Version gibt es
für 169 euro im monat. Zu weiteren
Zahlen hüllte sich das nio-management
in Schweigen. Weder die Zahl der bisher

verkauften abonnements noch die grö-
ße der sogenannten nio-community
war zu erfahren. Dass nio aber „sehr gut
ankommt“ in Deutschland, leitete
geschäftsführer kranz aus der hohen
Zahl an Probefahrten ab. Wie hoch die
genau ist, sagte er nicht.

in münchen präsentierte das 2014
von dem chinesischen unternehmer
William Li gegründete Start-up seine
modellpalette, die peu à peu in europa
ausgerollt werden soll. neben einer klei-
neren Limousine namens et5 kommt
im frühjahr ein großes SuV auf die

Straße, das in china seit august als eS7
verkauft wird. Weil die VW-tochterge-
sellschaft audi allerdings eine phoneti-
sche Verwechslungsgefahr mit ihrem
Sportmodell S7 befürchtet und ein
gerichtsverfahren angestrengt hat,
mussten die chinesen den rückzug
antreten. Sie werden das SuV hierzulan-
de nun als eL7 anbieten. „unser thema
ist das Produkt und nicht die modellbe-
zeichnung“, sagte Deutschlandchef
kranz der f.a.Z.

mit seinen hochpreisigen Produkten
zielt nio auf die betuchte klientel von
audi, BmW und mercedes-Benz. Die
chinesischen Stromer unterscheiden
sich von den hiesigen elektroautos
durch ihre Wechselbatterien: Leere
feststoffakkus werden von robotern in
wenigen minuten gegen geladene akkus
ausgetauscht. Somit entfallen lange
Ladezeiten für die nio-fahrer. auf dem
heimatmarkt in china hat nio bereits
mehr als tausend solcher tauschstatio-
nen errichtet. Wer die fahrt zum Batte-
riewechsel scheut, kann seinen nio aber
auch selbst laden.

nio ist einer von mehreren chinesi-
schen autoherstellern, die in wenigen
monaten auf den europäischen markt
drängen. ebenfalls weit gediehen sind
die Pläne von BYD und great Wall
motor. (Kommentar Seite 22.)

69 900 Euro für einen Nio ET7 – ohne Batterie
Der chinesische elektroautohersteller bietet seine Limousine in Deutschland jetzt zum kauf an

In Warteposition: Der Nio ET5 (vorn) und der EL7 foto henning Peitsmeier

fusion in einer völlig neuen art von
kraftwerk industriell zu realisieren.
Spricht roth davon, wird aus dem Profes-
sor der unternehmer. hat er doch letztes
Jahr mit gleichgesinnten in den uSa ein
Start-up gegründet, es focused energy
genannt und eine gmbh-mantelgesell-
schaft in Darmstadt gekauft. er warb bin-
nen tagen ein paar millionen Dollar von
investoren ein und gewann ein team

internationaler forscher und ingenieure
der Spitzenklasse für sich.

ihm geht es nicht um die Programmie-
rung der hundertsten Streamingplatt-
form; es geht ihm um die sogenannte
Deep tech, also um die technische
umsetzung bahnbrechender wissen-
schaftlicher erkenntnisse. er will das
lange Zeit für unmöglich gehaltene mög-
lich machen und mit seinem team in den

kommenden Jahren zwei testanlagen
bauen lassen, erst eine kleine in texas
und dann eine große. Die könnte viel-
leicht in Darmstadt stehen. Das aber
braucht nicht nur know-how, das braucht
auch hilfe seitens der Politik, vor allem
aber braucht es viel geld.

So stehen seiner firma nun die
nächsten finanzierungsrunden ins
haus. roth trifft mit seinen Plänen auf

viel interesse – vor allem in amerika.
focused energy hat es mit seinem Vor-
haben bereits bis zu einem fusions-gip-
fel zur potentiellen kommerzialisierung
der technologie im Weißen haus in
Washington geschafft. Will er doch zei-
gen, dass sich viele kleine Sonnen auch
auf erden schaffen lassen – und damit
steht er nicht allein. Seit Jahrzehnten
haben privat oder öffentlich geförderte

Die kernfusion hat das Potential, alle energieprobleme zu lösen –
und in Darmstadt arbeitet man daran.

Von Stephan Finsterbusch

Eine Sonne auf Erden

So funktioniert
Kernfusion

Der Energiebedarf ist groß

Quelle: Statista / Foto Marcus Kaufhold / F.A.Z.-Grafik Piron

Markus Roth, Professor an der TU Darmstadt,
schaut in die Target-Kammer des Phelix Lasers

Wasserstoff-Isotop
Deuterium

In einem Plasma verschmelzen
die Wasserstoff-Isotope Deuterium
und Tritium zu Helium und setzen
dabei Energie in Form von
Neutronen frei.

Stromverbrauch in Terawattstunden 2019 Stromverbrauch auf der
Welt in Terawatt-
stunden

Wasserstoff-Isotop
Tritium

Fusion

Helium
(verbleibt im Plasma)

Neutron
(frei werdende

Energie)
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Autoindustrie sprengt Klimaziel

Die Branche will noch bis zu 778Millionen Verbrennerautos verkaufen. Dabei ist nur die Hälfte

mit dem 1,5-Grad-Ziel vereinbar. Die Autohersteller geraten in Erklärungsnot

Die Absatzpläne der Autoindustrie seien „unvereinbar“ mit
dem Plan, die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, warnt
die Umweltorganisation Greenpeace. Foto: Bernd Friedel/Ima-
go

VON MARKUS BALSER UND MAX HÄGLER

Viel deutlicher kann ein Bekenntnis nicht sein, als je-
nes des Volkswagen-Konzerns. „Wir unterstützen die
Pariser Klimaziele“, verkündete der größte Autokon-
zern Europas vor vier Jahren. Herbert Diess, damals
Vorstandschef, bestätigte zumindest den Weg dahin:
Unter seiner Leitung hat der Konzern eine Elektroau-
to-Strategie ausgerollt. Und das sei kein Feigenblatt,
beteuerte der Manager später bei einem Schlagab-
tausch mit der Klimaaktivisten Tina Velo: „Wir mei-
nen das ernst!“, sagt Diess. Oliver Blume, damals VW-
Umweltverantwortlicher, mittlerweile Konzernchef, se-
kundierte: „Als gesamtes Unternehmen haben wir uns
ambitionierte Ziele im Umweltschutz gesetzt.“ So wie
übrigens mittlerweile die gesamte deutsche Autoindus-
trie. Das wichtigste Ziel dabei ist, wenn man dem Paris-
Abkommen folgt: Die Begrenzung der Erderwärmung
auf 1,5 Grad Celsius.

Nun allerdings wirft eine Studie, passend erstellt zur
laufenden UN-Klimakonferenz COP27 im ägyptischen
Scharm el-Scheich, die Frage auf, wie ernst es die welt-
weite Autobranche wirklich meint mit dem Klima. Die
Umweltorganisation Greenpeace hat die Hochglanzver-
sprechen der Branche hinterfragt – das Ergebnis hinter-

lässt tiefe Kratzer im Lack. Denn die Absatzpläne der Au-
toindustrie für den Verkauf von Pkw mit Verbrennungs-
motoren seien „unvereinbar mit dem Klimaziel von 1,5
Grad“, warnt die Organisation. Oder andersherum: Der
Wechsel hin zur E-Mobilität geht zu langsam.

Autoexperten wie der deutsche Forscher Stefan Bratzel
haben für Greenpeace erstmals eine Zahl von Verbren-
nern errechnet, die die Autoindustrie weltweit noch
verkaufen könnte, um das Einhalten der Pariser Klima-
ziele nicht zu torpedieren. Die Branche selbst rechnet
bis zum Ende des kommenden Jahrzehnts der Studie
zufolge mit dem Verkauf von 645 bis 778 Millionen Ver-
brennerautos.

Das Papier, das der Süddeutschen Zeitung vorliegt,
warnt nun davor, dass diese Absatzpläne eine stärkere
Erderwärmung forcieren würden. Denn möglich seien
imRahmen der Paris-Ziele nur noch der Verkauf von 315
Millionen neuen Benziner- oder Diesel-Fahrzeugen. Die
erwarteten Verkäufe der Industrie überträfen damit die
nach den Klimaplänen vertretbaren Verkäufe um „105
bis 147 Prozent“, heißt es in der Studie weiter, also min-
destens doppelt so viele wie eigentlich vertretbar. Min-
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destens 330 Millionen neue Verbrenner-Fahrzeuge kä-
men damit bis 2040 weltweit auf die Straßen – und wür-
den über Jahre CO₂ ausstoßen.

Der Rechnung zugrunde liegt ein weltweites Kohlendi-
oxid-Gesamtbudget von 400 Gigatonnen zwischen den
Jahren 2020 und 2050 – alles darüber hinaus treibt die
Erdtemperatur hoch. Greenpeace und Forscher Bratzel
gestehen dem Autoverkehr ein gutes Achtel zu, aufbau-
end auf dem heutigen CO₂-Anteil des Verkehrs in der
Welt. Dabei geht es nicht nur um die Produktion der
Autos: Mit eingerechnet sind die heutigen Jahresfahr-
leistungen, unterschiedliche Motor- und Fahrzeuggrö-
ßen, eine Betriebsdauer von 15 Jahren (in Europa) und
auch die Pläne zur Elektrifizierung der Antriebe. Vor al-
lem Letzteres, die Transformation, sei entscheidend, so
die Studie: Die Autoindustrie müsste den Verkauf von
Verbrennern bereits im Jahr 2030 stoppen, um das 1,
5-Grad-Ziel zu erfüllen, sofern die Neuwagen im Durch-
schnitt nicht signifikant kleiner und sparsamer würden.

Damit gerät die Industrie in Erklärungsnot. Zwar ist in-
ternational nichtmehr umstritten, dass Diesel- und Ben-
zinautos in den kommenden Jahrzehnten von klimaneu-
tralen Autos ersetzt werden müssen. Die Ausstiegsda-
ten unterscheiden sich jedoch. In Europa wird ein Ver-
brenner-Aus im Jahr 2035 kommen. Auch der größte
Automarkt China hat den Herstellern seit einiger Zeit
eine Quote für Neufahrzeuge mit alternativen Antrie-
ben vorgegeben. Andernorts, zumal in Entwicklungs-
ländern, ist derzeit kein Verbrenner-Aus absehbar.

Berechnungen, wie viele Autos überhaupt noch ver-
kauft werden können, um die Pariser Klimaziele zu
erreichen, gab es bislang in dieser Detailtiefe nicht.
Greenpeace bricht die Verkaufspläne auch auf einzel-
ne Hersteller herunter. Mit einer Überschreitung seines
verfügbaren Verbrenner-Budgets um bis zu 184 Prozent
schneidet Toyota dabei am schlechtesten ab. Der japani-
sche Konzern steht zwar zum 1,5-Grad-Ziel und den Pa-
ris-Zielen. Aber in den Klimaschutzerklärungen ist auch

zu lesen, dies sei „eine komplexe und umfangreiche
Aufgabe, wir werden unser Möglichstes tun, um sie zu
erreichen“.

Der Volkswagen-Konzern wiederum habe 2021 bereits
450.000 Elektrofahrzeuge verkauft, was im Konzern ei-
nem Anteil von fünf Prozent entspricht. Damit habe
er zwar eine gute Ausgangsposition, heißt es in dem
Greenpeace-Papier. Doch die Deutschen planten insge-
samt eine langsame Transformation, auch wenn sich
einzelne Marken – allen voran Audi – bereits in den
frühen 2030er Jahren weitgehend von Benzin und Die-
sel verabschieden wollen. In Summe überstiegen die
geplanten Verkäufe von Verbrennern aller Volkswagen-
Marken die vertretbare Zahl auf mindestens das Dop-
pelte (100 bis 136 Prozent). Das Unternehmen selbst
warnt vor allen Arten solcher Berechnungen. Ange-
sichts unterschiedlicher Marktentwicklungen und Defi-
nitionen seien all solche Projektionen mit erheblichen
Unsicherheiten behaftet. Der CO₂-Fußabdruck der Kon-
zern-Pkw sinke im Durchschnitt. Das hätten unabhängi-
ge Prüfer zertifiziert. Und das werde auch so weiterge-
hen: Bis zum Jahr 2026 werde der Konzern insgesamt
52 Milliarden Euro in die Elektromobilität investiert ha-
ben.

Die Kritik der Umweltschützer aber fällt harsch aus.
Die Autokonzerne befeuerten die Klimakrise und „ver-
abschieden sich viel zu langsam aus dem Öl-Zeitalter“,
warnt Greenpeace Finanzexperte und Co-Autor der Stu-
dieMauricio Vargas. „Die Hersteller gehenmit ihren Ab-
satzplänen ein hohes unternehmerisches und finanziel-
les Risiko ein“, sagt er. Immer mehr Städte und Regio-
nen beschlössen Verbote für Autos mit Verbrennungs-
motor. „Wer nicht schnell genug umstellt, droht auf
Millionen unverkäuflicher Diesel und Benziner sitzen
zu bleiben“, sagt Vargas voraus und warnt die Branche
auch vor den Folgen für sie selbst: Für die Unternehmen
könne da schnell eine brenzlige Situation entstehen.

In vielen Teilen der Welt ist bislang kein Verbrenner-
Aus absehbar
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von markus balser

und max hägler

V
iel deutlicher kann ein Bekenntnis
nicht sein, als jenesdesVolkswagen-
Konzerns. „Wir unterstützen die Pa-

riser Klimaziele“, verkündete der größte
AutokonzernEuropasvorvier Jahren.Her-
bertDiess,damalsVorstandschef,bestätig-
te zumindest den Weg dahin: Unter seiner
Leitung hat der Konzern eine Elektroauto-
Strategie ausgerollt. Und das sei kein Fei-
genblatt, beteuerte derManager später bei
einem Schlagabtausch mit der Klimaakti-
visten Tina Velo: „Wir meinen das ernst!“,
sagt Diess. Oliver Blume, damals VW-Um-
weltverantwortlicher, mittlerweile Kon-
zernchef, sekundierte: „Als gesamtes Un-
ternehmen haben wir uns ambitionierte
Ziele imUmweltschutz gesetzt.“ Sowie üb-
rigens mittlerweile die gesamte deutsche
Autoindustrie. Das wichtigste Ziel dabei
ist, wenn man dem Paris-Abkommen
folgt: Die Begrenzung der Erderwärmung
auf 1,5 Grad Celsius.

Nun allerdings wirft eine Studie, pas-
send erstellt zur laufenden UN-Klimakon-
ferenz COP27 im ägyptischen Scharm el-
Scheich,dieFrageauf,wieernstesdiewelt-
weite Autobranche wirklich meint mit
dem Klima. Die Umweltorganisation
Greenpeace hat die Hochglanzverspre-
chen der Branche hinterfragt – das Ergeb-
nis hinterlässt tiefe Kratzer im Lack. Denn
die Absatzpläne der Autoindustrie für den
Verkauf von Pkwmit Verbrennungsmoto-
ren seien „unvereinbar mit dem Klimaziel
von 1,5 Grad“, warnt die Organisation.

Oder andersherum: Der Wechsel hin zur
E-Mobilität geht zu langsam.

Autoexperten wie der deutsche For-
scher StefanBratzel haben fürGreenpeace
erstmalseineZahlvonVerbrennernerrech-
net, die die Autoindustrie weltweit noch
verkaufen könnte, um das Einhalten der
Pariser Klimaziele nicht zu torpedieren.
Die Branche selbst rechnet bis zum Ende
deskommenden Jahrzehnts derStudie zu-
folgemitdemVerkaufvon645bis778Milli-
onen Verbrennerautos.

Das Papier, das der Süddeutschen Zei-
tung vorliegt, warnt nun davor, dass diese
Absatzpläne eine stärkere Erderwärmung
forcieren würden. Denn möglich seien im
Rahmen der Paris-Ziele nur noch der Ver-
kauf von 315 Millionen neuen Benziner-
oder Diesel-Fahrzeugen. Die erwarteten
Verkäufe der Industrie überträfen damit
die nach den Klimaplänen vertretbaren
Verkäufeum„105bis 147Prozent“, heißt es
in der Studie weiter, also mindestens dop-
pelt so vielewie eigentlichvertretbar.Min-
destens 330 Millionen neue Verbrenner-
Fahrzeuge kämendamit bis 2040weltweit
auf die Straßen – und würden über Jahre
CO2 ausstoßen.

Der Rechnung zugrunde liegt ein welt-
weites Kohlendioxid-Gesamtbudget von
400 Gigatonnen zwischen den Jahren
2020 und 2050 – alles darüber hinaus

treibt die Erdtemperatur hoch. Green-
peace und Forscher Bratzel gestehen dem
Autoverkehr ein gutes Achtel zu, aufbau-
end auf dem heutigen CO2-Anteil des Ver-
kehrs in der Welt. Dabei geht es nicht nur
um die Produktion der Autos: Mit einge-
rechnet sind die heutigen Jahresfahrleis-
tungen,unterschiedlicheMotor-undFahr-
zeuggrößen,eineBetriebsdauervon15Jah-
ren (inEuropa)undauchdiePlänezurElek-
trifizierungderAntriebe. Vor allemLetzte-
res, die Transformation, sei entscheidend,
so die Studie: Die Autoindustrie müsste
den Verkauf von Verbrennern bereits im
Jahr 2030 stoppen, um das 1,5-Grad-Ziel
zuerfüllen, soferndieNeuwagen imDurch-
schnitt nicht signifikant kleiner und spar-
samerwürden.

Damitgerätdie Industrie inErklärungs-
not. Zwar ist international nichtmehr um-
stritten, dass Diesel- und Benzinautos in
den kommenden Jahrzehnten von klima-
neutralen Autos ersetzt werden müssen.
Die Ausstiegsdaten unterscheiden sich je-
doch. In Europa wird ein Verbrenner-Aus
imJahr2035kommen.AuchdergrößteAu-
tomarktChinahatdenHerstellernseit eini-
gerZeit eineQuote fürNeufahrzeugemital-
ternativenAntriebenvorgegeben.Andern-
orts, zumal in Entwicklungsländern, ist
derzeit kein Verbrenner-Aus absehbar.

Berechnungen, wie viele Autos über-
haupt noch verkauft werden können, um
die Pariser Klimaziele zu erreichen, gab es
bislang in dieser Detailtiefe nicht. Green-
peace bricht die Verkaufspläne auch auf
einzelne Hersteller herunter. Mit einer
Überschreitung seines verfügbaren Ver-

brenner-Budgets um bis zu 184 Prozent
schneidet Toyota dabei am schlechtesten
ab. Der japanische Konzern steht zwar
zum 1,5-Grad-Ziel und den Paris-Zielen.
Aber in den Klimaschutzerklärungen ist
auch zu lesen, dies sei „eine komplexe und
umfangreiche Aufgabe, wir werden unser
Möglichstes tun, um sie zu erreichen“.

DerVolkswagen-Konzernwiederumha-
be 2021 bereits 450.000 Elektrofahrzeuge
verkauft, was im Konzern einem Anteil
von fünf Prozent entspricht.Damit habe er
zwar eine gute Ausgangsposition, heißt es

indemGreenpeace-Papier.DochdieDeut-
schen planten insgesamt eine langsame
Transformation, auch wenn sich einzelne
Marken – allen voran Audi – bereits in den
frühen2030erJahrenweitgehendvonBen-
zin und Diesel verabschieden wollen. In
SummeüberstiegendiegeplantenVerkäu-
fevonVerbrennernallerVolkswagen-Mar-
ken die vertretbare Zahl auf mindestens
dasDoppelte (100bis 136Prozent).DasUn-
ternehmenselbstwarntvorallenArtensol-
cher Berechnungen. Angesichts unter-
schiedlicherMarktentwicklungenundDe-
finitionen seienall solcheProjektionenmit
erheblichen Unsicherheiten behaftet. Der
CO2-Fußabdruck der Konzern-Pkw sinke
im Durchschnitt. Das hätten unabhängige
Prüfer zertifiziert. Und das werde auch so
weitergehen: Bis zum Jahr 2026werde der
Konzern insgesamt 52 Milliarden Euro in
die Elektromobilität investiert haben.

DieKritik derUmweltschützer aber fällt
harsch aus. Die Autokonzerne befeuerten
die Klimakrise und „verabschieden sich
viel zu langsam aus dem Öl-Zeitalter“,
warnt Greenpeace Finanzexperte und Co-
AutorderStudieMauricioVargas. „DieHer-
steller gehen mit ihren Absatzplänen ein
hohesunternehmerischesund finanzielles
Risiko ein“, sagt er. Immer mehr Städte
undRegionen beschlössenVerbote für Au-
tos mit Verbrennungsmotor. „Wer nicht
schnell genug umstellt, droht auf Millio-
nen unverkäuflicher Diesel und Benziner
sitzen zu bleiben“, sagt Vargas voraus und
warnt die Branche auch vor den Folgen für
sie selbst: Für die Unternehmen könne da
schnell eine brenzlige Situation entstehen.

von michael kläsgen

D
ie gute Nachricht zuerst: Nicht
alle Händler oder Hersteller von
Konsumgütern sind Betrüger.

Das zu behaupten, wäre unsinnig und
falsch. Andererseits ist es aber schon so,
dass das anhaltende Gerede, dass „alles“
teurer wird, den ein oder anderen zum
Nachdenken bringt. Beziehungsweise zu
der Überlegung, ob er oder sie nicht auch
einbisschenwasaufdenbisherigenPreis
aufschlagen könnte, selbst wenn das von
gestiegenen Kosten nicht gedeckt ist.
Merkt ja keiner, da eh „alles“ teurerwird.
Und überhaupt: Wer kann die Preisfin-
dung schon nachvollziehen? Wohl kaum
ein Verbraucher.

Das ist kein Phänomender Lebensmit-
telbranche. Das gibt es überall, wo Ge-
schäfte gemachtwerden, weil esmensch-
lich ist, das Optimale aus einer Situation
herauszuholen. Unternehmen wollen
Geldverdienen, das ist normalundgut so.
Da geht es nicht nur darum, höhere Kos-
ten auszugleichen, sondern möglichst
den Gewinn zu steigern. Nur un-
terscheidet sich die Lebensmittelbranche
in mindestens einem entscheidenden
Punkt von Fliesenlegern, Hoteliers, Auto-
herstellern oder fast allen anderen Ge-
werbetreibenden:EssenmüssendieMen-
schen immer. Den Autokauf kann man
aufschieben, die Nahrungsaufnahme
nicht so gut. Aber das ist nur ein Aspekt.

Hinzu kommt, dass der Lebensmittel-
handel geprägt ist von nur vier Konzer-
nen. Aldi, Lidl, Edeka und Rewe legen im
Prinzip das Preisniveau fest, vorneweg
Aldi als Preisführer. Früher war Aldi eine
guteAusweichmöglichkeit, jetzt ist erdas
nicht mehr so richtig. Auch, weil sich in
denvergangenenJahreneingewissesUn-
wohlsein bei allen Händlern breitge-
macht hat. Unwohlsein über die Kunden,
genauer: die deutschen Pfennigfuchser,
die mit Einkaufszettel durch den Dis-
countmarkt laufen und auf die zweite
Cent-Stelleachten.DieFolgewarenPreis-
schlachten und geringe Margen. Letzte-
res teilweise auch bei den Herstellern.
Der Preis für eine Tiefkühlpizza war bis-
weilen so gering, dass sich die Produk-
tion kaummehr lohnte. Dochdamit ist es
jetzt einstweilen vorbei. Das ist schade,
denn es war gut für die Verbraucher. Es
bräuchte jetzt wieder so einen Aldi alter
Prägung,derdieDeutschenzupreissensi-
blen Wesen gemacht hat, die sie heute
sind. Einen Discounter, der selbst auf
jedenSchnickschnack verzichtet undnur
günstigePreisegarantiert.DerkeineMar-
kenprodukte verkauft, aber hohes Ver-
trauen bei den Verbrauchern genießt,
weil er das Image hat, selbst möglichst
jeden Cent einzusparen und die Interes-
sen derMenschen, diewenig Geld haben,
zu verteidigen. So ein Aldi fehlt heute.

Wer das sein könnte, steht in den Ster-
nen. Der Aldi von heute ist es jedenfalls
nicht. Die Erben verdienen jedes Jahr
mehr, als sie ein Leben lang ausgeben
können. Und das Management scheint
die Geister, die Aldi vor Jahrzehnten rief,
in Person der Erbsenzähler, möglichst
bald wieder loswerden zu wollen. Inso-
fern kam die Doppelt- und Dreifachkrise
aus Corona, Ukraine-Krieg und Energie-
knappheit gerade recht. Seitdem spielen
diePreise verrückt.Undwerwollte esden
Händlern, nicht nur Aldi, verdenken, die
allgemeine Verwirrung zu nutzen.

Die Begründungen, wenn es über-
haupt welche gibt, für die Preiserhöhun-
genwecken allerdings Zweifel, dass sie in
dieser Höhe gerechtfertigt sind. Mal soll
eineMissernte im fernenKanada für teu-
rereNudelnverantwortlich sein,mal eine
Vogelgrippe in Osteuropa für rasant ge-
stiegeneGänsepreise.WiediePreissprün-
ge zustande kommen, bleibt imDunkeln.
Diese mutmaßliche Willkür nährt beim
Verbraucher den Verdacht, über den
Tisch gezogen zu werden.

In der Tat sind die Verbraucherpreise
nirgends in Westeuropa zuletzt so stark
gestiegenwie inDeutschland. Ja, inman-
chen Ländern war das Preisniveau zuvor
höher. Aber dasmuss kein Argument da-
für sein, dass es die Händler dort offen-
bar nicht für nötig erachten, alle wahren
oder falschen Kostensteigerungen an die
Konsumenten weiterzureichen. Es sieht
vielmehr danach aus, als solle hierzu-
lande ein höheres Preisniveau etabliert
werden, auch dank Aldi. Naiv wäre es je-
denfalls zu glauben, die Preise kehrten
wieder auf ihr Vor-Krisen-Niveau zurück
– mit allen sozialen Konsequenzen. Das
ist die schlechte Nachricht. 

Frankfurt–DeutschlandsSparkassengel-
ten nicht unbedingt als Karriereschmie-
den für weibliche Führungskräfte. Ihre
Branchentreffen sindgeprägt vondunklen
Anzügen und roten Krawatten. Unter den
885 Vorstandsmitgliedern in bundesweit
gut 360 Sparkassen gibt es bislang nur 57
Frauen – ein Anteil von 6,4 Prozent, wie
das Analysehaus Barkow Consulting un-
längst ermittelt hat. Aber immerhin: Zu-
letzt stieß imVorstand desDachverbandes
DSGV sogar eine Frau hinzu. Auch sie
mahnte zum Amtsantritt Verbesserung in
Sachen Frauenförderung an und sagte, es
gebe „noch Luft nach oben“.

Wenn ineinemJahrdas obersteAmtder
Gruppeübergebenwird–dasdeseinfluss-
reichen Präsidenten des Deutschen Spar-
kassen- und Giroverbandes (DSGV) – böte
sich nun erstmals eine Chance, auch auf
höchsterEbenedieFrauenquotezuverbes-
sern. Ende 2023 steht der Vertrag von
Amtsinhaber Helmut Schleweis zur Ver-
längerung an. Und weil der Heidelberger
bereits 68 Jahre alt ist, war die Erwartung:
der Frontmann tritt den verdienten Ruhe-
stand an.

Doch nun rumort es imVerband. Das ist
erst einmal nicht ungewöhnlich im Spar-
kassenlager, dessenMacht über das Spen-
denwesen tief in den Städten, Gemeinden,
Landkreisen verankert ist: Der Präsiden-
tenposten ist ebensoeinflussreichwieum-
kämpft. Der Anführer – eine Sie gab es
noch nie – gibt die Richtung vor, soll die
Institute vor der so empfundenenRegulie-

rungswut schützen, sie zugleich fit halten
im Wettbewerb gegen Fintechs. Mit rund
einerMillion Euro Jahresgehalt ist der Job
ansprechend vergütet.

Es gibt also jedes Mal Gerangel, wenn
der Posten zu vergeben ist. Neu aber ist,
dass sich nun auch eine Frau in Stellung
bringt.LianeBuchholz,57, studierteFinanz-
mathematikerinausEisenach, seit fünfJah-

ren Präsidentin des Sparkassen-Regional-
verbandes Westfalen-Lippe – einer von
zwölf Sparkassenverbänden in Deutsch-
land. Buchholz kann gesunde Sparkassen
vorweisen und hat die Fusion ihrer Versi-
cherer und Bausparkassen durchgesetzt –
kein ganz schlechter Leistungsnachweis
für einen Dachverband, der seit Jahrzehn-
ten die verwinkelten Strukturen der Bran-

che bereinigen will. Im Verband aber neh-
menes ihr einigeübel, dass sie sicherkenn-
bar für den Posten interessiert und jüngst
sogar der FAZ ein Interview gab.

Einer der einflussreichen Funktionäre
der Sparkassenfamilie,Hans-GünterHen-
neke, 65, Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Landkreistags, fordert nun sogar,
den Vertrag von Amtsinhaber Schleweis
noch einmal zu verlängern. Die Rede ist
von zwei oder zweieinhalb Jahren, „um
nach einem sorgfältigen Findungsprozess
im Jahre 2025 einen Amtsnachfolger mit
Mittel- bzw. Langfristperspektive zu wäh-
len“, schrieber gerade in einemBrief andie

vier DSGV-Vizepräsidenten, der der SZ
vorliegt.GlaubtmandenWortendesLand-
kreisvertreters hält er niemanden für fä-
hig, auch nicht Buchholz. Einen „voll im
Stoff stehenden, keine Anzeichen von Er-
schöpfungoderAmtsmüdigkeit zeigenden
68-jährigen Präsidenten“ könne man
nicht durch einen auf dem Berliner und
Brüsseler Parkett „völlig unerfahrenen
Kandidaten männlichen oder weiblichen
Geschlechts austauschen“. Der oder die
auch noch in der ersten Hälfte der 1960er
Jahre geboren sei und daher „trotz erheb-
licher Einarbeitungsnotwendigkeit und
gebotener Netzwerkbildung auf diesen

Ebenen“ nur sechs Jahre im Amt bleiben
könnte. Die Botschaft: Hier kann es kei-
ne(r). Namen nennt Henneke in seinem
Brief nicht. Mehrere Verbandsinsider aber
sind sicher, dass der Landkreischef in ers-
ter Linie eines will: Buchholz verhindern
und dafür einen Mann, Ulrich Reuter, 60,
Sparkassenpräsidenten aus Bayern, und
bis vor Kurzem Landrat in Aschaffenburg,
zupromoten.Weil dieser jedochnochnicht
lang imAmt ist, es ihmanErfahrungman-
gelt, hülfe die Übergangszeit.

Hennekeweist all diesweit von sich. „Es
gingmirmit demBrief darum, eine geord-
neteNachfolge fürdieDSGV-Spitzeundda-
mit auch einen Generationenwechsel in
die Wege zu leiten“, sagte er der SZ. Weder
wolle er Frau Buchholz verhindern, noch
HerrnReuter unterstützen.Daaktuell kein
gleichermaßen geeigneter Kandidat oder
Kandidatin verfügbar sei, plädiere er eben
einfachnurnachdrücklich für eine Verlän-
gerungvonSchleweis’Amtszeit.UndBuch-
holz? „Hätte nach meinem Eindruck der-
zeitohnehinkeineChance,gewählt zuwer-
den“, ist sich Henneke sicher.

Ob das stimmt, wird sich wohl schon in
Kürze zeigen. Spätestens aber auf dem
nächsten Sparkassentag müssen sich die
Institute entscheiden. Und Schleweis? Der
lies unlängst durchblicken, sich noch aus-
reichend fit zu fühlen. Buchholzwiederum
hält sichaufAnfragebedeckt.DerFAZsag-
te sie neulich: „Wenn Sie etwas durchset-
zensollen,dannmüssenSiesichVerbünde-
te suchen.“ meike schreiber
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Die Absatzpläne der Autoindustrie seien „unvereinbar“ mit dem Plan, die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, warnt die Umweltorganisation Greenpeace.  FOTO: BERND FRIEDEL/IMAGO

Liane Buchholz kann gesunde Sparkassen und die Fusion ihrer Versicherer und
Bausparkassen vorweisen. Kein schlechter Leistungsnachweis.  FOTO: DPA

Die Botschaft von
Hans-Günter Henneke:
Hier kann es keine(r)

Autoindustrie sprengt Klimaziel
Die Branche will noch bis zu 778 Millionen Verbrennerautos verkaufen.

Dabei ist nur die Hälfte mit dem 1,5-Grad-Ziel vereinbar. Die Autohersteller geraten in Erklärungsnot

LEBENSMITTELPRE ISE

Echte Discounter

braucht das Land

Lieber ein „voll im Stoff“ stehender Präsident
Der sehr männlich geprägte Sparkassenverband hat erstmals die Chance auf eine Frau an der Spitze. Doch nun sät ein einflussreicher Funktionär Zweifel

In vielen Teilen der Welt
ist bislang kein
Verbrenner-Aus absehbar

Den Autokauf kann man
aufschieben, die
Nahrungsaufnahme eher nicht

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Süddeutsche Zeitung GmbH, München
Jegliche Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.sz-content.de

© 2022 PMG Presse-Monitor GmbH & Co. KG 32 / 40 Zum Inhaltsverzeichnis

M
uste

r

https://review.manager.presse-monitor.de/pr/1/027/2022/11/14/eGR1QzRKRlZmeEg1ZTBtaEZJQi9zd3ZQU3hSRFlLaTB0cllFSDQ1cnlzTzgvUSs1V2dBZThkYi9ZV0J1TXEvSjNEc0FzRGNsaGxZSFRacjV3VGI3OFE9PQ==/11/seite-1.pdf


Trends & Nachhaltigkeit
nd.DerTag/nd.DieWoche (neues deutschland) | 05.11.2022
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Die vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien ist alternativlos – muss aber mit einer Rohstoff-

wende einhergehen

Glühende LandschaftenFotograf:
unsplash/marek piwnicki, pike
erskine, chris leboutillier

Der Zugang zu Rohstoffen ist entscheidend für den Er-
folg unserer Transformation hin zu einer nachhaltigen
und digitalenWirtschaft«, betonte EU-Kommissionsprä-
sidentin Ursula von der Leyen in ihrer Rede zur Lage der
Union im September dieses Jahres und ergänzte: »Li-
thium und seltene Erden werden bald wichtiger sein
als Öl und Gas.« Wie die EU-Kommission, so hat auch
die Bundesregierung nach dem russischen Angriff auf
die Ukraine die Bemühungen intensiviert, die Abhän-
gigkeit von fossilen Energien zu reduzieren. Davon pro-
fitiert eine Industrie, die in den letzten Jahren regelmä-
ßig durch Menschenrechtsverletzungen, Kinderarbeit
und Umweltkatastrophen von sich reden gemacht hat:
die Bergbauindustrie.

Im Kampf gegen die Klimakrise gelten metallische Roh-
stoffe als entscheidende Ressourcen. In Technologien
wie Windkraft- und Solaranlagen oder Elektroautos sol-
len sie helfen, unsere Abhängigkeit von Kohle, Gas und
Öl zu reduzieren. Studien der Weltbank oder der EU-
Kommission prognostizieren daher einen stark wach-
senden Bedarf an Metallen. Das gibt den Bergbaukon-
zernen die Gelegenheit, ihr Image aufzupolieren und
sich als »grün« und »nachhaltig« zu präsentieren.

So schreibt der nach Börsenwert größte Bergbaukon-
zern der Welt: »Bei BHP fokussieren wir uns auf die
Ressourcen, die die Welt zur Entwicklung und Dekar-
bonisierung benötigt«. Der Konzern produziert Kupfer,
Eisen und Nickel. Diese Rohstoffe spielen in der Dekar-
bonisierung entscheidende Rollen, sowohl in der Elek-
tromobilität als auch in Stromtrassen oderWindkraftan-
lagen. Aber BHP verschweigt, dass er der größte Kohle-
Produzent derWelt ist. In einer Studie für die niederlän-
dische NGO TNI schreiben Mads Barbesgaard und Andy
Whitmore, dass der Konzern im Jahr 2020 sogar fünf-
mal mehr Geld für Erkundungen neuer Ölfelder als für
neue Kupferminen ausgegeben hat.

Als Klimaschützer gibt sich auch der zweitgrößte Berg-
baukonzern derWelt, Rio Tinto: »Wir spielen eine wich-
tige Rolle bei der Unterstützung und Ermöglichung
des Übergangs zu Netto-Null-Emissionen«, notiert er
auf seiner Internetseite. Rio Tinto produziert dafür Ei-
sen, Aluminium, Kupfer und Lithium. Zu den Netto-Null-
Emissionen passt allerdings weniger, dass Rio Tinto der
zweitgrößte Kohleproduzent ist. Der Konzern emittiert
allein so viel CO2 wie Bosnien-Herzegowina.
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Und auch der brasilianische Eisenerz-Produzent Vale,
weltweit drittgrößter Bergbaukonzern, präsentiert sich
gerne als »Hüter des Regenwaldes«. Dabei wurde der
Konzern erst im Dezember 2021 von einem brasilia-
nischen Gericht zu einer Geldstrafe verurteilt, weil er
15 Hektar zum Teil geschützten Waldes illegal abge-
holzt haben soll. Auch die Katastrophe von Brumadin-
ho im Januar 2019 ist noch in Erinnerung, bei der 270
Menschen starben, als ein Rückhaltebecken brach und
Mensch und Natur unter toxischen Bergbaurückstän-
den verschüttet wurden. Zudem ist Vale Besitzer der
größten Eisenmine der Welt. Diese liegt inmitten des
Regenwaldes und erstreckt sich über mehr als 120 Qua-
dratmeter. Dies entspricht immerhin drei Prozent der
Fläche des geschützten Carajás-Nationalwald.

Ausgeblendet bei diesem Greenwashing wird, dass der
Rohstoffabbau und die Weiterverarbeitung von Erzen
zu Metallen selbst einen großen Einfluss auf die Kli-
makrise haben. In Brasilien, so schätzen Wissenschaft-
ler, ist der Bergbau für zehn Prozent der Entwaldung
im Zeitraum von 2005 bis 2015 verantwortlich. Auf den
Philippinen genießen Bergbaukonzerne sogar die Frei-
heit, soviel Holz auf ihrem Konzessionsgebiet einzu-
schlagen, wie sie für richtig halten. Auch für den Ver-
lust von Tropenwäldern in Westafrika ist der Rohstoff-
abbau mitverantwortlich. Für den Abbau von Bauxit in
Guinea, unter anderem durch ein Konsortium unter Be-
teiligung von Rio Tinto, wurden ebenfalls Regenwälder
abgeholzt. Zudem erzeugen der Bergbau und die Wei-
terverarbeitung der Erze zu Metallen zehn bis 15 Pro-
zent der globalen CO2-Emissionen. Eine Forschergrup-
pe um den japanischen Umweltwissenschaftler Takuma
Watari hat anhand vonÖkobilanzen und Stoffstromana-
lysen gezeigt, dass schon die aktuelle Metallnutzung in
Ländern wie Deutschland nicht mit den Klimazielen ver-
einbar ist. Die Forschergruppe verweist deshalb auf die
Notwendigkeit, Bergbauprojekte ab 2030 insgesamt zu
reduzieren und stattdessen die Kreislaufwirtschaft mas-
siv auszubauen.

Das philippinische Umwelt- und Menschenrechtsnetz-
werk Alyansa Tigil Mina (Allianz gegen Bergbau) be-
nannte es schon am 16. September 2010 in einer Presse-
mitteilung konkret: Bergbau sei »nicht nachhaltig, un-
verantwortlich und dreckig«. Wenn der Bergbau den
Planeten nun aber doch nicht rettet, was dann?Metalle

in Windkraft- und Solaranlagen haben gegenüber der
Verbrennung von Kohle, Öl und Gas den großen Vorteil,
dass sie im Kreislauf gehalten werden können. Recycel-
tes Aluminium benötigt nur fünf Prozent der Energie,
die benötigt wird, um Aluminium aus Bauxit zu gewin-
nen. Auch das Recycling von Stahlschrott erspart bis zu
73 Prozent der Emissionen im Vergleich zur Gewinnung
aus Erzen.

Zwar ist eine hundertprozentige Kreislaufwirtschaft
nicht möglich, aber die Potenziale sind bei Weitem
noch nicht ausgereizt. Zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen in Deutschland, die sich im Arbeitskreis Rohstof-
fe zusammengeschlossen haben, fordern darüber hin-
aus eine Rohstoffwende, die auch sektorspezifische Re-
duktionsziele bei der Metallnutzung beinhaltet. Wäh-
rend der Ausbau der Erneuerbaren abseits von Energie-
und Stromeinsparungen alternativlos ist, gibt es ande-
re Sektoren, die ineffizient organisiert sind. Gebäude
sollten möglichst saniert und nicht abgerissen werden,
Neubauten so geplant werden, dass das Lebensende
des Bauwerks und die Wiederverwendung der Materia-
lien mit bedacht sind.

Großes Potenzial hat auch der Mobilitätssektor. Neuzu-
gelassene Autos in Deutschland wiegen durchschnitt-
lich 1,6 Tonnen. Sie befördern durchschnittlich andert-
halb Personen, deren Fahrten zu 66 Prozent unter 10 Ki-
lometer betragen. Hier gibt es viele Alternativen, vom
Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs, einer
besseren Infrastruktur für Fuß- und Radverkehr bis hin
zu einer Stadtplanung, die alle wichtigen Orte in einer
Viertelstunde zu Fuß erreichbar macht.

Beide Schritte, Ausbau einer Kreislaufwirtschaft und Re-
duktion des Primärverbrauchs, wären nicht nur im Sin-
ne einer Rohstoffwende, sondern würden helfen, die
Ziele der EU-Kommission zu erreichen. »Wir müssen
vermeiden, erneut in Abhängigkeit zu geraten wie bei
Öl und Gas«, sagte Ursula von der Leyen. Das wird mit
einem Weiter-so nur mit anderen Rohstoffen nicht ge-
lingen.

Michael Reckordt arbeitet bei der Berliner NGO Power-
Shift zur Rohstoffwende.

Im Kampf gegen die Klimakrise gelten metallische Roh-
stoffe als entscheidende Ressourcen.
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ANZEIGE

JÖRG STAUDE

W
ie sich die Energiewelt 
ändert, zeigt ein Blick 
zurück. Nur zehn Jah-
re ist es her, dass der 
damalige RWE-Chef 
die Nutzung von So-

larenergie in Deutschland für so sinnvoll hielt, 
wie Ananas in Alaska zu züchten. Und vor 
noch weniger Jahren warnte Ex-Kanzlerin An-
gela Merkel beim Energieverband BDEW vor 
zu hohen Erwartungen mit Blick auf die Er-
neuerbaren. Heute ist im Schnitt jede zwei-
te Kilowattstunde Strom erneuerbar. So platt 
wie früher gegen Öko-Energie zu Felde zu 
ziehen – das wirkt längst nicht mehr glaub-
würdig. Also lassen sich die Lobbyisten neue 
Tricks einfallen.

Zuerst reden sie davon, wie nötig es doch 
sei, dass es in Zukunft eine umwelt- und kli-
mafreundliche Energieversorgung gebe. Es 
sei aber – leider, leider – einfach nicht mög-
lich, ein Industrieland wie Deutschland al-
lein mit grüner Energie zu betreiben. Des-
wegen würden Kohle (noch eine ganze 
Zeit), Gas (als verlängerte »Brücke«) und 
Atom (auf unbestimmte Zeit) gebraucht. 
Eines der wirkmächtigsten Argumente, des-
sen sich die Energiewendekritiker dabei be-
dienen, ist der Bezug auf den Primärener-
gieverbrauch. So behauptet beispielsweise 
»Welt«-Herausgeber Stefan Aust, es sei eine 
»Illusion« zu glauben, man könne ein Indus-
trieland mit erneuerbaren Energien auf ir-
gendeine Weise versorgen. Das begründete 
Aust jüngst in der Talkshow »Maischberger« 
geradezu prototypisch: Windenergie wür-
de aktuell nur 3,5 Prozent der Primärener-
gie hergeben, sagte er. Im Juli 2021 hatte er 
schon mal über den Anteil der Windenergie 
sinniert. Da waren es nach seinen Worten üb-
rigens erst 3,1 Prozent gewesen – nun, das 
war doch eine etwas alte Zahl.

Der Bezug auf die Primärenergie – genau-
er auf den Primärenergieverbrauch – ist auch 
bei anderen »Welt«-Experten sehr beliebt. Im 
Presseclub der ARD hatte Axel Bojanowski, 
»Chefreporter Wissenschaft« bei der »Welt«, 
bemerkt, die Erneuerbaren würden nach jahr-
zehntelangen Milliarden-Subventionen heu-
te nur »etwas mehr als vier Prozent des Pri-
märenergieverbrauchs decken«. Für Aust und 
noch mehr für Bojanowski gehört das Erneu-
erbaren-Bashing zur politischen DNA. Aber 
auch ein seriöser Wissenschaftler wie Manu-
el Frondel vom Wirtschaftsforschungsinstitut 
RWI wärmte dieser Tage im NDR die Zahl auf, 
die Erneuerbaren würden insgesamt nur 16 
Prozent im Primärenergiemix abdecken – und 
das nach »Milliardensubventionen«.

Die 16 Prozent stimmen der Zahl nach. 
Warum dennoch hinter dem Bezug auf die 
Primärenergie eine klar tendenziöse Ab-
sicht steht, hätten alle drei in der »Welt« 
selbst nachlesen können. Denn nach Boja-
nowkis Ausfall dachte Daniel Wetzel, aner-
kannter Energie- und Wirtschaftsjournalist, 
in einem Beitrag darüber nach, was es mit 
dem »Primärenergieverbrauch« auf sich hat. 
Wetzel bezeichnet die Primärenergie als das, 
was sie ist: die Menge des Energiezuflusses 
in die Volkswirtschaft durch Öl, Kohle, Gas, 
Elektrizität und so weiter.

Deswegen halten Energiewende-Fans statt 
des Primärenergieverbrauchs die Messgröße 
Endenergieverbrauch für aussagekräftiger, 
schreibt er. Denn in der Endenergie seien 
zum Beispiel die Umwandlungsverluste nicht 
enthalten, die bei der Verbrennung von Koh-
le oder Benzin entstehen. Seien erst einmal 
überall Elektromotoren eingeführt, so Wetzel 
weiter, verschwende die Volkswirtschaft deut-
lich weniger Primärenergie, etwa durch Wär-
meverluste bei der Verbrennung im Motor. 
Der Endenergiebedarf sei daher geringer und 
die Ökostromziele seien leichter zu erreichen.

Weil Wetzel seinen Kollegen offensicht-
lich nicht zu nahe treten wollte und etwas 
verklausuliert formulierte, kommt hier eine 
leichter verständliche Erklärung: In den Pri-
märenergieverbrauch fließt bei fossilen Ener-
gieträgern wie Öl, Kohle oder Gas die gesam-
te Energiemenge ein, die ins Kraftwerk oder 
in die Raffinerie kommt. Bilanziert wird also 
beispielsweise die Kohle aus dem Tagebau, 
die dann in den Kessel kommt, dort verbrannt 
wird und Dampf erzeugt, der dann wiederum 
über die Turbine den Generator antreibt. Da-
bei wird thermische Energie in mechanische 
und dann in elektrische Energie umwandelt.

Auf dem Weg geht einiges verloren. Wegen 
der Umwandlungsverluste braucht ein Koh-
lekraftwerk etwa drei Kilowattstunden Koh-
le-Energie, um am Ende eine Kilowattstunde 
Strom zu erzeugen. Anders ist das bei Wind, 
Sonne und auch bei der Wasserkraft: Die Pri-
märquelle ihrer Energie ist keine Kohlegrube 
und kein Uranerz, sondern es ist letztlich eine 
kostenlose Naturkraft. In der Energiebilanzie-
rung wurde deswegen entschieden, dass die 
Kilowattstunde, die Sonne und Wind ins Netz 
einspeisen, als »Primärenergieverbrauch« gilt.

Das aber verschiebt die Proportionen ge-
waltig: Im Primärenergieverbrauch werden 
die drei Kilowattstunden Ausgangs-Kohle-
energie gleich bilanziert wie eine Kilowatt-
stunde Windstrom. Der von den Energiewen-
dekritikern so gern genommene Maßstab 
des Primärenergieverbrauchs verzerrt also 
den realen Anteil der Erneuerbaren ins Un-
kenntliche. Der Öko-Anteil erscheint klein, 
denn im Primärverbrauch steckt quasi die 
ganze Energieverschwendung der konven-
tionellen Kraftwerkstechnik, aber auch, wie 
Wetzel betont, der fossilen Verbrennertech-
nik in Fahrzeugen.

Mit dem Primärenergie-Trick wird die alte 
Energiewelt auf die Höhe der neuen gehoben 
und gegen diese verwandt – wenn das nicht 
ein gewieftes Manöver ist, was dann?

Wer das nicht glauben kann, für den 
kommt hier die regierungsoffizielle Erklärung 
des Umweltbundesamtes. Statistisch wird, er-
klärt das UBA, der Primärenergieverbrauch 
über das Wirkungsgradprinzip ermittelt. Da-
bei werden die Einsatzmengen der in Feue-
rungsanlagen verbrannten Energieträger – 
fossil und auch biogen – mit ihrem Heizwert 
multipliziert. Für Strom aus Wind, Wasser-
kraft oder Photovoltaik werde dabei ein Wir-
kungsgrad von 100 Prozent, für die Geother-
mie von zehn Prozent und für die Kernenergie 
von 33 Prozent angenommen. Und 100 Pro-
zent angenommener Wirkungsgrad bedeuten 
eben: Eine Kilowattstunde Primärenergie ist 
bei der Windkraft rechnerisch gleich eine Ki-
lowattstunde Nutzenergie.

Für die erneuerbaren Energien wird so, 
schreibt das UBA weiter, ein erheblich niedri-

gerer Primärenergieverbrauch errechnet als 
für fossil-nukleare Brennstoffe. Dies habe in 
Zeiten der Energiewende »methodenbedingte 
Verzerrungen« zur Folge: Der Primärenergie-
verbrauch sinke mit steigender Substitution 
von fossil-nuklearen Brennstoffen durch Er-
neuerbare überproportional. Das ist die gute 
Nachricht: Je weniger Energie wir auf fossi-
ler oder nuklearer Basis erzeugen und je mehr 
auf erneuerbarer, desto effizienter wird das 
ganze System. Kohle- und Atomausstieg er-
höhen quasi automatisch die Effizienz, sofern 
die fossile Energie eben vor allem durch Wind 
und Sonne ersetzt wird.

Wie sehr sich Primär- und Endenergiever-
brauch unterscheiden, zeigen die Daten. 2020 
lag der Endenergieverbrauch in Deutschland 
bei rund 2330 Terawattstunden, der Primär-
energieverbrauch dagegen bei 3200 Terawatt-
stunden, also um rund ein Drittel höher. Kom-
men dann noch reale Energie-Einsparungen 
hinzu, steigt der Anteil der Erneuerbaren wei-
ter. Es ist klar, dass eine zu 100 Prozent er-
neuerbare Versorgung nur möglich ist, wenn 
auch der Endenergie-Einsatz insgesamt deut-
lich sinkt. Ein Weiter-so in Grün geht nicht.

An der Stelle werden die Energiewende-
Kritiker wieder ganz wach: Dass der Primär-
energieverbrauch die wahren Verhältnisse zu 
Lasten der Öko-Energien verzerrt, lässt sich 
schwer in Abrede stellen. Also argumentie-
ren ihre Gegner ab jetzt im Stile des soge-
nannten Whataboutism, also mit nicht zum 
Thema gehörenden Gegenfragen wie: Wenn 
wir so viel Wind und Sonne wollten, brau-
chen wir doch auch Speicher? Was wird, wenn 
die Sonne nicht scheint und der Wind nicht 
weht, mit der Blackout-Gefahr? Und wir brau-
chen doch auch, wenn alles elektrifiziert wird, 
mehr Strom? Soll der allesamt aus Wind und 
Sonne kommen? Ihr Ökos wollt doch zugleich 
massenhaft Energie einsparen – wie kann das 
denn alles zusammenpassen?

Für all diese Probleme gibt es seit Langem 
auch Lösungen auf erneuerbarer Basis. Die 
schwankende Erzeugung der Erneuerbaren 
gleicht man durch Sektorenkopplung, Fle-
xibilitätsanreize und auch Speicher aus, die 
es natürlich auch braucht. Das ist nicht neu, 
ist vielfach fundiert gerechnet und zukünftig 
ein gutes Geschäft. Dass dieser Wandel nicht 
einfach ist, viel Geld kostet und Deutschland 
trotz eines Anteils von 50 Prozent Öko beim 
Strom bei der Energiewende noch nicht wirk-
lich weit gekommen ist – wer will das in Ab-
rede stellen?

Um eine differenzierte Sicht geht es Aust 
und Co aber nicht. Ihre Erzählung will von 
vornherein auf die Behauptung hinaus, ein 
zu hundert Prozent erneuerbares System 
könne Deutschland nicht sicher mit Ener-
gie versorgen. Das ist der Grund, weshalb sie 
den Trick mit dem Primärenergieverbrauch 
so lieben. Doch den müssen die Erneuerba-
ren eben gar nicht decken. Dass hier immer 
wieder ein falscher, diskreditierender Maß-
stab angelegt wird, und zwar mit voller Ab-
sicht, das sollte man den Gegnern der Ener-
giewende nicht länger durchgehen lassen. 
Und die anderen Punkte auch nicht. Aber das 
ist eine andere Geschichte.

Hartnäckig hält sich die Erzählung, 100 Prozent Öko-Energie seien illusorisch für 
ein Industrieland wie Deutschland. Dahinter steckt meist eine falsche Rechnung
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Am kommenden Montag wird die diesjährige UN-

Klimakonferenz offiziell eröffnet. Sie findet im 
ägyptischen Badeort Scharm El-Scheikh auf der 

Sinai-Halbinsel am Roten Meer statt. Offiziell fir-
miert die Großveranstaltung unter dem Kürzel 

COP 27: Es handelt sich also um die 27. Konfe-

renz der Vertragsstaaten der UN-Klimarahmen-

konvention von 1992. In dieser wurde zum ers-

ten Mal das Ziel ausgegeben, die vom Menschen 

verursachte gefährliche Störung des Klimasys-

tems zu verhindern. Die Übereinkunft wird von 

allen Staaten mitgetragen, sodass COP ein welt-

umspannendes Treffen ist, bei dem alle wichti-
gen Entscheidungen der globalen Klimapolitik 

getroffen werden, darunter 2015 die Verabschie-

dung des Pariser Klimaschutzabkommens. Aus 

vielen Ländern reisen Staats- und Regierungs-

chefs oder Minister an – in der zweiten Woche, 

wenn es in die heiße Phase der Vereinbarun-

gen geht. Doch die Asymmetrien in der inter-

nationalen Gemeinschaft sind auch hier sicht-

bar: Die Delegationen aus armen Ländern 

sind oft sehr klein, wenn überhaupt Teilneh-

mer kommen, was ihren Einfluss schmälert. 

Gleichzeitig sind die Konferenzen ein Riesen-

treffen mit unzähligen Side-Events, an dem alle 
möglichen Leute teilnehmen, die mit dem Thema 

Klimaschutz befasst sind: NGO-Vertreter, Wissen-

schaftler, Journalisten, aber auch Wirtschaftsleute. 

In Scharm El-Scheikh werden rund 30 000 Teil-

nehmer erwartet. Eine, die in den vergangenen 

Jahren für Aufsehen sorgte, kommt diesmal aber 

nicht: Greta Thunberg erklärte, die Veranstaltung 

in Ägypten sei ein Forum für »Greenwashing«. 

Überhaupt seien Klimagipfel »nicht wirklich dazu 

gedacht, das ganze System zu ändern«.  

Besonders sichtbar sind auch die Sponsoren, 

die zur Finanzierung der Großveranstaltung 

zunehmend wichtiger werden. Hauptsponsor ist 

diesmal Coca-Cola. Das stößt auf viel Unmut, 

denn der Getränkemulti ist ein großer Treibhaus-

gasemittent und Müllverursacher. Problematischer 

könnte sein, dass Hunderte Wirtschaftsvertreter 

aus der Kohle-, Öl und Gasbranche Einfluss 
auf die Verhandlungen zu nehmen versuchen. 

Dies ist aber auch ein Zeichen dafür, dass selbst 

die Fossil-Industrie längst anerkannt hat, dass 

Klimaschutz auch sie etwas angeht. KSte

Klimakonferenz COP 27

Der von den  
Energie wende
kritikern so  
gern genommene 
Maßstab des  
Primärenergie
verbrauchs verzerrt 
den realen Anteil 
der Erneuerbaren 
ins Unkenntliche.
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DAVID ZAUNER

G
ut getimt: Der Expertenrat für Klima-
fragen veröffentlichte am heutigen 
Freitag sein Zweijahresgutachten, zwei 

Tage vor Beginn des Weltklimagipfels in Ägyp-
ten. Letztes Jahr in Glasgow hatten die Staaten 
das 1,5-Grad-Ziel bestätigt. Dieses Jahr steht in 
Scharm El-Scheikh zum ersten Mal die Umset-
zung im Zentrum.

Fruchtbare Verhandlungen über die künf-
tige Klimapolitik setzen Klarheit über die Fak-
tenlage voraus. Wie haben sich die Treib-
hausgas-Emissionen entwickelt? Was sind die 
Trends und reichen die beschlossenen Maß-
nahmen aus? Für Deutschland beschäftigte 
sich der Expertenrat in seinem über 270 Sei-
ten langen Gutachten mit genau diesen Fra-
gen. Der Grundtenor: Es passiert was, aber 
viel zu wenig. Zwischen 2000 und 2021 san-
ken die Emissionen um 27 Prozent. Das lag an 
Effizienzsteigerungen. Außerdem verbesserte 
sich die Energie- und Emissionsintensität. Es 
wurde also weniger Energie für dieselbe Wirt-
schaftsleistung verbraucht und weniger Treib-
hausgas für dieselbe Menge Energie ausgesto-
ßen. Emissionssteigernd wirkte dagegen die 
Wirtschaftsentwicklung.

»Die bisherigen Emissions-Reduktionsra-
ten reichen bei Weitem nicht aus, um die Kli-
maschutzziele für 2030 zu erreichen – weder 
in der Summe noch in den einzelnen Sekto-
ren«, stellte der Ökonom Thomas Heimer, ei-
nes der fünf Mitglieder des Klimarats, fest. Bis 
2030 sollen die Emissionen um 65 Prozent ge-
genüber 1990 sinken. So sieht es das novel-
lierte Bundes-Klimaschutzgesetz vor. Die jähr-

lichen Minderungsraten müssten sich dafür in 
den kommenden Jahren mehr als verdoppeln.

Die Fortschritte unterscheiden sich deut-
lich von Sektor zu Sektor. Am dichtesten sind 
der Energie- und der Gebäudebereich ihren 
Zielen auf den Fersen. Mit minus 36 Prozent 
macht der Energiesektor fast die Hälfe der ge-
samten Emissionsminderung aus. Im Gebäu-
desektor schrumpften die Emissionen um 35 
Prozent. Die Sorgenkinder der deutschen Kli-
maanstrengungen sind, mit einer Minderung 
um 13 und 18 Prozent, Industrie und Verkehr. 
»Im Industriesektor wäre etwa eine zehnfache 
und beim Verkehr sogar eine 14-fache Erhö-
hung der durchschnittlichen Minderungsmen-
ge pro Jahr notwendig«, sagte Heimer.

Immerhin spreche der Koalitionsvertrag an, 
so der Klimarat, dass eine deutliche Beschleu-
nigung der Klimaanstrengungen nötig sei. Aber 
das Ausbautempo der emissionsarmen Alterna-
tiven bleibt weit hinter den Zielen zurück. Das 
gilt sowohl bei erneuerbaren Energien als auch 
bei Elektromobilität und Wärmepumpen. Noch 

schlechter sieht es beim Rückbau fossil betrie-
bener Systeme aus, also von Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor, Öl- und Gasheizungen. Im 
Allgemeinen, urteilt der Expertenrat für Klima-
fragen, würden viele Maßnahmen ihre erhoffte 
Wirkung nicht erzielen. Sollte der Umbau von 
fossil zu erneuerbar nicht schnell genug gehen, 
»wird ein Erreichen der Klimaziele nur mög-
lich sein, wenn weitere Hebel, wie die Aktivi-
tätsentwicklung in Verbindung mit einer ent-
sprechenden Änderung des Konsumverhaltens, 
ebenfalls stärker adressiert werden«, so die 
stellvertretende Vorsitzende Brigitte Knopf.

Beinahe alle verabschiedeten Maßnah-
men wirken laut Klimarat indirekt, etwa über 
Preissteuerung, auf die Treibhausgasemissio-
nen ein. Es fehlten Maßnahmen, die unmit-
telbar auf weniger Produktion oder die Ver-
meidung von Rebound-Effekten abzielen. 
»Effizienzgewinne wurden also beispielswei-
se durch das allgemeine Wirtschaftswachs-
tum, größere Wohnflächen oder gestiegene 
Transportleistungen konterkariert«, erläuter-
te der Ratsvorsitzende Hans-Martin Henning. 
Der Klimarat bezweifelt, ob die Klimaziele 
ohne einen Paradigmenwechsel in der deut-
schen Klimapolitik erreicht werden könnten. 
Die Bundesregierung könnte etwa eine harte 
Emissionsobergrenze festlegen.

Die Politik würde damit weg von der blo-
ßen Emissionsminderungspolitik kommen, so 
der Rat. Also weg davon, über Anreize und För-
derungen die Emissionen zu kontrollieren, und 
hin zu der umso schwierigeren Aufgabe, »den 
Wandel so zu gestalten, dass er für Wirtschaft 
und Gesellschaft ökonomisch und verteilungs-
politisch tragfähig ist«.
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MICHAEL RECKORDT

D
er Zugang zu Rohstoffen ist 
entscheidend für den Erfolg 
unserer Transformation hin 
zu einer nachhaltigen und 
digitalen Wirtschaft«, be-
tonte EU-Kommissionsprä-

sidentin Ursula von der Leyen in ihrer Rede 
zur Lage der Union im September dieses Jah-
res und ergänzte: »Lithium und seltene Erden 
werden bald wichtiger sein als Öl und Gas.« 
Wie die EU-Kommission, so hat auch die Bun-
desregierung nach dem russischen Angriff auf 
die Ukraine die Bemühungen intensiviert, die 
Abhängigkeit von fossilen Energien zu redu-
zieren. Davon profitiert eine Industrie, die in 
den letzten Jahren regelmäßig durch Men-
schenrechtsverletzungen, Kinderarbeit und 
Umweltkatastrophen von sich reden gemacht 
hat: die Bergbauindustrie.

Im Kampf gegen die Klimakrise gelten me-
tallische Rohstoffe als entscheidende Ressour-
cen. In Technologien wie Windkraft- und So-
laranlagen oder Elektroautos sollen sie helfen, 
unsere Abhängigkeit von Kohle, Gas und Öl 
zu reduzieren. Studien der Weltbank oder der 
EU-Kommission prognostizieren daher einen 
stark wachsenden Bedarf an Metallen. Das 
gibt den Bergbaukonzernen die Gelegenheit, 
ihr Image aufzupolieren und sich als »grün« 
und »nachhaltig« zu präsentieren.

So schreibt der nach Börsenwert größte 
Bergbaukonzern der Welt: »Bei BHP fokussie-
ren wir uns auf die Ressourcen, die die Welt 
zur Entwicklung und Dekarbonisierung be-
nötigt«. Der Konzern produziert Kupfer, Eisen 
und Nickel. Diese Rohstoffe spielen in der De-
karbonisierung entscheidende Rollen, sowohl 
in der Elektromobilität als auch in Stromtras-
sen oder Windkraftanlagen. Aber BHP ver-
schweigt, dass er der größte Kohle-Produzent 
der Welt ist. In einer Studie für die niederlän-
dische NGO TNI schreiben Mads Barbesgaard 
und Andy Whitmore, dass der Konzern im Jahr 
2020 sogar fünfmal mehr Geld für Erkundun-
gen neuer Ölfelder als für neue Kupferminen 
ausgegeben hat.

Als Klimaschützer gibt sich auch der zweit-
größte Bergbaukonzern der Welt, Rio Tinto: 
»Wir spielen eine wichtige Rolle bei der Un-
terstützung und Ermöglichung des Übergangs 
zu Netto-Null-Emissionen«, notiert er auf sei-
ner Internetseite. Rio Tinto produziert dafür 
Eisen, Aluminium, Kupfer und Lithium. Zu den 

Netto-Null-Emissionen passt allerdings weni-
ger, dass Rio Tinto der zweitgrößte Kohlepro-
duzent ist. Der Konzern emittiert allein so viel 
CO2 wie Bosnien-Herzegowina.

Und auch der brasilianische Eisenerz-Pro-
duzent Vale, weltweit drittgrößter Bergbau-
konzern, präsentiert sich gerne als »Hüter des 
Regenwaldes«. Dabei wurde der Konzern erst 
im Dezember 2021 von einem brasilianischen 
Gericht zu einer Geldstrafe verurteilt, weil er 
15 Hektar zum Teil geschützten Waldes ille-
gal abgeholzt haben soll. Auch die Katastrophe 
von Brumadinho im Januar 2019 ist noch in 
Erinnerung, bei der 270 Menschen starben, als 
ein Rückhaltebecken brach und Mensch und 
Natur unter toxischen Bergbaurückständen 
verschüttet wurden. Zudem ist Vale Besitzer 
der größten Eisenmine der Welt. Diese liegt 
inmitten des Regenwaldes und erstreckt sich 
über mehr als 120 Quadratmeter. Dies ent-
spricht immerhin drei Prozent der Fläche des 
geschützten Carajás-Nationalwald.

Ausgeblendet bei diesem Greenwashing 
wird, dass der Rohstoffabbau und die Weiter-
verarbeitung von Erzen zu Metallen selbst ei-
nen großen Einfluss auf die Klimakrise haben. 
In Brasilien, so schätzen Wissenschaftler, ist 
der Bergbau für zehn Prozent der Entwaldung 
im Zeitraum von 2005 bis 2015 verantwort-
lich. Auf den Philippinen genießen Bergbau-
konzerne sogar die Freiheit, soviel Holz auf 
ihrem Konzessionsgebiet einzuschlagen, wie 
sie für richtig halten. Auch für den Verlust von 
Tropenwäldern in Westafrika ist der Rohstoff-
abbau mitverantwortlich. Für den Abbau von 
Bauxit in Guinea, unter anderem durch ein 
Konsortium unter Beteiligung von Rio Tinto, 
wurden ebenfalls Regenwälder abgeholzt. Zu-
dem erzeugen der Bergbau und die Weiter-
verarbeitung der Erze zu Metallen zehn bis 
15 Prozent der globalen CO2-Emissionen. Eine 
Forschergruppe um den japanischen Umwelt-
wissenschaftler Takuma Watari hat anhand 
von Ökobilanzen und Stoffstromanalysen ge-
zeigt, dass schon die aktuelle Metallnutzung 
in Ländern wie Deutschland nicht mit den 
Klimazielen vereinbar ist. Die Forschergrup-
pe verweist deshalb auf die Notwendigkeit, 
Bergbauprojekte ab 2030 insgesamt zu redu-
zieren und stattdessen die Kreislaufwirtschaft 
massiv auszubauen.

Das philippinische Umwelt- und Men-
schenrechtsnetzwerk Alyansa Tigil Mina (Al-
lianz gegen Bergbau) benannte es schon am 
16. September 2010 in einer Pressemitteilung 

konkret: Bergbau sei »nicht nachhaltig, unver-
antwortlich und dreckig«. Wenn der Bergbau 
den Planeten nun aber doch nicht rettet, was 
dann? Metalle in Windkraft- und Solaranla-
gen haben gegenüber der Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas den großen Vorteil, dass 
sie im Kreislauf gehalten werden können. Re-
cyceltes Aluminium benötigt nur fünf Prozent 
der Energie, die benötigt wird, um Alumini-
um aus Bauxit zu gewinnen. Auch das Recyc-
ling von Stahlschrott erspart bis zu 73 Prozent 
der Emissionen im Vergleich zur Gewinnung 
aus Erzen.

Zwar ist eine hundertprozentige Kreislauf-
wirtschaft nicht möglich, aber die Potenziale 
sind bei Weitem noch nicht ausgereizt. Zivilge-
sellschaftliche Organisationen in Deutschland, 
die sich im Arbeitskreis Rohstoffe zusammen-
geschlossen haben, fordern darüber hinaus 
eine Rohstoffwende, die auch sektorspezifi-
sche Reduktionsziele bei der Metallnutzung 
beinhaltet. Während der Ausbau der Erneuer-
baren abseits von Energie- und Stromeinspa-
rungen alternativlos ist, gibt es andere Sekto-
ren, die ineffizient organisiert sind. Gebäude 
sollten möglichst saniert und nicht abgerissen 

Die vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien ist alternativlos – muss aber mit 
einer Rohstoffwende einhergehen
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werden, Neubauten so geplant werden, dass 
das Lebensende des Bauwerks und die Wieder-
verwendung der Materialien mit bedacht sind.

Großes Potenzial hat auch der Mobilitäts-
sektor. Neuzugelassene Autos in Deutschland 
wiegen durchschnittlich 1,6 Tonnen. Sie be-
fördern durchschnittlich anderthalb Personen, 
deren Fahrten zu 66 Prozent unter 10 Kilome-
ter betragen. Hier gibt es viele Alternativen, 
vom Ausbau des öffentlichen Nah- und Fern-
verkehrs, einer besseren Infrastruktur für Fuß- 
und Radverkehr bis hin zu einer Stadtplanung, 
die alle wichtigen Orte in einer Viertelstunde 
zu Fuß erreichbar macht.

Beide Schritte, Ausbau einer Kreislaufwirt-
schaft und Reduktion des Primärverbrauchs, 
wären nicht nur im Sinne einer Rohstoffwen-
de, sondern würden helfen, die Ziele der EU-
Kommission zu erreichen. »Wir müssen ver-
meiden, erneut in Abhängigkeit zu geraten 
wie bei Öl und Gas«, sagte Ursula von der Ley-
en. Das wird mit einem Weiter-so nur mit an-
deren Rohstoffen nicht gelingen.

Michael Reckordt arbeitet bei der Berliner NGO 
PowerShift zur Rohstoffwende.

Der Expertenrat 
fordert einen 
Paradigmenwechsel 
in der deutschen 
Klimapolitik.
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DAVID ZAUNER

G
ut getimt: Der Expertenrat für Klima-
fragen veröffentlichte am heutigen 
Freitag sein Zweijahresgutachten, zwei 

Tage vor Beginn des Weltklimagipfels in Ägyp-
ten. Letztes Jahr in Glasgow hatten die Staaten 
das 1,5-Grad-Ziel bestätigt. Dieses Jahr steht in 
Scharm El-Scheikh zum ersten Mal die Umset-
zung im Zentrum.

Fruchtbare Verhandlungen über die künf-
tige Klimapolitik setzen Klarheit über die Fak-
tenlage voraus. Wie haben sich die Treib-
hausgas-Emissionen entwickelt? Was sind die 
Trends und reichen die beschlossenen Maß-
nahmen aus? Für Deutschland beschäftigte 
sich der Expertenrat in seinem über 270 Sei-
ten langen Gutachten mit genau diesen Fra-
gen. Der Grundtenor: Es passiert was, aber 
viel zu wenig. Zwischen 2000 und 2021 san-
ken die Emissionen um 27 Prozent. Das lag an 
Effizienzsteigerungen. Außerdem verbesserte 
sich die Energie- und Emissionsintensität. Es 
wurde also weniger Energie für dieselbe Wirt-
schaftsleistung verbraucht und weniger Treib-
hausgas für dieselbe Menge Energie ausgesto-
ßen. Emissionssteigernd wirkte dagegen die 
Wirtschaftsentwicklung.

»Die bisherigen Emissions-Reduktionsra-
ten reichen bei Weitem nicht aus, um die Kli-
maschutzziele für 2030 zu erreichen – weder 
in der Summe noch in den einzelnen Sekto-
ren«, stellte der Ökonom Thomas Heimer, ei-
nes der fünf Mitglieder des Klimarats, fest. Bis 
2030 sollen die Emissionen um 65 Prozent ge-
genüber 1990 sinken. So sieht es das novel-
lierte Bundes-Klimaschutzgesetz vor. Die jähr-

lichen Minderungsraten müssten sich dafür in 
den kommenden Jahren mehr als verdoppeln.

Die Fortschritte unterscheiden sich deut-
lich von Sektor zu Sektor. Am dichtesten sind 
der Energie- und der Gebäudebereich ihren 
Zielen auf den Fersen. Mit minus 36 Prozent 
macht der Energiesektor fast die Hälfe der ge-
samten Emissionsminderung aus. Im Gebäu-
desektor schrumpften die Emissionen um 35 
Prozent. Die Sorgenkinder der deutschen Kli-
maanstrengungen sind, mit einer Minderung 
um 13 und 18 Prozent, Industrie und Verkehr. 
»Im Industriesektor wäre etwa eine zehnfache 
und beim Verkehr sogar eine 14-fache Erhö-
hung der durchschnittlichen Minderungsmen-
ge pro Jahr notwendig«, sagte Heimer.

Immerhin spreche der Koalitionsvertrag an, 
so der Klimarat, dass eine deutliche Beschleu-
nigung der Klimaanstrengungen nötig sei. Aber 
das Ausbautempo der emissionsarmen Alterna-
tiven bleibt weit hinter den Zielen zurück. Das 
gilt sowohl bei erneuerbaren Energien als auch 
bei Elektromobilität und Wärmepumpen. Noch 

schlechter sieht es beim Rückbau fossil betrie-
bener Systeme aus, also von Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor, Öl- und Gasheizungen. Im 
Allgemeinen, urteilt der Expertenrat für Klima-
fragen, würden viele Maßnahmen ihre erhoffte 
Wirkung nicht erzielen. Sollte der Umbau von 
fossil zu erneuerbar nicht schnell genug gehen, 
»wird ein Erreichen der Klimaziele nur mög-
lich sein, wenn weitere Hebel, wie die Aktivi-
tätsentwicklung in Verbindung mit einer ent-
sprechenden Änderung des Konsumverhaltens, 
ebenfalls stärker adressiert werden«, so die 
stellvertretende Vorsitzende Brigitte Knopf.

Beinahe alle verabschiedeten Maßnah-
men wirken laut Klimarat indirekt, etwa über 
Preissteuerung, auf die Treibhausgasemissio-
nen ein. Es fehlten Maßnahmen, die unmit-
telbar auf weniger Produktion oder die Ver-
meidung von Rebound-Effekten abzielen. 
»Effizienzgewinne wurden also beispielswei-
se durch das allgemeine Wirtschaftswachs-
tum, größere Wohnflächen oder gestiegene 
Transportleistungen konterkariert«, erläuter-
te der Ratsvorsitzende Hans-Martin Henning. 
Der Klimarat bezweifelt, ob die Klimaziele 
ohne einen Paradigmenwechsel in der deut-
schen Klimapolitik erreicht werden könnten. 
Die Bundesregierung könnte etwa eine harte 
Emissionsobergrenze festlegen.

Die Politik würde damit weg von der blo-
ßen Emissionsminderungspolitik kommen, so 
der Rat. Also weg davon, über Anreize und För-
derungen die Emissionen zu kontrollieren, und 
hin zu der umso schwierigeren Aufgabe, »den 
Wandel so zu gestalten, dass er für Wirtschaft 
und Gesellschaft ökonomisch und verteilungs-
politisch tragfähig ist«.
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D
er Zugang zu Rohstoffen ist 
entscheidend für den Erfolg 
unserer Transformation hin 
zu einer nachhaltigen und 
digitalen Wirtschaft«, be-
tonte EU-Kommissionsprä-

sidentin Ursula von der Leyen in ihrer Rede 
zur Lage der Union im September dieses Jah-
res und ergänzte: »Lithium und seltene Erden 
werden bald wichtiger sein als Öl und Gas.« 
Wie die EU-Kommission, so hat auch die Bun-
desregierung nach dem russischen Angriff auf 
die Ukraine die Bemühungen intensiviert, die 
Abhängigkeit von fossilen Energien zu redu-
zieren. Davon profitiert eine Industrie, die in 
den letzten Jahren regelmäßig durch Men-
schenrechtsverletzungen, Kinderarbeit und 
Umweltkatastrophen von sich reden gemacht 
hat: die Bergbauindustrie.

Im Kampf gegen die Klimakrise gelten me-
tallische Rohstoffe als entscheidende Ressour-
cen. In Technologien wie Windkraft- und So-
laranlagen oder Elektroautos sollen sie helfen, 
unsere Abhängigkeit von Kohle, Gas und Öl 
zu reduzieren. Studien der Weltbank oder der 
EU-Kommission prognostizieren daher einen 
stark wachsenden Bedarf an Metallen. Das 
gibt den Bergbaukonzernen die Gelegenheit, 
ihr Image aufzupolieren und sich als »grün« 
und »nachhaltig« zu präsentieren.

So schreibt der nach Börsenwert größte 
Bergbaukonzern der Welt: »Bei BHP fokussie-
ren wir uns auf die Ressourcen, die die Welt 
zur Entwicklung und Dekarbonisierung be-
nötigt«. Der Konzern produziert Kupfer, Eisen 
und Nickel. Diese Rohstoffe spielen in der De-
karbonisierung entscheidende Rollen, sowohl 
in der Elektromobilität als auch in Stromtras-
sen oder Windkraftanlagen. Aber BHP ver-
schweigt, dass er der größte Kohle-Produzent 
der Welt ist. In einer Studie für die niederlän-
dische NGO TNI schreiben Mads Barbesgaard 
und Andy Whitmore, dass der Konzern im Jahr 
2020 sogar fünfmal mehr Geld für Erkundun-
gen neuer Ölfelder als für neue Kupferminen 
ausgegeben hat.

Als Klimaschützer gibt sich auch der zweit-
größte Bergbaukonzern der Welt, Rio Tinto: 
»Wir spielen eine wichtige Rolle bei der Un-
terstützung und Ermöglichung des Übergangs 
zu Netto-Null-Emissionen«, notiert er auf sei-
ner Internetseite. Rio Tinto produziert dafür 
Eisen, Aluminium, Kupfer und Lithium. Zu den 

Netto-Null-Emissionen passt allerdings weni-
ger, dass Rio Tinto der zweitgrößte Kohlepro-
duzent ist. Der Konzern emittiert allein so viel 
CO2 wie Bosnien-Herzegowina.

Und auch der brasilianische Eisenerz-Pro-
duzent Vale, weltweit drittgrößter Bergbau-
konzern, präsentiert sich gerne als »Hüter des 
Regenwaldes«. Dabei wurde der Konzern erst 
im Dezember 2021 von einem brasilianischen 
Gericht zu einer Geldstrafe verurteilt, weil er 
15 Hektar zum Teil geschützten Waldes ille-
gal abgeholzt haben soll. Auch die Katastrophe 
von Brumadinho im Januar 2019 ist noch in 
Erinnerung, bei der 270 Menschen starben, als 
ein Rückhaltebecken brach und Mensch und 
Natur unter toxischen Bergbaurückständen 
verschüttet wurden. Zudem ist Vale Besitzer 
der größten Eisenmine der Welt. Diese liegt 
inmitten des Regenwaldes und erstreckt sich 
über mehr als 120 Quadratmeter. Dies ent-
spricht immerhin drei Prozent der Fläche des 
geschützten Carajás-Nationalwald.

Ausgeblendet bei diesem Greenwashing 
wird, dass der Rohstoffabbau und die Weiter-
verarbeitung von Erzen zu Metallen selbst ei-
nen großen Einfluss auf die Klimakrise haben. 
In Brasilien, so schätzen Wissenschaftler, ist 
der Bergbau für zehn Prozent der Entwaldung 
im Zeitraum von 2005 bis 2015 verantwort-
lich. Auf den Philippinen genießen Bergbau-
konzerne sogar die Freiheit, soviel Holz auf 
ihrem Konzessionsgebiet einzuschlagen, wie 
sie für richtig halten. Auch für den Verlust von 
Tropenwäldern in Westafrika ist der Rohstoff-
abbau mitverantwortlich. Für den Abbau von 
Bauxit in Guinea, unter anderem durch ein 
Konsortium unter Beteiligung von Rio Tinto, 
wurden ebenfalls Regenwälder abgeholzt. Zu-
dem erzeugen der Bergbau und die Weiter-
verarbeitung der Erze zu Metallen zehn bis 
15 Prozent der globalen CO2-Emissionen. Eine 
Forschergruppe um den japanischen Umwelt-
wissenschaftler Takuma Watari hat anhand 
von Ökobilanzen und Stoffstromanalysen ge-
zeigt, dass schon die aktuelle Metallnutzung 
in Ländern wie Deutschland nicht mit den 
Klimazielen vereinbar ist. Die Forschergrup-
pe verweist deshalb auf die Notwendigkeit, 
Bergbauprojekte ab 2030 insgesamt zu redu-
zieren und stattdessen die Kreislaufwirtschaft 
massiv auszubauen.

Das philippinische Umwelt- und Men-
schenrechtsnetzwerk Alyansa Tigil Mina (Al-
lianz gegen Bergbau) benannte es schon am 
16. September 2010 in einer Pressemitteilung 

konkret: Bergbau sei »nicht nachhaltig, unver-
antwortlich und dreckig«. Wenn der Bergbau 
den Planeten nun aber doch nicht rettet, was 
dann? Metalle in Windkraft- und Solaranla-
gen haben gegenüber der Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas den großen Vorteil, dass 
sie im Kreislauf gehalten werden können. Re-
cyceltes Aluminium benötigt nur fünf Prozent 
der Energie, die benötigt wird, um Alumini-
um aus Bauxit zu gewinnen. Auch das Recyc-
ling von Stahlschrott erspart bis zu 73 Prozent 
der Emissionen im Vergleich zur Gewinnung 
aus Erzen.

Zwar ist eine hundertprozentige Kreislauf-
wirtschaft nicht möglich, aber die Potenziale 
sind bei Weitem noch nicht ausgereizt. Zivilge-
sellschaftliche Organisationen in Deutschland, 
die sich im Arbeitskreis Rohstoffe zusammen-
geschlossen haben, fordern darüber hinaus 
eine Rohstoffwende, die auch sektorspezifi-
sche Reduktionsziele bei der Metallnutzung 
beinhaltet. Während der Ausbau der Erneuer-
baren abseits von Energie- und Stromeinspa-
rungen alternativlos ist, gibt es andere Sekto-
ren, die ineffizient organisiert sind. Gebäude 
sollten möglichst saniert und nicht abgerissen 

Die vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien ist alternativlos – muss aber mit 
einer Rohstoffwende einhergehen
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werden, Neubauten so geplant werden, dass 
das Lebensende des Bauwerks und die Wieder-
verwendung der Materialien mit bedacht sind.

Großes Potenzial hat auch der Mobilitäts-
sektor. Neuzugelassene Autos in Deutschland 
wiegen durchschnittlich 1,6 Tonnen. Sie be-
fördern durchschnittlich anderthalb Personen, 
deren Fahrten zu 66 Prozent unter 10 Kilome-
ter betragen. Hier gibt es viele Alternativen, 
vom Ausbau des öffentlichen Nah- und Fern-
verkehrs, einer besseren Infrastruktur für Fuß- 
und Radverkehr bis hin zu einer Stadtplanung, 
die alle wichtigen Orte in einer Viertelstunde 
zu Fuß erreichbar macht.

Beide Schritte, Ausbau einer Kreislaufwirt-
schaft und Reduktion des Primärverbrauchs, 
wären nicht nur im Sinne einer Rohstoffwen-
de, sondern würden helfen, die Ziele der EU-
Kommission zu erreichen. »Wir müssen ver-
meiden, erneut in Abhängigkeit zu geraten 
wie bei Öl und Gas«, sagte Ursula von der Ley-
en. Das wird mit einem Weiter-so nur mit an-
deren Rohstoffen nicht gelingen.

Michael Reckordt arbeitet bei der Berliner NGO 
PowerShift zur Rohstoffwende.
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AACHENER HOCHSCHULE KOMBINIERT BATTERIE UND WASSERSTOFF

Lkw-Antrieb der Zukunft

Der Lkw der Zukunft soll elektrisch fahren. Noch ist allerdings unklar, wie die nö-

tige Energie an Bord kommt. Wissenschaftler haben nun eine doppelte Lösung

vorgestellt.

SP-X/Aachen. Brennstoffzelle oder Batterie? Die übli-
che Frage nach der besten Technik für emissionsfreie
Lkw hat die RWTH Aachen nun mit ”beides” beantwor-
tet. Der Lehrstuhl ”Production Engineering of E-Mobi-
lity Components” hat den Prototypen eines auf E-An-
trieb umgerüsteten Schwerlast-Lkw mit Brennstoffzel-
le zur Reichweitenverlängerung vorgestellt. Die im Rah-

men des Projekts ”SeLv” entwickelte Technik soll 41-Ton-
nern künftig Reichweiten von 1.000 Kilometern ermög-
lichen. Noch fehlen dem Präsentations-Fahrzeug aller-
dings Brennstoffzelle und Tanksystem; beides soll in der
nächsten Entwicklungsstufe integriert werden. Daran
soll sich auch das Spin-Off Moion beteiligen, das am
Lehrstuhl gegründet wurde.
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Abbildung:
Die RWTH Aachen hat den
Prototypen eines E-Lkw vorgestellt
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Wie zwei Europäer Ostafrika E-mobil machen wollen

Ein Franzose und ein Deutscher bringen die Elektromobilität nach Nairobi und

Kampala. Jetzt werden die Kunden aufmerksam – denn die globale Energiekrise

treibt die Treibstoffpreise. Eine Mitfahrt.

D ie gelben Helme und leuchtenden Sicherheitswesten
bleiben nicht lange im Rückspiegel. Ein kurzes Aufheu-
len des Motors beim Überholen, und schon sind Nairo-
bis berühmt-berüchtigte Boda-Bodas nur noch von hin-
ten zu sehen. So heißen Motorradtaxis in Ostafrika. Se-
kunden später sind sie im dichten Verkehrsdschungel
verschwunden.

Jason Gras lebt seit zwei Jahren in der kenianischen
Hauptstadt. Wie ein Boda-Boda-Fahrer durch den Ver-
kehr zu cruisen, hat er ziemlich schnell gelernt. Doch
wenn der Start-up-Unternehmer auf seiner Maschine
Gas gibt, ist nur ein Surren zu hören. Das lässt aufmer-
ken in einer Millionenmetropole, in der nicht nur alters-
schwache Busse einen Höllenlärm und Gestank verursa-
chen. „Wo hast du das her? Was kostet es?“, rufen ihm
andere Fahrer an jeder Ampel zu. Gras ist es gewöhnt,
er antwortet schnell mit kurzen Sätzen. Nicht nur beim
Fahren, auch beim Sprechen scheint er sich selbst zu
überholen.

Das Motorrad ist batteriebetrieben, und der achtund-
zwanzig Jahre alte Franzose fährt es nicht nur aus ei-
gener Begeisterung. Sein Unternehmen Stima, das er
vor zwei Jahren mit dem fast gleichaltrigen Landsmann
Emile Fulcheri gegründet hat, will die E-Mobilität nach

Kenia bringen. Die Boda-Bodas sind der Anfang. 1,5Mil-
lionen gibt es allein in Nairobi. Auf dem Kontinent dürf-
ten etwa zwanzig Millionen Taxis und Kuriere auf zwei
Rädern unterwegs sein. Das Potential ist also riesig.

E-Mobilität erlebt einen Boom überall auf der Welt. In
Afrika steckt die Entwicklung noch in einem frühen Sta-
dium. Die Regierungen setzenwenige Anreize für einen
Umstieg auf elektrische Fahrzeuge. Doch eine agile jun-
ge Gründerszene hat sich entwickelt. Während eine gut
situierte Klientel in entwickelten Ländern Teslas und
andere Elektrofahrzeuge als Beitrag zum Klimaschutz
fährt oder zuweilen als Statussymbol, ist der Treiber auf
dem Kontinent ein anderer.

Nirgendwo ist der sozioökonomische Nutzen der E-Mo-
bilität so groß wie in Afrika, sagt Gras beim nächs-
ten kurzen Zwischenstopp. Grob gerechnet könnte ein
Boda-Boda-Fahrer in Nairobi drei Monatsverdienste im
Jahr sparen. Strom ist, verglichen mit Treibstoff, güns-
tig. Fast die gesamte Energie stammt aus erneuerbaren
Quellen, vor allemaus der Geothermie undWasserkraft.
Öl, Benzin und Diesel müssen dagegen importiert wer-
den. Und das ist ein Problem.
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In Nairobi ist das Chaos im April nicht vergessen. Ki-
lometerlange Warteschlangen bildeten sich vor den
Tankstellen. Viele Uber- oder Boda-Boda-Fahrer verlo-
renmehrere Stunden ihrer normalenArbeitszeit. Die ke-
nianische Regierung hatte ein Jahr zuvor Benzinsubven-
tionen eingeführt, um die Spritpreise stabil zu halten.
Dochmit dem überraschend schnellen Preissprung hiel-
ten die Subventionszahlungen nicht mit. Tankstellenbe-
treiber rationierten die Benzinmengen, manche schlos-
sen ganz.

Eddy Obara ist seit neun Jahren Boda-Boda-Fahrer. Er ist
sechsundzwanzig Jahre alt. Mit ein paar Kollegen steht
er an einer staubigen Straßenecke in Kibera, einem riesi-
gen Armenviertel, und wartet auf Kundschaft. Reguläre
Arbeitsplätze sind schwer zu finden, erzählt er. Daher
kratzte er damals das Geld für sein benzingetriebenes
Motorrad zusammen. Blank geputzt ist die Maschine
trotz des Staubs überall. „Jesus Saves“ steht auf der Ka-
rosserie – ein frommer Wunsch. Denn sein Job ist nicht
nur hart, sondern auch jeden Tag aufs Neue lebensge-
fährlich.

Im vergangenen Jahr habe er am Tag umgerechnet
zehn Dollar verdient, erzählt er. Vier Dollar gab er am
Tag für Treibstoff aus. Jetzt sind es sieben Dollar. „Du
verstehst, was das bedeutet?“ Seine Tarife in gleicher
Weise erhöhen? Eddy lacht über so eine Frage. In Ke-
nia haben auch die Lebensmittelpreise angezogen. In
Kibera haben viele Bewohner die Zahl der Mahlzeiten
am Tag reduziert. Es sind schwierige Zeiten in Ostafri-
kas führender Volkswirtschaft. Jeder spart, wo er nur
kann.

Nach zwanzig Kilometern brach eine Felge

Jasons Gras ist mit der Idee der Elektromobilität nicht
allein. Inzwischen gibt es weit mehr als ein Dutzend
Mitstreiter allein in Kenia. Der Franzose, der früher an
der TU Berlin Energie- und Verfahrenstechnik studier-
te, betrachtet sie nicht als Konkurrenten, „je mehr es
von uns gibt, desto besser“. Für den Aufbau der nötigen
Infrastruktur muss der Markt eine Mindestgröße errei-
chen. Zudem wächst dann der Druck auf die Regierung,
sich für die neue Branche zu interessieren und ein Re-
gelwerk aufzustellen.

Herausforderungen gibt es allerdings reichlich. Das Sti-
ma-Team brachte zunächst zu Testzwecken E-Motorrä-
der ins Land, wie sie in Asien genutzt werden. Gras hat-
te zuvor in China gelebt und den Aufschwung der Elek-
tromobilität dort hautnah miterlebt. In vielen chinesi-
schen Großstädten sind Zweiräder mit Benzinmotor we-
gen der hohen Luftverschmutzung mittlerweile verbo-
ten.

Doch die in Asien erprobten Maschinen erwiesen sich
als ungeeignet auf afrikanischen Straßen mit tiefen
Schlaglöchern und fehlendem Asphalt. Boda-Boda-Fah-
rer weichen gern beherzt auf Grünstreifen oder unge-
teerte Pisten aus. Sonst würden sie es im dichten Ver-
kehr nie ans Ziel schaffen, sagt Eddy. Wie die meisten
seiner Kollegen legt er hundert Kilometer am Tag zu-
rück. In China sind es nach den Recherchen von Gras

etwa dreißig Kilometer. Bei einem der Test-Motorräder
aus China brach schon nach zwanzig Kilometern eine
Felge.

Statt aus China will das Start-up-Unternehmen jetzt Mo-
torräder aus Indien ins Land bringen. Der führende in-
dische Hersteller One-Electric verspricht Exemplare, die
afrikanischen Herausforderungen standhalten. Er ex-
portiert nun in fünf afrikanische Länder, in die Verei-
nigten Staaten, nach Dubai und Nepal. Doch die Qua-
lität hat ihren Preis. Die Maschinen kosten mit Batte-
rie bis zu dreitausend Dollar, das ist deutlich teurer als
die in Nairobi überall herumkurvenden Boxer-Bikes, die
aus Sambia eingeführt werden. Über die Jahre hat sich
zudem ein Handel mit billigen Gebrauchträdern entwi-
ckelt.

Gras und seine Kollegen entwickelten daher ein Finan-
zierungsmodell. Der Fahrer kauft nur dasMotorrad. Die
Batterie, die etwa die Hälfte des Kaufpreises ausmacht,
bleibt Eigentum von Stima oder der späteren Betreiber
der Ladestationen. Bei jedem Boxenstopp tauscht ein
Fahrer die Batterie gegen eine Gebühr von bis zu 2,30
Dollar je nach Verbrauch gegen eine volle aus. Das spart
nicht nur Zeit. Auch Diebstahl wird erschwert, denn an
den Ladestationen sind Daten von Batterien und Fah-
rern erfasst.

Es ist eines von vielen Modellen, mit denen E-Mobili-
ty-Unternehmer in Afrika gerade experimentieren. Al-
le hoffen, dass sich das Geschäft irgendwann selbst
trägt und auch eine Rendite abwirft. Gras sprüht vor Ein-
fällen, wie das gelingen kann. An Kooperationen mit
Unternehmen aus anderen Wirtschaftszweigen ist ge-
dacht. So hat sich das Start-up mit einem Brillenherstel-
ler zusammengetan.

Der Nutzen wäre enorm

Fahrer, für die Brille und Gläser nicht leicht erschwing-
lich sind, könnten bei jedem Boxenstopp die Kreditra-
ten für den Kauf von Sehhilfen zurückbezahlen. Das
würde dem Brillenhersteller den Einstieg in einen neu-
en Markt ermöglichen und für mehr Sicherheit auf den
Straßen sorgen. „Noch ein Win-Win“, setzt er hinterher
und gibt wieder Gas.

Sechshundert Kilometer von Nairobi entfernt, auf der
anderen Seite des Victoriasees, baut das Team von
Jakob Hornbach in Kampala Lithium-Ionen-Batterien
zusammen. Sie treiben nicht nur Motorräder, son-
dern auch dreirädrige Gefährte, Traktoren, Fischerboo-
te oder die Kühlschränke von Imbissständen am Stra-
ßenrand an.

Die E-Mobilität in Afrika treibt den Frankfurter, des-
sen Familie die Hornbach-Baumarktkette in Deutsch-
land aufgebaut hat, schon seit 2017 um. Zum ersten
Mal war er nach dem Ingenieurstudium in Aachen nach
Uganda gekommen, auf einer Reise mit seinem einhei-
mischen Studienfreund Janos Ssejjongo Bisasso. Dass
ein Bedarf an Alternativen zu benzin- und dieselschlu-
ckenden Fahrzeugen bestand, war offensichtlich.
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„In Uganda gibt ein Boda-Boda-, ein Lastwagen- oder
ein Taxi-Fahrer die Hälfte seines Verdienstes für Sprit
aus. Das würde niemand in Deutschland hinnehmen“,
sagt der 32 Jahre alte Unternehmer. Je nach Stromtarif
könnten die Kosten durch den Umstieg auf E-Fahrzeuge
um achtzig bis neunzig Prozent sinken, schätzt er. Der
Nutzen für die normale Bevölkerung in Kampala, Nairo-
bi und anderswo wäre enorm. „Genau das ist es, was
mich hier so motiviert“, sagt er. „Es ist so viel spannen-
der als in bereits entwickelten Ländern.“

Zusammenmit Janos und zweiweiteren imAusland aus-
gebildeten Ingenieuren aus Uganda gründete er das
Unternehmen Bodawerk. Die vier haben ein ehrgeizi-
ges Ziel: „Wir wollen jeden Tropfen Öl durch Batteriezel-
len ersetzen.“ Der öffentliche Nahverkehr, in dem Mo-
torradtaxis eine wichtige Rolle spielen, hängt auch in
Uganda vom internationalen Ölmarkt ab, obwohl das
Land günstigeren Strom aus erneuerbaren Energiequel-
len erzeugt.

Auch in der Werkstatt in einem Backsteingebäude im
Zentrum von Kampala herrscht Pionierstimmung. Das
Potential für eine lokale Batterieproduktion ist in Afri-
ka eigentlich vorhanden. Alle wichtigen Bestandteile
– von Kobalt, Mangan, Lithium bis zum Kupfer – sind
reichlich im Boden zu finden. Doch mit den etablierten
Herstellern in China, die einen globalen Markt mit Mil-
liarden Kunden beliefern, zu konkurrieren ist schwierig
für afrikanische Unternehmen.

Bodawerk konzentriert sich deswegen auf den Zusam-
menbau, die Weiterverwendung und das Recycling von
Batterien. Ähnlich wie die Motorräder müssten die Bat-
terien allerdings an den Markt angepasst werden. „Sie
müssen flexibel einsetzbar sein, ordentlich Saft haben,
lange halten und müssen lokal repariert werden kön-
nen“, sagt Hornbach. Es sind andere Herausforderun-
gen als diejenigen, mit denen sich Ingenieure in Indus-
trieländern befassen.

Sein Betrieb ist noch in der Anfangsphase. Zweihun-
dertfünfzig Batterien wurden bisher verkauft, die meis-
ten für Boda-Bodas. Dreihundert weitere kommen dem-
nächst auf denMarkt. Auch derWeg dorthin ist lang ge-
wesen. Vier Jahre dauerten die Entwicklungsarbeit und
der Aufbau des Unternehmens. Die Batterien und Elek-
trofahrzeuge für eine Klientel mit geringer Kaufkraft er-
schwinglich zu machen, das ist das Kunststück.

„Wenn der Moped-Fahrer in Kampala am Ende genau-
so arm ist wie vorher, ist nichts gewonnen. Gleichzei-
tig kann das Ganze nicht nur auf Almosen beruhen“,
sagt er. Nachdem die vier Gründer mit ihrem Kapital
2017 gestartet sind, sind sie jetzt auf Investorensuche,
um die Batterieproduktion auf fünfundzwanzigtausend
Stück im Jahr zu steigern.

„Share-Ability“ ist eines der Schlagworte, das in Exper-
tenrunden regelmäßig auftaucht. Mehrere Nutzer tei-
len sich eine Batterie. Damit wird in ländlichen Regio-
nen schon experimentiert. In einigen Dörfern in Sim-
babwe beispielsweise teilen sich Kleinbauern batterie-
betriebene Kleinlastwagen. Außerdem könnten durch

den Verkauf der Geräte auf Raten die Hürden für Nied-
rigverdiener sinken, sagt Hornbach. Das Ausfallrisiko
mindert die Batterie. Geraten Nutzer in Verzug, wird sie
dank eingebauter SIM-Karte aus der Ferne ausgeschal-
tet – und mit einem Navigationssystem selbst im entle-
gensten Straßengraben aufgespürt.

Mittelfristig schwebt dem sichtlich entspannten Grün-
der, der mit Familie in Uganda lebt und nicht an ei-
ne Rückkehr denkt, eine Kreislaufwirtschaft vor. Wie-
dernutzung und Recycling von Batterien beschäftigen
nicht nur Umweltschützer. Die E-Mobilität in schnell
wachsenden afrikanischen Städten mag zu weniger
Lärm, besserer Luft und höherem verfügbaren Einkom-
men beitragen. Doch was passiert mit den vielen Mil-
lionen Motorrad- und Autobatterien am Ende ihrer Le-
benszeit?

Bei Bodawerk wird dafür an Netzwerken gearbeitet, die
über die Boda-Bodas in Kampala hinausreichen. Alte
Batterien, die noch 80 Prozent ihrer ursprünglichen Ka-
pazität liefern, taugen nicht mehr für Fahrzeuge, kön-
nen aber beispielsweise noch viele Jahre lang als Ener-
giespeicher in Solaranlagen zum Einsatz kommen. Auf
diese Weise könnten auch ländliche Regionen, die bis-
her nicht an das Stromnetz angebunden sind, kosten-
günstig versorgt werden.

Das Kapitalgeber für die E-Mobility-Start-ups sind inter-
nationalen Entwicklungsinstitutionen oder sogenannte
Impact-Investoren. Gleichzeitig kommt aus der Autoin-
dustrie Druck, auch in Afrika von benzin- und diesel-
schluckenden Gefährten auf E-Fahrzeuge umzusteigen.
Volkswagen, einer der Vorreiter, beispielsweise arbei-
tet seit 2019 in Ruanda am Aufbau von Mobilitätsdiens-
ten mit elektrisch betriebenen Autos.

„100 Kilometer mit einer Ladung?“

VW montiert die Fahrzeuge lokal aus importierten Tei-
len, Kooperationspartner Siemens liefert Ladestationen.
Auf Hürden stoßen die Bemühungen überall dort, wo
kein Strom vorhanden ist. Hunderte Millionen Men-
schen auf dem Kontinent haben keinen Zugang zu
grundlegender Elektrizität.

In Großstädten wie Nairobi, eine der Städte mit den
meisten Staus auf der Welt, aber ist der Anfang ge-
macht. Stima etwa hat die Lieferung von dreitausend
Motorrädern mit dem Lieferanten aus Indien verein-
bart, dreißig sind schon im Land. Eine erste Ladestation
für bis zu hundert Fahrer am Tag gibt es in Westlands,
einem wohlhabenden Geschäfts- und Wohnviertel. Sie
ist an das normale Stromnetz angeschlossen, soll dem-
nächst starten und bis zu hundert Fahrer am Tag versor-
gen. Später sollen solche Stationen „hybrid“ auch mit
Solarstrom gespeist werden und die Batterien von bis
zu vierhundert Fahrern am Tag wechseln.

Boda-Boda-Fahrer Eddy spielt auch mit dem Gedanken
an den Umstieg. So ein Motorrad könnte ihm schon
gefallen, sagt er mit Blick auf Jasons schnittiges Bike.
Dochmanmüsse nachrüsten, setzt er fachmännisch hin-
zu. Bisher haben auf den Motorrädern nur der Fahrer
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und ein Fahrgast Platz. Mindestens zwei Kunden muss
er transportieren können. Und mehr Ablagefläche für
Gepäck ist nötig.

Boda-Boda-Fahrer verstehen es, auch hoch aufgetürm-
te Fracht durch den Verkehr zu schaukeln. Vor allem be-
reitet ihm die Kapazität der Batterie Sorgen. „100 Kilo-
meter mit einer Ladung?“, fragt er. Das reicht für einen

Tag in Nairobi, aber nicht für die Fahrt zur Familie auf
dem Land, wo er die leere Batterie nicht auswechseln
kann. Seine Kollegen nicken, interessiert sind sie trotz-
dem. „Die Benzinpreise sind ein Killer“, sagt einer aus
der Runde, „wenn die Treibstoffpreise weiter steigen,
halten wir das nicht lange durch.“

Sie haben Post!
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